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Zur Diskussion gestellt

Zeitverträge in der Wissenschaft: Reformbedarf für bessere 
Qualifizierungs- und Arbeitsbedingungen?

Ein großer Teil der jungen Wissenschaftler in Deutschland arbeitet in befristeten 
Arbeitsverhältnissen. Bieten Auslandsuniversitäten und Unternehmen bessere 
Alternativen für Nachwuchswissenschaftler? Nadine Absenger, WSI, Düsseldorf, 
sieht zwingenden Reformbedarf zur Begrenzung der »ausufernden atypischen 
Beschäftigung«. Nach Ansicht von Ernst Dieter Rossmann, SPD-Bundestagsfrak-
tion, sollen u.a. »unsäglich kurze Verträge weitgehend unmöglich« werden und das 
nichtwissenschaftliche Personal aus dem Geltungsbereich des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes herausgenommen werden. Cornelia Quennet-Thielen, Bun-
desministerium für Bildung und Forschung, erläutert die im September beschlos-
senen Änderungen im Wissenschaftszeitvertragsgesetz.

Griechenland-Krise: Wunsch und Wirklichkeit
Martin Schütte

Martin Schütte, ehem. HypoVereinsbank/Bayer. Hypotheken-und Wechsel-Bank, 
kommentiert die Rettungsmaßnahmen für Griechenland und hält einen Grexit für 
unausweichlich.

Verlässlichkeit der EU-Methode zur Schätzung des 
Produktionspotenzials in Deutschland
Steffen Henzel und Claire Thürwächter

Seit 2012 steht die Produktionslücke im Zentrum der Regelbindung der Fiskalpo-
litik in der Europäischen Union im Rahmen des Fiskalpakts. Die Schätzwerte für 
die Produktionslücke legen den finanzpolitischen Spielraum fest, unter dem sich 
die Mitgliedsländer verschulden dürfen. Der Artikel nimmt eine erste Abschät-
zung der bisherigen Umsetzung der EU-Methode für Deutschland für die Jahre 
2010 bis 2015 vor und liefert erste Hinweise, inwiefern die derzeitige Methode als 
bindende Regel für die Fiskalpolitik geeignet ist. 

Eurokrise: Sparpolitik zweitrangig für den Einbruch der 
Wirtschaftsleistung in Griechenland?
Renate Neubäumer

Renate Neubäumer, Universität Koblenz-Landau, analysiert die Nachfrageent-
wicklung in Griechenland zwischen 2000 und 2013 und kommt zu den Ansicht, 
dass für den Einbruch der Wirtschaftsleistung Griechenlands die Fiskalpolitik 
zweitrangig war. Entscheidender war der Rückgang anderer Nachfragekompo-
nenten, vor allem des Wohnungsbaus, aber auch des privaten Konsums und 
weiterer Anlageinvestitionen, der sich bereits vor dem Beginn der Sparpolitik 
vollzogen hatte. 

Ökonomische Unsicherheit: Befristete Verträge erschweren 
Familiengründung
Wolfgang Auer, Natalia Danzer und Anita Fichtl

Starten Berufsanfänger in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis kann 
dies weitreichende Folgen haben: Unsichere ökonomische Verhältnisse er-
schweren die weitere Lebens- und Familienplanung. Analysen mit den Daten 
des Sozio-oekonomischen Panels der Jahre 1996 bis 2012 zeigen einen nega-
tiven Zusammenhang zwischen befristeter Beschäftigung und dem Familien-
gründungsverhalten.
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Einwanderung: Welchen Nutzen hat die einheimische Bevölkerung?
Michele Battisti, Gabriel Felbermayr und Panu Poutvaara

Deutschland erlebt zurzeit einen gewaltigen Zustrom von Menschen. Ein großer 
Teil der Flüchtlinge wird im Land bleiben. Es müssen passende institutionelle 
Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt und in den sozialen Sicherungs-
systemen geschaffen werden, damit Einwanderung eine Win-Win-Situation ent-
stehen lassen kann, in der sowohl die Einheimischen als auch die Zuwanderer 
wirtschaftlich profitieren. Der neu eingeführte Mindestlohn oder eine Anhebung 
der Hartz-IV-Regelsätze gefährden dieses Ziel.

Steuerung der Flüchtlingsströme durch Preise und Kapazitäten
Volker Meier

Im laufenden Jahr ist es zu einer sprunghaften Erhöhung der Zahl der Zuwande-
rer aus Staaten außenhalb der EU in die EU und insbesondere nach Deutschland 
gekommen. Der Beitrag schlägt ein durch Preise und Kapazitäten gesteuertes 
Verfahren zur Verteilung der Flüchtlingsströme vor.

Branchen im Blickpunkt: Entwicklung und Perspektiven der 
Fleischerzeugung in Deutschland 
Matthias Balz

In Deutschland hat sich in den letzten Jahren der Fleischverbrauch im Bereich 
der Größenordnung von etwa 60 kg pro Kopf eingependelt. Zeiten des mengen-
mäßigen Wachstums beim Fleischverzehr sind aus heutiger Sicht in den nächs-
ten Jahren kaum mehr zu erwarten. Die Verbraucher im 21. Jahrhundert verlan-
gen vor allem bessere Qualität.

Konjunkturtest im Fokus: Gastgewerbe
Przemyslaw Wojciechowski

Der Artikel beschreibt die Struktur und die Entwicklungen im Gastgewerbe und 
vergleicht diese Entwicklungen mit den vom ifo Institut erhobenen Daten. Im Er-
gebnis zeigt sich, dass die Konjunkturtestdaten die Entwicklungen am Markt gut 
nachzeichnen und als Informationsquelle für Unternehmen und Forschung her-
angezogen werden können.

Anhaltend moderates Investitionswachstum – Leasing expandiert 
mit abnehmender Dynamik
Stefan Sauer und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basierende 
Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Lea-
sing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2015 einen An-
stieg der Ausrüstungsinvestitionen einschließlich der sonstigen Anlagen von 3,4%.

ifo Architektenumfrage: Anhaltend gutes Geschäftsklima
Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Instituts bei den freischaffenden Architek-
ten ist das Geschäftsklima zu Beginn des dritten Quartals 2015 weiterhin recht 
gut. Die konjunkturelle »Schönwetterlage« hält sich somit bei den Architekten 
bereits seit gut zwei Jahren.

Kurz zum Klima: Rohstoffmärkte im »Superzyklus«
Heiko Sorg, Christoph Weissbart und Philipp Wertz

Der Beitrag zeigt die Auswirkung der Preisschwankungen für Rohstoffe in den 
letzten Jahren sowohl für Deutschland als auch für die Schwellenländer.
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bessere Qualifizierungs- und Arbeitsbedingungen?
Zeitverträge in der Wissenschaft: Reformbedarf für

Ein großer Teil der jungen Wissenschaftler in Deutschland arbeitet in befristeten Arbeitsverhält-

nissen. Und der Anteil der befristeten Arbeitsverträge in der Wissenschaft nimmt weiter zu. Bie-

ten Auslandsuniversitäten und Unternehmen bessere Alternativen für Nachwuchswissenschaftler?

Zeitverträge in der Wis sen-
schaft – zwingender Reform-
bedarf zur Begren zung 
aus ufernder atypischer 
Beschäftigung

Die deutsche Wissenschaftslandschaft ist 
geprägt von befristeter Beschäftigung. 
Artikel 5 III GG verpflichtet den Staat, die 
Pflege der freien Wissenschaft und ihre 
Vermittlung an die nachfolgende Genera-
tion auch durch Gewährleistung der er-
forderlichen arbeitsrechtlichen Rahmen-
bedingungen zu ermöglichen und zu för-
dern.1 Entsprechende arbeitsrechtliche 
Rahmenbedingungen hat der deutsche 
Gesetzgeber u.a. durch die Sonderbefris-
tungsmöglichkeiten des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) und 
dessen Vorgängerregelungen im Hoch-
schulrahmengesetz (HRG) zur Verfügung 
gestellt, die vom BVerfG in Anbetracht 
des mit ihnen verfolgten Ziels – die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zu 
erhalten – als verhältnismäßig eingestuft 
wurden.2 Die gesetzlichen Regelungen, 
die befristete Arbeitsverträge in der Wis-
senschaft ermöglichen, sind jedoch poli-
tisch wie rechtlich umstritten. 

Der deutsche Gesetzgeber hat in den 
letzten Jahren durch zahlreiche Refor-
men befristete Beschäftigung – nicht nur 
im Bereich Wissenschaft – erheblich ge-
fördert. So hat er z.B. 2001, 2004 und 
2007 die Befristungsmöglichkeiten des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) 
für Arbeitgeber erweitert. Um die ur-
sprünglichen Sonderregelungen für be-
fristete Beschäftigung wissenschaftli-
chen Personals an Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen (§§  57a ff. HRG) auf eine neue 
Rechtsgrundlage zu stellen und Rechts-

 1 BT-Drs. 16/3438, S. 8.
 2 BVerfG 24.4.1996 – 1 BvR 712/86.

sicherheit für Drittmittelbefristungen zu 
schaffen, wurde 2007 zudem das Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz eingeführt, 
das die Befristungsmöglichkeiten im Be-
reich Wissenschaft deutlich erweitert 
hat.3 Die Sonderregelungen für Befristun-
gen im Hochschulbereich und in For-
schungs einrichtungen sollen auf Qualifi-
zierungsphasen beschränkte befristete 
Beschäftigung ermöglichen und den 
Übergang in unbefristete Beschäfti-
gungsverhältnisse fördern; unbefristete 
Beschäftigung soll nach wie vor die Regel 
sein, heißt es in der Gesetzesbegründung 
zur Einführung des WissZeitVG.4 Die Pra-
xis sieht jedoch anders aus. 

Aufgrund der erheblichen Zunahme be-
fristeter Arbeitsverträge in der Wissen-
schaft wie auch allgemein in der Arbeits-
welt wird seit Jahren von Gewerkschaf-
ten, Parteien und vielen anderen die Be-
grenzung der Befristung von Arbeitsver-
trägen gefordert. Entsprechende Geset- 
zesanträge zur Reform des TzBfG wurden 
im Bundestag wiederholt diskutiert, man-
gels entsprechender Mehrheiten jedoch 
abgelehnt.5 Mangels Mehrheiten scheiter-
ten bisher auch entsprechende Geset-
zesanträge zur Reform des WissZeitVG.6 
Jedoch hat nun die Bundesregierung in 
ihrem Koalitionsvertrag für die Legisla-
turperiode 2013–2017 die Reform des 
WissZeitVG festgeschrieben. Aufgrund 
von Qualifizierungsphasen, zeitlich befris-
teten Forschungsprojekten und anderen 
Sachgründen lägen laut Bundesregierung 
befristete Verträge in der Natur des Wis-
senschaftsbetriebs; der Anteil befristeter 
Verträge, insbesondere jene von kurzer 
Dauer, hätte aber in den letzten Jahren 
ein Maß erreicht, das Handlungsbedarf 
entstehen lässt. Durch Gewährleistung 
angemessener Laufzeiten befristeter Ver-
träge sollen verlässliche und planbare 

 3 BT-Drs. 15/25, S. 40; BT-Drs. 16/3438, S. 2.
 4 BT-Drs. 16/3438, S. 10; Adamitz und Künne 

(2013, S. 10).
 5 Z.B. Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit 

und Soziales, Ausschuss-Drs. 18(11)50. 
 6 BT-Drs. 17/12531; BR-Drs. 267/13.

 * Dr. Nadine Absenger ist Leiterin des Referats 
Arbeits- und Sozialrecht am Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Institut (WSI) in der 
Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf.
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Karrierewege für den wissenschaftlichen Nachwuchs ge-
schaffen werden. Den Kabinettsbeschluss für ein entspre-
chendes Gesetz zur Änderung des WissZeitVG hat die Bun-
desregierung Anfang September 2015 vorgelegt, auf den 
im Folgenden noch eingegangen wird.7 

Möglichkeiten der Befristung nach WissZeitVG

Das WissZeitVG in seiner derzeitigen Fassung ermöglicht 
staatlichen Hochschulen und staatlich bzw. überwiegend 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen, wissen-
schaftliches Personal mit Ausnahme von Hochschullehrern 
zwölf bis 15 Jahre sachgrundlos befristet einzustellen, bis 
zu sechs Jahre als Nichtpromovierter und weitere sechs 
Jahre nach der Promotion (Mediziner neun Jahre) (§ 2 I). 
Verlängerungen innerhalb des Höchstbefristungszeitraums 
sind möglich; frühere und auf anderen Rechtsgrundlagen 
basierende Befristungen als wissenschaftliches Personal an 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden auf die 
Höchstbefristungsdauer mit Ausnahme der vor Abschluss 
des Studiums liegenden Verträge grundsätzlich angerech-
net. Die Höchstbefristungsdauer kann bei Betreuung von 
Kindern unter 18 um bis zu zwei Jahre pro Kind (§ 2 I Satz 3) 
bzw. um Elternzeiten, Mutterschutzzeiten bzw. Zeiten der 
Beurlaubung wegen Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen (§ 2 V) 
verlängert werden.8 Nach Ausschöpfen der Höchstbefris-
tungsdauer des § 2 I WissZeitVG sind weitere Befristungen 
i.S.d. § 14 TzBfG möglich, die für sich genommen bereits 
ausreichende Möglichkeiten auch für Befristungen im Wis-
senschaftsbereich böten. § 2 II WissZeitVG ermöglicht zu-
dem Drittmittelbefristungen, im Rahmen derer auch nicht-
wissenschaftliches Personal wiederholt und ohne explizite 
Höchstbegrenzungen hinsichtlich der Dauer oder Anzahl 
befristeter Verträge befristet eingestellt werden kann. Die 
dadurch bestehenden Befristungsmöglichkeiten sind enorm. 

Verbreitung befristeter Arbeitsverhältnisse

Arbeitgeber nutzen Befristungsmöglichkeiten, die ihnen der 
Gesetzgeber bietet. Mittlerweile erfolgt knapp die Hälfte al-
ler Neueinstellungen in Deutschland befristet (2013: 42%), 
im Hochschulbereich haben 90% des hauptberuflichen wis-
senschaftlichen Personals befristete Arbeitsverträge,9 hinzu 
kommen Befristungen von Professoren. Ende 2014 waren 
an deutschen Hochschulen und Hochschulkliniken ein-
schließlich Verwaltungs-, technischem und sonstigem Per-

 7 BR-Drs. 395/15.
 8 Zur automatischen Verlängerung bei Elternzeit BAG 28.5.2014 – 7 AZR 

456/12. Zu weiteren Verlängerungsmöglichkeiten siehe § 2 I WissZeitVG. 
Nicht auf die Höchstbefristungsdauer des § 2 I WissZeitVG angerechnet 
werden gemäß § 2 III 1 WissZeitVG Befristungen mit weniger als ein Vier-
tel der regelmäßigen Arbeitszeit; die Unionsrechtskonformität dieser 
Regelung in Frage stellend Hedermann (2015).

 9 Vgl. Hohendanner (2014); BT-Drs. 17/13670, S. 43.

sonal insgesamt 674 500 Personen tätig. Gut die Hälfte die-
ser Mitarbeiter ist als wissenschaftliches bzw. künstlerisches 
Personal beschäftigt – die Mehrheit davon befristet auf Ba-
sis des WissZeitVG bzw. des TzBfG.10 Hinzu kommt das 
wissenschaftliche Personal an außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, das zu 60% auf Basis befristeter Ver-
träge arbeitet.11 Die erhöhten Befristungsquoten in der Wis-
senschaft betreffen alle Altersgruppen; so sind an Hoch-
schulen immer noch 59% der 35- bis 39-Jährigen befristet 
beschäftigt.12 Auch 1,5 Jahre nach der Promotion haben an 
Hochschulen nur 12% der Promovierten einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag, an außeruniversitären Einrichtungen 8%, in 
der Privatwirtschaft 67%.13 Problematisch sind auch die kur-
zen Laufzeiten der befristeten Verträge – mehr als die Hälf-
te der befristeten Verträge des wissenschaftlichen Personals 
an staatlichen Hochschulen und staatlich finanzierten For-
schungseinrichtungen ist kürzer als zwölf Monate.

Folgen von Befristungen allgemein14

Befristete Beschäftigung hat generell erhebliche Nachteile für 
die von dieser Beschäftigungsform Betroffenen. Befristet Be-
schäftigte bekommen weniger Gehalt als unbefristet Beschäf-
tigte. Sie sind zudem häufiger arbeitslos, partizipieren seltener 
an betrieblicher Weiterbildung und betrieblichen Zusatzleis-
tungen. Aufgrund der kurzen Laufzeiten befristeter Verträge 
fehlt ihnen häufig jegliche Planungssicherheit. Befristet Be-
schäftigte weisen geringere Arbeits- und Lebenszufriedenheit 
auf. Negative Auswirkungen haben befristete Arbeitsverträge 
auch für die Identifikation der Beschäftigten mit dem Unter-
nehmen und ihre Leistungsbereitschaft. 44% der befristet 
Beschäftigten bewerten einen Zeitvertrag als eher oder sehr 
negativ. Der größte Makel der Befristung ist die Erschwerung 
der langfristigen Lebensplanung (72%). Untersuchungen zur 
Qualität der Arbeit zeigen, dass das wichtigste Kriterium für 
die Einstufung einer Arbeit als gute Arbeit ein verlässliches 
Einkommen ist – 92% der Befragten waren dieser Auffas-
sung. An zweiter Stelle (88%) folgt die Beschäftigungssicher-
heit, mit 83% ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

Missbräuchliche Fallgestaltungen durchaus 
vorhanden

Erschwerend kommt hinzu, dass rechtsmissbräuchliche Ver-
tragskonstellationen keine Seltenheit sind. So hatte das LAG 
Sachsen (6 Sa 676/13) über die Zulässigkeit von insgesamt 

 10 380 200 Personen sind als wissenschaftliches bzw. künstlerisches Per-
sonal beschäftigt, 236 100 von ihnen hauptberuflich, 144 100 nebenbe-
ruflich (vgl. Statistisches Bundesamt 2015).

 11 Vgl. BT-Drs. 18/4804. 
 12 Vgl. Statistisches Bundesamt (2013).
 13 BT-Drs. 17/13670, S. 287.
 14 Zu den Daten mit entsprechenden Fundstellennachweisen: Zeibig, 

Abschaffung sachgrundloser Befristungen? Stellungnahme für öffentliche 
Bundestagsanhörung 2014 (Drs. 18/7), Deutscher Bundestag, Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Ausschuss-Drs.18(11)50, S. 27ff.
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22 Jahren und zwei Monaten Beschäftigung als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter auf Basis von elf Zeitverträgen an 
einer Hochschule zu entscheiden und diese als missbräuch-
lich eingestuft (Revision 7 AZR 259/14). Das LAG Köln ur-
teilte (11 Sa 226/13), dass über Drittmittel finanzierte Befris-
tungen von 14 Jahren mittels 23 befristeter Arbeitsverträge 
missbräuchlich sind. Kettenbefristungen werden aber leider 
nicht immer als rechtswidrig eingestuft. So sieht das BAG in 
einer Befristung von acht Jahren auf Basis vier befristeter 
Verträge keine missbräuchliche Befristung (7 AZR 783/10). 
Das Hessische LAG entschied (2 Ca 1210/14), dass eine 
Drittmittelbefristung gemäß § 2 II WissZeitVG auch dann nicht 
zwangsläufig rechtsmissbräuchlich sein muss, wenn es sich 
dabei um den 16. befristeten Vertrag innerhalb von elf Jahren 
handelt. Dies ergäbe sich u.a. aus der gebotenen Berück-
sichtigung der in Art. 5 III GG zugunsten der Hochschulen 
garantierten Wissenschaftsfreiheit. Der Nachweis einer miss-
bräuchlichen Befristung ist schwierig. Zwar hat der EuGH im 
Januar 2012 entgegen bisheriger deutscher Rechtsprechung 
entschieden, dass bei der Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
von Kettenbefristungen nicht ausschließlich auf die letzte Be-
fristung abgestellt werden dürfe, sondern eine Gesamtschau 
aller bisherigen Befristungen hinsichtlich Anzahl und Befris-
tungsgründen erfolgen müsse.15 Das BAG hat sich dem an-
geschlossen, jedoch hervorgehoben, dass die EuGH-Ent-
scheidung nicht dazu führe, dass an das Vorliegen des Be-
fristungsgrundes nun strengere Anforderungen zu stellen 
seien.16 

Der aktuelle Gesetzesentwurf der Bundes
regierung zur Reform des WissZeitVG

Der seitens der Bundesregierung Anfang September 2015 
vorgelegte Gesetzesentwurf zur Novellierung des WissZeit-
VG ist begrüßenswert, jedoch gehen die vorgeschlagenen 
Änderungen nicht weit genug. 

Auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten erfreu-
lich ist die angedachte Beschränkung des Geltungsbereichs 
des WissZeitVG auf wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal, so dass das WissZeitVG – sollten die Änderungs-
vorschläge umgesetzt werden – künftig keine Anwendung 
mehr auf nichtwissenschaftliches Personal findet. Wün-
schenswert wäre in diesem Kontext zudem die Aufnahme 
einer Definition des Begriffs des »wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals« inklusive der Klarstellung, dass ent-
sprechend der aktuellen BAG-Rechtsprechung das Wiss-
ZeitVG auch keine Anwendung auf überwiegend mit Lehr-
aufgaben betraute Mitarbeiter.17 

 15 EuGH 26. Januar 2012 – C-586/10.
 16 BAG 18. Juli 2012 – 7 AZR 443/09.
 17 Siehe zu den hiesigen Bewertungen und weiteren Reformvorschlägen 

auch GEW, Synopse Novellierung des WissZeitVG vom 2. September 
2015; DGB-Stellungnahme zum 1. WissZeitVÄndG vom 31. Juli 2015; 
ver.di in Ausschuss-Drs. 18(18)116a vom 24. Juni 2015; BuKoF-Stellung-
nahme vom 31. Juli 2015. 

Begrüßenswert ist auch, dass sachgrundlose Befristungen 
mit wissenschaftlichem bzw. künstlerischem Personal auf 
Basis des § 2 I WissZeitVG künftig nur zulässig sein sollen, 
wenn die befristete Beschäftigung zur Förderung der eige-
nen wissenschaftlichen oder künstlerischen Qualifizierung 
erfolgt und die Befristungsdauer so bemessen ist, dass sie 
der angestrebten Qualifikation angemessen ist. Das Erfor-
dernis der Bindung der Befristung an eine geplante Qualifi-
zierung suchte man bisher im WissZeitVG vergeblich. Unklar 
ist, was im Regierungsentwurf unter eigener Qualifizierung 
zu verstehen ist; dies ergibt sich bisher nur aus der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung. Unklar ist 
auch, wann die Befristungsdauer im Hinblick auf den Qua-
lifizierungszweck angemessen ist. Notwendig wären hier 
feste, an der für entsprechende Qualifizierungen üblichen 
Dauer orientierte Mindestlaufzeiten der Verträge (z.B. drei 
Jahre). Um zu gewährleisten, dass genügend Zeit für die 
eigene Qualifikation bleibt, sind zudem Regelungen zur Ver-
pflichtung der Festschreibung fester, für die Qualifizierung 
zur Verfügung stehender, Arbeitszeitdeputate im Arbeitsver-
trag erforderlich. 

Erfreulich sind die Klarstellungen hinsichtlich des Greifens 
der familienpolitischen Komponente des § 2 I WissZeitVG 
auch in Bezug auf Stief- und Pflegekinder sowie die Ein-
führung der Möglichkeit der Verlängerung der Befristung 
bei Vorliegen einer Behinderung oder schwerer chro nischer 
Erkrankung. Allerdings fehlt es insoweit nach wie vor an 
der Etablierung echter Rechtsansprüche, mit der Folge, 
dass die Verlängerungsmöglichkeiten des § 2 I WissZeitVG 
bisher an Hochschulen nur bei 0,4% der mit wissenschaft-
lichen Mitarbeitern geschlossenen Arbeits verträge Anwen-
dung fanden (Forschungseinrichtungen 1,6%).18 

Unzulänglich sind die Reformvorhaben der Bundesregie-
rung auch bezüglich der Regelungen zur Drittelmittelbe-
fristung, die einen nicht unerheblichen Teil der auf Basis 
des WissZeitVG geschlossenen Befristungen ausma-
chen.19 Hinsichtlich der Zulässigkeit von Drittmittelbefris-
tungen iSd § 2 II WissZeitVG sieht der Regierungsentwurf 
vor, dass zur Vermeidung von Kurzbefristungen die Be-
fristungsdauer der Dauer der Mittelbewilligung entspre-
chen soll. Zum einen ist damit nur eine »Soll-Vorschrift« 
ohne zwingende Befolgung geplant, zum anderen sollte 
die Befristungsdauer der Projektlaufzeit und nicht bloß der 
Dauer der Mittelbewilligung entsprechen. Zudem fehlen 
für den Bereich der Drittmittelbefristung jegliche familien-
politischen Komponenten, die die Verlängerung der Be-
fristung für Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit, 
Pflegezeiten oder Kinderbetreuung vorsehen. Gleiches gilt 
für den seitens der Bundesregierung angedachten neuen 
Befristungsgrund der Befristung von studentischen Hilfs-
tätigkeiten (§ 6 des Reg-Entwurfs).

 18 Vgl. Jongmanns (2011, S. 46).
 19 Vgl. ebenda S. 3.
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Im Regierungsentwurf fehlt zudem die Aufhebung der Tarif-
sperre des § 1 I WissZeitVG, mit der Folge, dass Tarifver-
tragsparteien auch künftig nur begrenzt Befristungen in der 
Wissenschaft regeln können. Auch fehlen Mitbestimmungs-
rechte der Arbeitnehmervertretungen, so z.B. hinsichtlich 
der Anzahl befristet Beschäftigter bzw. in Bezug auf Über-
nahmeregelungen in unbefristete Beschäftigung. Letztend-
lich muss es auch in der Wissenschaft für die Wahrnehmung 
von Daueraufgaben stets unbefristete Dauerstellen geben; 
Befristungen in der Wissenschaft sind insgesamt zu redu-
zieren. Zudem muss für eine solide Finanzierung der Hoch-
schulen, die nicht vorrangig auf Drittmitteln beruhen kann, 
und nachhaltige Personalplanung in der Wissenschaft ge-
sorgt werden. Darüber hinaus sollten aber auch auf Länder-
ebene Maßnahmen ergriffen werden, um z.B. die ausufern-
de Befristungspraxis für Professoren an Hochschulen zu 
begrenzen, sofern den Ländern die entsprechende Gesetz-
gebungskompetenz zusteht.20
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Bausteine für gute Arbeit in der 
Wissenschaft setzen

Das Anspruchsvolle an politischer Gestaltung liegt in der 
Regel nicht in der dogmatischen Durchsetzung bestimmter 
glasklarer Prinzipien, sondern in der Abwägung von ver-
schiedenen mehr oder minder gleichrangigen Werten und 
Zielgrößen. Diese Aufgabe ebenso wertebezogen wie ra-
tional anzugehen, ist Teil des Verfassungsauftrages in der 
demokratischen Willensbildung in unserem Gemeinwesen. 
Dies muss einschließen, Ziele und Maßnahmen ständig wie-
der an der Wirklichkeit zu reflektieren und unter Umständen 
dann auch in eine Überprüfung und Korrektur einmal getrof-
fener Entscheidungen einzutreten.

Das Ziel: Gute Arbeit in guter Wissenschaft

Konkret: Für die SPD gilt schon aus ihrem »genetischen 
Code« einer über 150-jährigen Geschichte heraus, dass in 
der Arbeitswelt gute Arbeitsbedingungen und gesicherte Ar-
beitsrechte gelten bzw. sichergestellt werden müssen. Und 
zwar überall und für jeden Menschen. Tätigkeiten in Bildung, 
Wissenschaft und Forschung bilden hier keine Ausnahme.

Allerdings muss bei arbeitsrechtlichen Vorgaben für Hoch-
schulen und die außeruniversitäre Forschung immer auch 
bedacht werden, dass hier besondere Rahmenbedingungen 
gelten: »Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind 
frei« stellt unsere Verfassung in schnörkelloser Prägnanz in 
Art. 5 des Grundgesetzes fest. Wissenschaft lebt von Inno-
vation und Flexibilität. Sie ist vielfach aus der Sache heraus 
durch eine hohe Spezialisierung geprägt und braucht doch 
gleichzeitig vielfältige Kombinationen der Zusammenarbeit 
über Fachgrenzen hinweg. Wissenschaft hat in der Moderne 
auch sehr verschiedene Finanzierungsquellen, die immer we-
niger auf Dauer angelegt sind. Hierzu ein Faktum: Der 

Ernst Dieter Rossmann*

 * Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, ist Mitglied der SPD-Bundestagsfrak-
tion und Sprecher der AG Bildung und Forschung der SPD-Bundestags-
fraktion.



ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

7Zur Diskussion gestellt

DFG-Förderatlas zeigte zuletzt, dass 2012 die »Drittmittel-
quote« (Anteil der Drittmittel an der Gesamtfinanzierung der 
Hochschulen) rund 28% betrug und 2003 hingegen nur bei 
19% lag. Wissenschaft hat dabei nicht nur sehr lange, son-
dern auch sehr komplizierte Qualifizierungswege, die immer 
auch freiwillige oder unfreiwillige Entscheidungen der eigenen 
Person oder anderer Instanzen über den weiteren Verlauf der 
wissenschaftlichen oder einer anderen beruflichen Laufbahn 
innerhalb oder außerhalb des Wissenschaftssystems ein-
schließen. Und schließlich: Wissenschaft und Forschung als 
System werden nicht nur von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern betrieben, sondern schließen zunehmend Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus den verschiedens-
ten Fachgebieten und Serviceleistungen mit ein, deren Tä-
tigkeitsmerkmale dabei aber nicht durch die Besonderheiten 
wissenschaftlicher Erkenntnissuche geprägt sind. 

Der Impuls von Rot-Grün: Ein besonderes 
Arbeitsrecht für die Wissenschaft

Der Wissenschaft und ihren Anforderungen besser gerecht 
werden und gleichzeitig gute Arbeitsbedingungen in der 
Wissenschaft erhalten: Dieses war jedenfalls die Motivation 
für eine Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 2002, 
die Rot-Grün zu verantworten hatte. Die Dynamik in der 
aufstrebenden Wissenschafts- und Forschungskultur in 
Deutschland sollte gestützt werden. Hochschulen und Wis-
senschaftseinrichtungen sollten mehr Gestaltungsspielräu-
me für die Arbeitsverhältnisse unter den besonderen Anfor-
derungen von Wissenschaft und Forschung bekommen. 
Also wurden damals Befristungen im Wissenschaftsbetrieb 
ohne Sachgrund möglich gemacht, vor allem weil die Hoch-
schulen von einer großen Auslegungslast des Teilzeit- und 
Befristungsrechts befreit werden sollten. Es wurden einfa-
chere Befristungsstrukturen für das wissenschaftliche Per-
sonal geschaffen, welche dem Wissenschaftsbetrieb die 
nötige Flexibilität geben sollten. 

Dies war eine Reform, auf die Rot-Grün lange Zeit stolz war. 
Gute zehn Jahre später – nach der Aufhebung der Rahmen-
gesetzgebung durch die erste Föderalismusreform und der 
Einführung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 2007 – 
müssen wir festhalten, dass gut gemeint nicht immer be-
deuten muss, dass etwas auch gut gemacht ist. Erst recht 
gilt dies, wenn sich Rahmenbedingungen insgesamt so än-
dern, dass die ursprüngliche erwartete richtige Balance ge-
troffener Maßnahmen angegriffen wird. Dies mussten die 
Reformkräfte, die 2002 in bester Absicht einen neuen Ansatz 
zur Verbindung von Arbeitnehmerrechten und Wissen-
schaftserfordernissen begründen wollten, leider bitter erfah-
ren. Die geschaffenen Befristungsmöglichkeiten wurden teil-
weise in dramatischem Maß von den Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen ausgenutzt. Die 
weithin bekannte HIS-Studie zur Evaluation des Wissen-

schaftszeitvertragsgesetzes stellte 2011 fest: 80% der Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sind befristet be-
schäftigt, und davon haben rund 50% Vertragslaufzeiten von 
unter einem Jahr. Zudem werden extrem kurze Drittmittel-
verträge abgeschlossen, obwohl es längere Bewilligungs-
zeiten für die Projekte gibt. Diese Beobachtungen und Er-
gebnisse der Evaluation widersprachen in wesentlichen 
Punkten der Intention des Gesetzgebers, die den damaligen 
Beschluss über das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ange-
trieben hatte. 

Die eigene Politik überprüfen und 
Fehlentscheidungen angehen

Politik steht aber nun einmal in der Verantwortung, erkannte 
Fehlentwicklungen abzustellen. Es ist Ausdruck demokrati-
scher Qualität, aus einer kritischen Überprüfung entspre-
chende Konsequenzen zu ziehen. Entsprechend hat sich die 
SPD frühzeitig für Veränderungen am Gesetzestext einge-
setzt. Ein Gesetzentwurf für eine Novellierung des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes – von der SPD in Oppositions-
zeiten eingebracht – wurde von der Bundesregierung aus 
CDU/CSU und FDP 2013 abgelehnt. In den Koalitionsver-
handlungen mit CDU/CSU 2013 konnte die SPD endlich 
eine Reform des Gesetzes gegen nicht unerhebliche Wider-
stände auf Seiten der Unionsparteien durchsetzen. Bis zur 
finalen politischen Einigung im Juli 2015 gab es erhebliche 
Aktivitäten der Wissenschaftsorganisationen und Hochschu-
len einerseits, die sich gegen eine Reform aussprachen, und 
der Gewerkschaften andererseits, die sich massiv für die 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einsetzten 
und eine Reform als dringend notwendig anmahnten. Ver-
zögert wurde die politische Einigung auch durch Differenzen 
zwischen dem zuständigen Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und der Fraktion von CDU/CSU. Aber auch 
diese Hürden konnten am Ende überwunden werden. Es 
gibt jetzt einen gemeinsamen Novellierungsvorschlag der 
Parlamentsfraktion der Großen Koalition, der von der Regie-
rung in einen Gesetzentwurf umgesetzt worden ist. 

Was sich ändern soll

Kernbestandteil der sich aktuell im parlamentarische Ver-
fahren befindlichen Reform des Sonderbefristungsrechts für 
den Wissenschaftsbetrieb sind vor allem zwei Punkte: Ers-
tens müssen Verträge, die in der Promotions- und Post-
doc-Phase abgeschlossen werden, zukünftig an den Zeit-
bedarf gekoppelt werden, die eine Qualifizierung benötigt. 
Zweitens müssen Verträge, die über Drittmittelprojekte fi-
nanziert werden, von nun an an den Projektzeitraum gebun-
den werden. Damit werden unsäglich kurze Verträge weit-
gehend unmöglich und nur in wenigen Ausnahmefällen (et-
wa für Überbrückungsphasen) für zulässig erklärt. Drittmit-
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telprojekte der DFG haben in den meisten Fällen eine vier-
jährige Laufzeit und Promotionen dauern – bis auf ein paar 
fachlich bedingte Ausnahmen – mindestens drei Jahre. Die-
se Längen sollten in Zukunft die Verträge nach Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz also haben. Das Ziel ist, damit 
mehr Kalkulierbarkeit und Verlässlichkeit in der Arbeitspla-
nung und Lebensführung vor allen Dingen des wissenschaft-
lichen Nachwuchses zu schaffen. 

Von besonderer Bedeutung ist auch, dass die aktuelle No-
velle des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes eine Fehlent-
scheidung zurücknimmt. Das sogenannte akzessorische 
Personal, ohne das Wissenschaft und Forschung nicht 
machbar wären, wird aus dem Geltungsbereich des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes gänzlich herausgenommen und 
zukünftig wieder in den Regelungsbereich des Teilzeit- und 
Befristungsrechts fallen. Hier wird der Stand vor Inkrafttreten 
des Gesetzes 2007 wieder herstellt. Im Jahr 2014 gab es 
290 000 hauptberuflich Beschäftigte in Verwaltung, Technik 
und sonstigen Bereichen. Deren Zahl übertraf damit die Zahl 
der 230 000 hauptamtlich Beschäftigten im wissenschaftli-
chen und künstlerischen Bereich sehr deutlich. Für dieses 
wichtige nicht-wissenschaftliche Personal werden künftig 
Befristungen also nur möglich sein, wenn ein sachlicher 
Grund, z.B. Erprobung oder Elternzeitvertretung, vorliegt. 

Was leider nicht geändert werden kann

Eine wichtige Maßnahme konnte in der aktuellen Novelle 
des Wissenschaftszeitvertragsgesetz aber nicht durchge-
setzt werden: die Aufhebung der Tarifsperre. Dies ist und 
bleibt das entscheidende Hindernis zur gewerkschaftlichen 
Mitwirkungsmöglichkeit, dessen Abschaffung CDU/CSU 
weiter kategorisch und ohne das Vorbringen von konkreten 
sachlichen Gründen ablehnt. Tarifliche Regelungen könnten 
die Möglichkeit schaffen, die Spezifika der vor allem im Wis-
senschaftsbereich sehr unterschiedlichen Einrichtungen zu 
berücksichtigen und diese in der freien Vereinbarung der 
Tarifpartner auf der Grundlage des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes weiter auszugestalten. Im Sinne der Subsi-
diarität könnten hierbei unter Umständen sogar noch flexi-
blere und passgenauere Lösungen für alle Beschäftigungs-
gruppen gefunden werden als durch das Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz. Aber dann eben in der Verantwortung 
der Tarifpartner und wohl verstandener Umsetzung des 
Grundsatzes von der Tarifautonomie. Die SPD wird sich je-
denfalls werbend weiterhin für eine Abschaffung der Tarif-
sperre im Wissenschaftszeitvertragsgesetz einsetzen. 

Was über das Gesetz hinaus geschehen muss

Unabhängig hiervon wird die Umsetzung der neuen Rege-
lungen aus dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz aber auch 

schon ein gutes Zusammenwirken der Arbeitgeberseite mit 
den Personalräten und Gewerkschaften erfordern. Denn na-
türlich stellen sich auch gerade in der Umstellungsphase 
besondere Anforderungen an die Organisationsflexibilität. 

Tatsächlich sind die politischen Verhandlungen über Zeitver-
träge in der Wissenschaft eingebettet in einen generellen 
Einstellungswandel zur Befristungspraxis, der sich aktuell 
bei Forschungsorganisationen, Hochschulen und Landes-
regierungen vollzieht. Dies dokumentiert die Max-Planck-Ge-
sellschaft zum Beispiel durch ihre Neuaufstellung der Nach-
wuchsförderung. Ein weiteres Beispiel für diesen positiven 
Trend sind die Karriereleitlinien der Leibniz-Gemeinschaft. 
Dies zeigt: Die wesentlich von SPD und Gewerkschaften 
angetriebene Debatte über gute Arbeit in der Wissenschaft 
hat nicht nur zu einer inzwischen absehbaren Gesetzesän-
derung, sondern auch zu einem neuen Bewusstsein auf 
Seiten der Arbeitgeber geführt. Gute Arbeit und verlässliche 
Chancen für den Nachwuchs sind in Zeiten von Fachkräf-
temangel und demographischen Herausforderungen uner-
lässlich, wenn man das Wissenschaftssystem als attraktiven 
Arbeitsort zukunftssicher machen und wettbewerbsfähig 
halten möchte. 

Im Übrigen ist es da nur logisch und politisch konsequent, 
wenn sich diese Erkenntnis der Bundespolitik auch auf Ebe-
ne der Länder nachhaltig umsetzt. Besonders positiv ist hier 
zu erwähnen der neue Rahmenkodex »Gute Arbeit«, der im 
Juni 2015 auf der Grundlage des zum 1. Oktober 2014 in 
Kraft getretenen neuen Hochschulzukunftsgesetzes in Nord-
rhein-Westfalen vereinbart werden konnte. In einem 
Fünf-Punkte-Katalog, der von dem Ausbau gesundheitsför-
dernder Arbeitsbedingungen bis zur Etablierung eines 
NRW-weiten Hochschularbeitsmarktes reicht, steht an ers-
ter Stelle die Verabredung, dass grundsätzlich keine Verträ-
ge mit Laufzeiten von unter einem Jahr geschlossen werden 
sollen. Bei den Verbesserungen für das unterstützende Per-
sonal kommen besonders die studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräfte in das Blickfeld, die entsprechend 
ihrer Qualifikation eingesetzt werden und möglichst nicht mit 
Aufgaben betraut werden sollen, die grundsätzlich dem un-
befristet beschäftigten Hochschulpersonal zugeordnet sind. 
Es bleibt zu hoffen, dass solche Beispiele jetzt Schule ma-
chen, sei es in den Wissenschaftsorganisationen selbst oder 
auf Länderebene. 

Was im Gesetz noch offen bleibt

Tatsächlich sind ja mit der Novelle zum Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz noch nicht alle komplexen Fragen gelöst. So 
hat die große Zunahme der Drittmittelflüsse an Hochschulen 
in den letzten Jahren dazu geführt, dass die Befristung über 
Drittmittelprojekte zugenommen hat. Das Statistische Bun-
desamt veröffentlichte 2013, dass sich zwischen 2000 und 
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2010 die Drittmitteleinnahmen, die primär für Forschungs-
zwecke eingeworben werden, an den Universitäten verdop-
pelt und an den Fachhochschulen sogar verdreifacht haben. 
Bei der Drittmittelbefristung gelten die sogenannten Schutz-
klauseln nicht, die zum Beispiel bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben in einer Personal- oder Schwerbehindertenvertre-
tung oder bei der Pflege Angehöriger zu einer Vertragsver-
längerung führen.

Bedauerlicherweise hat die HIS-Studie gezeigt, dass aus-
gerechnet bei der Befristung nach Drittmitteln an For-
schungseinrichtungen über die Hälfte und an Hochschulen 
zu mehr als zwei Dritteln der in diesen Projekten beschäf-
tigten wissenschaftlichen Kräfte noch nicht promoviert sind. 
Dies legt die schon häufig diskutierte Vermutung nahe, dass 
Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtun-
gen die Schutzklauseln möglicherweise umgehen wollen 
und dadurch auch die sogenannte »familienpolitische Kom-
ponente« ins Leere läuft. Diese besagt, dass sich die ma-
ximal zulässige Befristungsdauer in der Qualifizierungsbe-
fristung von zwölf bzw. 15 Jahren je Kind um zwei Jahre 
verlängert. 

Deshalb muss darüber nachgedacht werden, das soge-
nannte Stufenmodell in das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz zu implementieren: Es sieht vor, dass die Qualifizie-
rungsbefristung ausgeschöpft sein muss, bevor überhaupt 
eine Drittmittelbefristung für die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen möglich ist. Damit würde die Verein-
barkeit von Familie und Wissenschaft gestärkt werden und 
das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ein richtiges Qualifi-
zierungsgesetz werden. Hieran wird noch zu arbeiten sein. 

Klare Rechte für den Nachwuchs brauchen auch 
mehr Stellen

Dabei ist allen Beteiligten klar, dass nur mit der Reform des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes gerade die Situation 
des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Universitäten 
nicht in allen Punkten nachhaltig verbessert werden kann. 
Hier müssen zu dem einen Baustein noch andere Baustei-
ne dazu kommen, wie die deutliche Erhöhung der Grund-
finanzierung der Hochschulen und auch spezielle Program-
me zur besseren Stellenausstattung für klare und sichere 
Karrierewege.

Der »Pakt für den wissenschaftlichen Nachwuchs« in Höhe 
von immerhin 1 Mrd. Euro über eine Laufzeit von zehn Jah-
ren, den die Koalitionsfraktionen im Sommer 2015 in Göt-
tingen beschlossen haben, ist deshalb ein erster großer Er-
folg. Über die konkrete Ausgestaltung dieses Programms 
zwischen den Komponenten von der Juniorprofessur bis zu 
Personalentwicklungskonzepten an den Hochschulen wird 
zwischen Bund und Ländern aktuell in der Gemeinsamen 

Wissenschaftskonferenz verhandelt. Absehbar ist, dass ins-
besondere der Tenure-Track als neues Element in der Per-
sonalstruktur der Hochschulen hier ein besonderes Gewicht 
bekommen wird. Dieser neue »fünfte Wissenschaftspakt« 
neben den bereits bewährten Pakten wie dem Hochschul-
pakt, dem Pakt für Forschung und Innovation, der Exzel-
lenzinitiative und dem Pakt für die gute Lehre soll die Reform 
des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes durch sinnvolle 
Maßnahmen zur Personalförderung flankieren. Wir brauchen 
zusätzliches Personal an den Hochschulen im Angesicht 
wachsender Studierendenzahlen und der Bedeutung, die 
Forschung und Lehre für die Zukunftsfähigkeit unseres Lan-
des haben. Wir können und wollen es uns nicht leisten, dass 
gute Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchs-
wissenschaftler auf der Stelle treten und so Ressourcen im 
Wissenschaftsbetrieb brachliegen. Laut DFG-Förder atlas 
2015 gibt es rund 2 400 Graduiertenschulen in Deutschland. 
Diese Förderung hat viele junge Menschen im Rahmen der 
Exzellenzinitiative an eine mögliche Karriere im Wissen-
schaftssystem herangeführt. Gesellschaft und Politik müs-
sen nun die berechtigte Frage beantworten, welche verläss-
lichen Karrierewege wir diesen engagierten und klugen Men-
schen anbieten und wie wir ihre wissenschaftliche Kompe-
tenz in einem Berufsleben in der Wissenschaft, aber für vie-
le von ihnen eben auch erfolgreich außerhalb der Wis - 
 senschaft fruchtbar machen. Das neue Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz ist hierzu gewiss ein wichtiges Element, 
aber es ist eben auch nur ein Element und nicht das Ganze. 
Gerade in der Wissenschafts- und Forschungspolitik sollten 
wir aber gelernt haben, dass eine komplexe Wirklichkeit ei-
nen mehrdimensionalen Ansatz zur politischen Gestaltung 
braucht und auch bekommen muss. 
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Paket für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs verbessert Perspektiven 
und räumt mit unsachgemäßen 
Kurzbefristungen auf

Der wissenschaftliche Nachwuchs wird in Deutschland her-
vorragend ausgebildet. Die beruflichen Möglichkeiten sind 
breit gefächert und die Karriereperspektiven gut: Die über-
wiegende Mehrheit der Doktoranden steigt nach der Pro-
motion zügig in den Beruf ein. Zehn Jahre nach ihrem Stu-
dienabschluss sind nahezu alle Promovierten erwerbstätig 
und erzielen ein überdurchschnittliches Einkommen. 

Zwei Problemstellungen unterscheiden uns allerdings von 
anderen hervorragenden Wissenschaftssystemen: Die Pra-
xis der zahlreichen sehr kurz befristeten Verträge für Nach-
wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler und die im 
Durchschnitt späte Berufung auf eine Professur. Beides ge-
hen wir jetzt an.

Bereits in den vergangenen Jahren hat die Bundesregierung 
wichtige Maßnahmen eingeleitet, die auch die Perspektiven 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs verbessern: Im Rah-
men der Exzellenzinitiative wurden an einigen Universitäten 
Maßnahmen zur Personalentwicklung umgesetzt. Im Pakt 
für Forschung und Innovation haben sich die großen Wis-
senschaftsorganisationen mit Bund und Ländern darauf ver-
ständigt, die Besten dauerhaft für die deutsche Wissen-
schaft zu gewinnen. Die Wissenschaftsorganisationen ha-
ben Leitlinien, Codes of Conduct oder Orientierungsrahmen 
erarbeitet, die in die richtige Richtung gehen. Zwei Neue-
rungen werden die positiven Veränderungen nun wesentlich 
beschleunigen und in die Fläche tragen. 

Am 2. September 2015 hat das Bundeskabinett beschlos-
sen, das Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu ändern.  Aus-
gangspunkt ist, dass befristete Verträge gerade in der Wis-
senschaft weiterhin möglich sein müssen. Denn jede Gene-

ration begabter junger Menschen muss die Chance haben, 
sich wissenschaftlich zu qualifizieren. Sie sind auf frei wer-
dende Qualifikationsstellen angewiesen.  Das darf aber nicht 
dazu führen, dass befristete Verträge in der Wissenschaft 
entgegen ihrem eigentlichen Zweck genutzt werden. Des-
halb werden wir künftig die Dauer eines Vertrages an die 
Dauer der Qualifizierung beziehungsweise daran orientieren, 
für welchen Zeitraum Drittmittelprojekte bewilligt wurden. 
Aus dem Gesetz soll sich künftig klar ergeben, dass die so-
genannte sachgrundlose Befristung nur zulässig ist, wenn 
die befristete Beschäftigung zur Förderung der eigenen wis-
senschaftlichen oder künstlerischen Qualifizierung erfolgt. 
Damit wird zugleich unterbunden, dass befristetes Personal, 
das keine wissenschaftliche oder künstlerische Qualifizie-
rung anstrebt, Daueraufgaben wahrnimmt. Wissenschaftli-
che Dienstleistungen, die häufig Daueraufgaben sind, dürfen 
nur dann von befristet beschäftigtem Personal erbracht wer-
den, wenn sie im Zusammenhang mit der wissenschaftli-
chen Qualifizierung stehen.

Bei nicht-wissenschaftlichem Personal richtet sich die Be-
fristung von Arbeitsverträgen künftig allein nach dem Teilzeit- 
und Befristungsgesetz. Denn das Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz hat zu einer Ausweitung von Befristungen auch 
im Fall von nicht-wissenschaftlichen Daueraufgaben geführt. 
Dafür sollten die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
aber Personal auf Dauer einsetzen. Sie müssen dazu, eben-
so wie die Wissenschaftseinrichtungen, stärker als bisher 
Vorkehrungen treffen, um Personal organisationsweit ein-
setzen zu können. 

Außerdem bauen wir die familienpolitische Komponente des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes aus. Schon heute ver-
längert sich der Zeitrahmen für die Befristung von Arbeits-
verträgen um zwei Jahre für jedes Kind unter 18 Jahren. 
Künftig gilt dies auch für Stief- und Pflegekinder. 

Der zweite Bestandteil des Pakets für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs ist die Offensive für planbare und trans-
parente Karrierewege. Sie ist im Koalitionsvertrag vereinbart 
und wird derzeit in intensiven Verhandlungen mit den Län-
dern konkretisiert. Kern der Offensive wird die Einführung 
von Tenure-Track-Professuren sein. Junge Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler haben damit frühzeitig die Pers- 
pektive, eine dauerhafte Professur zu erlangen, wenn ihre 
Arbeit nach einigen Jahren erfolgreich evaluiert wird.  Die 
Einführung von Tenure-Track-Stellen wird keine singuläre 
Maßnahme sein, sondern soll zu grundlegenden strukturel-
len Veränderungen an den Universitäten wesentlich beitra-
gen. Im Wettbewerb um die neuen Stellen können aus mei-
ner Sicht nur diejenigen Universitäten erfolgreich sein, die 
überzeugende Personalentwicklungskonzepte für ihre ge-
samte Institution vorlegen. Der Orientierungsrahmen der 
Hochschulrektorenkonferenz und die entsprechenden Emp-
fehlungen des Wissenschaftsrates sind dafür eine gute 

Cornelia Quennet-Thielen*

 * Cornelia Quennet-Thielen ist Staatssekretärin im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung.



ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

11Zur Diskussion gestellt

Grundlage. Ein Vorbild ist das Professorinnenprogramm: Nur 
Hochschulen mit einem überzeugenden Gleichstellungskon-
zept kamen in die engere Wahl für die Finanzierung von 
Stellen durch den Bund. Das hat strukturelle Änderungen 
wesentlich befördert.

Mit dem Gesamtpaket  werden wir substanzielle Verbesse-
rungen für den wissenschaftlichen Nachwuchs erreichen. 
Damit setzen wir Potenziale frei, die wir brauchen, um wei-
terhin führend in Wissenschaft, Forschung und Innovation 
zu sein. Ich setze darauf, dass unsere Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen die künftigen Regeln konsequent 
umsetzen und mit der Unterstützung der Länder die Chan-
cen für die Weiterentwicklung des erfolgreichen deutschen 
Wissenschaftssystems nutzen.
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Griechenland-Krise: Wunsch und Wirklichkeit

Martin Schütte*

Der Griechenland-Poker hat mit der vorläufigen Einigung auf ein erneutes Hilfspaket zunächst eine 

Auszeit genommen. Ein Ende ist allerdings nicht in Sicht, und es bleibt die groteske Situation, dass 

der einzig sinnvolle und zielführende Vorschlag, die längst eingetretene Insolvenz Griechenlands 

bewältigen zu können, nämlich ein Schuldenschnitt, von der griechischen Regierung kommt und 

nach wie vor von den europäischen Gläubigern abgelehnt wird. Die Vorschläge und Bedingungen 

der Gläubiger dagegen sind unrealistisch und können die Überschuldung nicht bewältigen. Das 

zeigt schon eine Plausibilitätsüberprüfung, die jedem Laien möglich ist. 

Natürlich kennen die verantwortlichen Politiker den Realitätsgehalt ihrer Vorschläge und Maß-

nahmen. Eine öffentliche Diskussion darüber wird aber nicht geführt, sondern mit Visionen ver-

nebelt und mit Schlagworten im wahrsten Sinne des Wortes totgeschlagen. Auf mögliche Gründe 

dafür kann hier nicht eingegangen werden, da dies den Rahmen des Beitrags sprengen würde. Er 

beschränkt sich auf die Plausibilitätsprüfung und Vorschläge zum Vorgehen. Die dabei verwende-

ten Zahlen stammen, soweit nicht anders angegeben, von Eurostat.

Was wollen die Gläubiger 
erreichen?

Das Hauptziel der Gläubiger ist die Wie-
derherstellung der Kreditwürdigkeit Grie-
chenlands, d.h. die Fähigkeit, die Schul-
den bedienen zu können (Schulden-
dienstfähigkeit). Das ist nicht nur das Ziel 
der EU, sondern auch satzungsmäßige 
Voraussetzung für Hilfen des IWF und soll 
durch Strukturreformen, Institutionenauf-
bau (d.h. funktionierende staatliche 
Grund funktionen), Abbau der Haushalts-
defizite und der öffentlichen Verschul-
dung erreicht werden. Insgesamt soll dies 
zu einer Steigerung bzw. Wiederherstel-
lung der Wettbewerbsfähigkeit und damit 
zu mehr Wirtschaftswachstum führen.

Wie realistisch sind die Ziele der 
Gläubiger?

Wirtschaftswachstum

Das zentrale Ziel und die verfassungsmä-
ßige Grundlage der Währungsunion ist die 
im Maastricht-Vertrag festgeschriebene 
Obergrenze für die öffentlichen Schulden 
von max. 60% des BIP bei einer max. 
jährlichen Neuverschuldung von 3% des 
BIP. Schon dieses Ziel ist unrealistisch, da 
es ein jährliches Wirtschaftswachstum 
von 5% erfordert, nur um diese Relation 

einzuhalten (wenn sie denn jemals er-
reicht worden ist). Eine solche Wachs-
tumsrate ist für die Eurozone außerhalb 
jeder Reichweite und eine rein politische 
Festsetzung (vgl. Schütte 2010). 

Für Griechenland wird für die Wiederher-
stellung der Schuldendienstfähigkeit in-
zwischen schon eine Relation von 120% 
als ausreichend erklärt. Bei einer Schul-
denquote von 180%/BIP (vor den neuen 
Hilfspaketen) erfordert das eine Reduzie-
rung um 60%/BIP. Das allein über Wachs-
tum erreichen zu wollen, würde 1% Wirt-
schaftswachstum konstant über 41 Jah-
re, 3% über 14 Jahre oder 5% über acht 
Jahre verlangen – wohlgemerkt bei kons-
tantem Schuldenstand, d.h. 0% Neuver-
schuldung über den jeweiligen Zeitraum. 
Dies anzunehmen, gehört in den Bereich 
des Wunschdenkens.

Was bedeutet Wiederherstellung der 
Schuldendienstfähigkeit?

Die Fähigkeit, die aufgenommenen Kre-
dite bedienen, d.h. die vereinbarten Zin-
sen und Tilgungen bezahlen zu können, 
ist die Grundvoraussetzung für jede Kre-
ditvergabe. Das gilt sowohl für Privatper-
sonen und Unternehmen als auch für 
Staaten. Bei Privatpersonen ist das das 
verfügbare Einkommen, das nach Abzug 
der Lebenshaltungskosten übrig bleibt, 
um die Kredite zu bedienen. Danach rich-
tet sich die Kredithöhe. Bei Staaten ist das 
der sogenannte Primärüberschuss, d.h. 
das, was von den Einnahmen nach den 

 * Prof. Dr. Martin Schütte ist ehem. Vorstandsmit-
glied der HypoVereinsbank/Bayer. Hypotheken- 
und Wechsel-Bank AG sowie Lehrbeauftragter 
und Honorarprofessor der Ludwig-Maxi mil ians-
Uni versität München.
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Ausgaben übrig bleibt zur Bedienung der Schulden. Das ist 
das einzige harte Kriterium zur Beurteilung der Tragfähigkeit 
der bestehenden Verschuldung (vgl. Schütte 2010).

Der Primärüberschuss Griechenlands

Eurostat weist für Griechenland den Finanzierungssaldo erst 
seit 2006 aus. Für die Zeit davor (ab 2000) nennt das Bun-
desfinanzministerium ein jährliches Haushaltsdefizit von ca. 
6% (vgl. Bundesministerium der Finanzen 2015). Auch seit 
2006 konnte Griechenland nicht ein einziges Mal einen Pri-
märüberschuss erzielen. Die Salden reichen von – 1,6% im 
Jahr 2006 bis – 10,3%/BIP im Jahr 2009. Der von der EU 
und Griechenland vermeldete erste positive Saldo mit 
+ 0,4% ist durch das willkürliche Herausrechnen von Auf-
wandspositionen, z.B. der Zinsen für die Rettung der grie-
chischen Banken, geschönt und damit »produziert« worden 
(vgl. Spiegel online, 5. Mai 2015). Jetzt wird für das Jahr 
2015 von – 0,5% ausgegangen. 

Welchen Primärüberschuss braucht Griechenland? Der ge-
forderte Primärüberschuss wurde von Hilfspaket zu Hilfs-
paket ständig nach unten korrigiert: von mittelfristig 6% 
(1. Paket 2010) über 4,5% auf 1% im Angebot vor dem 
Referendum. Für 2016 wird zurzeit von 0,5% ausgegangen 
und wohl 3,5% für die nächsten Jahrzehnte angesetzt.

Der tatsächlich notwendige Primärüberschuss hängt von 
der Höhe der Schulden und vor allem dem Zinssatz ab, 
dessen Bestimmung schwierig ist (vgl. Sinn 2015, S. 13, 
18 ff.), da innerhalb der Eurozone der Marktzins abgeschafft 
und durch die Festsetzungen der EZB ersetzt worden ist. 
Bei Griechenland wurde zusätzlich die Zinslast durch fort-
währende Stundungen und Zinsverzichte der Gläubiger ge-
gen null reduziert (zurzeit ca. 3 Mrd./p.a., d.h. weniger als 
1%/p.a.).

Vor der Diskussion um den Euro Anfang der 1990er Jahre 
lagen die Zinsen für zehnjährige griechische Staatsanleihen 
bei 25%, nach dem Eurobeitritt bis 2007 bei ca. 5%. Nach 
Ausbruch der globalen Finanzkrise 2008 verdoppelte sich 
der Zinssatz auf ca. 10%, um in der Griechenland-Krise 
2012 bis auf 40% hochzuschnellen. Zurzeit beträgt er 16%.

Für unsere Fragestellung nach dem notwendigen Primär-
überschuss nehme ich den Zinssatz des Jahres 2007 (vor 
Lehman) von 5,2%, obwohl eigentlich die Marktzinsen maß-
gebend wären. Dieser Satz allein ergibt eine Zinslast von 
17 Mrd. Euro/p.a., d.h. einen erforderlichen Primärüber-
schuss von 9,4%/BIP, der sich auf 19% verdoppelt, wenn 
der Zinssatz der letzten acht Jahre, oder sich auf 45%/BIP 
verfünffacht, wenn die Marktzinsen vor den Beitrittserwar-
tungen zugrunde gelegt werden. Das alles allein nur für die 
Zinsen ohne Ansatz von Tilgungsleistungen. Eine Diskussi-

on über die Realisierbarkeit eines erforderlichen Primärüber-
schusses erübrigt sich angesichts dieser Zahlen.

Wodurch könnte der Primärüberschuss Griechen-
lands gesteigert werden?

Ein Primärüberschuss kann durch Senkung der Ausgaben 
oder Erhöhung der Einnahmen – durch Erhöhung der Steu-
ern und/oder Wirtschaftswachstum – gesteigert werden.

Weitere Ausgabensenkungen

Ein Maßstab für das Bestehen eines Spielraums für weitere 
Ausgabenkürzungen ist das strukturelle Gewicht der Staats-
ausgaben gemessen am BIP. Hier liegt Griechenland mit 
49%/BIP genau auf dem Durchschnitt aller Euroländer. 
Deutschland hat mit 43,9% einen niedrigeren Anteil. Von 
den Krisenländern Spanien, Portugal und Irland liegen Spa-
nien mit 43,6% und Irland mit nur 39% deutlich darunter, 
Portugal auf gleicher Höhe. Das spricht für ein zusätzliches 
Kürzungspotenzial. 

Allerdings sind bei Griechenland zwei Besonderheiten zu 
berücksichtigen: die Entwicklung der absoluten Zahlen und 
der Einbruch des BIP. Griechenland hat seine Ausgaben von 
dem Referenzjahr 2006 in nur drei Jahren bis 2009 um 
30,6 Mrd. Euro bzw. um 31% erhöht, um sie dann bis 2014 
ebenso drastisch um 40,4 Mrd. Euro wieder zurückzufahren. 
Gegenüber dem Ausgangsjahr bleibt noch ein Rückgang 
um 2,3 Mrd. Euro oder 2,7%. Einen absoluten Rückgang 
der Ausgaben gab es in keinem anderen Krisenland. Paral-
lel dazu ist das Wirtschaftswachstum in Griechenland eben-
falls dramatisch eingebrochen, mit – 17,5% gegenüber 2006 
und – 26% gegenüber dem Höchststand 2008. 

Hauptgrund für diesen dramatischen Verfall der Wirtschafts-
leistung ist wohl, dass von den Rettungsprogrammen im 
Wesentlichen nur die Ausgabenkürzungen realisiert wurden, 
während die genauso wichtigen Strukturreformen nicht oder 
nur ansatzweise angepackt wurden.1 Deswegen darf das 
Hauptaugenmerk nicht auf weiteren Ausgabenkürzungen 
liegen.

Durch Wirtschaftswachstum

Das Mantra aller Gläubiger und der USA ist Wirtschafts-
wachstum, das mit allen Mitteln (Stichwort: Geldschwem-
me durch die Notenbanken) angekurbelt werden soll. An-
gesichts der oben angeführten Zahlen, nach denen Grie-
chenland in den letzten 15 Jahren noch nie einen Primär-
überschuss erzielen konnte, ist die Vorstellung, allein durch 

 1 »Im Wesentlichen sind die Bestandteile des neuen Programms bereits 
2010 vereinbart worden. Sie wurden leider nicht umgesetzt. Die Troika 
hat deutlich gemacht, dass Griechenland 15 wichtige Reformen noch 
immer nicht angepackt hat«. (Spiegel 30/2015, S. 32).
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Wirtschaftswachstum einen Überschuss in der erforderli-
chen Höhe zu erreichen, jenseits jeder Realität. Modellrech-
nungen, bei welchem Wirtschaftswachstum welche Stei-
gerung eines Primärüberschusses sich ergäbe, erübrigen 
sich deshalb.

Durch Erhöhung der Einnahmen, insbesondere des 
Steueraufkommens

Auf der Einnahmeseite hat der griechische Staat einen er-
heblichen Spielraum für eine strukturelle Steigerung. Wie-
derum gemessen am BIP liegt Griechenland 2014 zwar mit 
einer Quote von 45,8% nur leicht unter dem Durchschnitt 
der Euroländer und sogar leicht unter dem Wert der anderen 
Krisenländer. Allerdings ist das auf den dramatischen und 
singulären Einbruch des griechischen BIP nach der Grie-
chenland-Krise zurückzuführen. Wenn man die Gesamtein-
nahmen 2014 an dem jeweils höchsten BIP der letzten Jah-
re der Vergleichsländer misst, ergibt sich ein völlig anderes 
Bild. Dann liegt die Einnahmenquote für Griechenland, ge-
messen am BIP vor der Krise (2008), bei nur 38%/BIP. Das 
sind knapp 6%/BIP unter den Euroländern und sogar 9% 
gegenüber Portugal bzw.13% gegenüber Italien. Das wäre 
das Potenzial für die Steigerung der Einnahmen, wenn Grie-
chenland die Einnahmequoten der Vergleichsländer errei-
chen würde.

Das gleiche Bild ergibt sich für das Aufkommen aus Steuern 
und Sozialbeiträgen. Das Aufkommen liegt in Griechenland 
um 13%/BIP niedriger als bei den Euroländern oder 4% 
niedriger als in Spanien, 8% niedriger als in Portugal und 
sogar 14% niedriger als in Italien. Das bedeutet für unsere 
Schlüsselgröße, den Primärüberschuss, dass dieser um ge-
nau diese Prozentpunkte steigen würde, wenn Griechenland 
das Vergleichsniveau der anderen erreichen würde. Damit 
wären »eigentlich« die Probleme Griechenlands gelöst und 
seine Schuldendienstfähigkeit hergestellt. Handlungsfelder 
gäbe es genug. Der einzige international wettbewerbsfähige 
Wirtschaftszweig, die Schifffahrt, ist von Steuern und Abga-
ben nach wie vor komplett freigestellt. 2013 zahlten die Ree-
der 13 Mio. Steuern, die Matrosen 55 Mio. (vgl. Spiegel 
25/2014, S. 87). Hinzu kommt, dass der griechische Staat 
fällige und nicht eingetriebene Steuern in der unglaublichen 
Höhe von ca. 80 Mrd. Euro vor sich herschiebt (vgl. Spiegel 
17/2015, S. 62 f.). Genau darin liegt das Problem, das bis-
her alle Rettungsmaßnahmen ins Leere laufen ließ und auch 
in Zukunft laufen lassen wird: die fehlenden Institutionen und 
staatlichen Verwaltungsstrukturen.

Strukturreformen

Das Hauptproblem Griechenlands ist hinreichend bekannt 
und von vielen Seiten beschrieben: Es gibt keine funktionie-
renden Verwaltungsstrukturen, die einen modernen Staat 

ausmachen, und vor allem, die Griechen scheinen das aus 
tiefer Überzeugung auch gar nicht zu wollen. Ich greife drei 
Schlüsselbereiche heraus: Steuern, Daten und Statistik so-
wie den kulturellen Aspekt. Die genauso wichtigen Themen 
Korruption, Klientel- und Vetternwirtschaft würden den Rah-
men dieses Beitrags sprengen.

Aufbau eines funktionierenden Steuerwesens

Es gibt keine funktionierende Steuerverwaltung.2 Das gilt für 
alle Funktionen, Veranlagung/Erhebung, Eintreibung sowie 
Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Betrug. Der Auf-
bau einer effizienten Steuerverwaltung war deshalb auch 
von Anfang an eine Kernforderung der Gläubiger. Das wur-
de auch akzeptiert und mit starker technischer und perso-
neller Unterstützung seitens der EU 2010 angegangen. Al-
lerdings wurde es nicht zu Ende geführt, sondern schlei-
chend behindert und sabotiert. So wurde der aus den USA 
zurückgekehrte Chef der Steuerbehörde 2014 gefeuert. 

Aufbau eines funktionierenden Statistikwesens

Ein weiteres Kernproblem ist das Fehlen verlässlicher und 
aussagekräftiger statistischer Daten. »Greek statistics« ist 
das international gebräuchliche Synonym für falsche oder 
gefälschte Zahlen. Bezeichnenderweise veröffentlich Euro-
stat haushaltsrelevante Zahlen für Griechenland auch erst 
seit 2006. Deswegen war die Reform der griechischen Sta-
tistikbehörde von Anfang eine Kernforderung der Gläubiger. 
2010 wurde das Statistikamt als weisungsunabhängige Be-
hörde umgestaltet und mit Andreas Georgiou ein anerkann-
ter und tatkräftiger Fachmann gefunden. Er hat seinen Ver-
trag wegen ständiger Behinderungen nicht verlängert. Ge-
gen ihn wurde ein Verfahren eingeleitet, weil er »durch 
Falschbeurkundung dem Staat hohen Schaden zugefügt 
habe«.3 

Die kulturellen Barrieren

Dieser Zustand, dass es den Griechen bisher nicht gelungen 
ist, ein europäischen Standards entsprechendes Staatswe-
sen aufzubauen, wird von vielen Seiten beschrieben und mit 
der Kultur, dem Charakter und der Lebensauffassung der 
Griechen begründet, die wiederum auf die wechselvolle Ge-
schichte des griechischen Volkes zurückgeführt wird. Bereits 
1975 hat der angesehene Journalist und Schriftsteller Nikos 
Dimou eine Sammlung von Aphorismen zu den kulturellen 
Barrieren der Griechen herausgegeben unter dem Titel »Vom 
Unglück, ein Grieche zu sein«. Zu der 2012 erfolgten deut-

 2 Nach einem internen Bericht der EU und des IWF sind Steuerbeamte 
nicht fähig und willens, Steuern einzutreiben (vgl. Spiegel 10/2013, 
S. 88). Nach einem Zitat von Nikos Dimou ist die Steuerhinterziehung für 
die Griechen immer noch ein revolutionärer Akt, der Staat für viele Grie-
chen nach wie vor eine feindliche Macht (vgl. Spiegel 28/2015, S. 87).

 3 »Ich habe in den fünf Jahren alles gegeben, was ich konnte.« …. hat sich 
die ganze Zeit »wie in einem Alptraum gefühlt«, zitiert nach Süddeutsche 
Zeitung, 4. August 2015.
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schen Ausgabe fügte er ein Postskriptum an: »(Der Grieche) 
ist hin und her gerissen zwischen seiner glorreichen Vergan-
genheit und seiner kümmerlichen Gegenwart, zwischen sei-
ner orientalischen Mentalität und Sehnsucht nach Europa, 
zwischen den Kräften der Tradition (orthodoxe Kirche) und 
der Moderne. Griechenlands gegenwärtige Lage ist zu gro-
ßen Teilen das Ergebnis dieser Mängel im nationalen Cha-
rakter. Die Griechen müssen sich neu erfinden, wenn sie in 
der heutigen Welt überleben wollen«. (Dimou 2012, S. 70 f.)4

Wie wahrscheinlich ist eine erfolgreiche 
Umsetzung der Strukturreformen?

Der Widerstand gegen die Umsetzung der Strukturreformen 
ist offensichtlich mit der tiefsitzenden Aversion der Griechen 
gegen einen funktionierenden und fordernden Staat begrün-
det. Damit wird die Durchsetzung der geforderten Reformen 
extrem unwahrscheinlich, weil sie einen Kulturwandel und 
eine grundlegende Verhaltensänderung erfordern. Nach al-
ler Erfahrung sind Veränderungen der Kultur und des Ver-
haltens durch folgende Merkmale gekennzeichnet: Sie sind 
extrem schwierig, brauchen sehr viel Zeit und sind nicht mit 
Druck zu erreichen, sondern verlangen die Akzeptanz der 
Betroffenen (»need of change«). Das gilt für Kinder, Erwach-
sene, Unternehmen und Bevölkerungsgruppen in gleichem 
Maße. Die Vorstellung, in Griechenland die geforderten 
Strukturreformen von außen und mit Druck bewirken zu kön-
nen, ist naiv.

Das fehlende Vertrauen

Können wir darauf vertrauen, dass wenigstens die neue grie-
chische Regierung unter Alexis Tsipras die notwendigen 
Strukturreformen umsetzt?

Der politische Amoklauf des Ministerpräsidenten und seines 
Finanzministers Yanis Varoufakis hat in der gesamten EU zu 
blankem Entsetzen geführt und selbst die stärksten Unter-
stützer, Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, und 
unsere Bundeskanzlerin dazu gebracht, öffentlich zu erklä-
ren, dass das Vertrauen zu den griechischen Repräsentan-
ten zerstört worden sei. Merkel auf dem EU-Sondergipfel: 
»Die wichtigste Währung ist verlorengegangen, und das ist 
Vertrauen« (Süddeutsche Zeitung, 13. Juli 2015). Keine drei 
Tage später ist das Vertrauen soweit wieder hergestellt, dass 

 4 Vgl. andere Stimmen: Antigone Lyberaki, Wirtschaftsprofessorin aus 
Athen: »Unser politisches System ist vergiftet«. Jahrzehnte, in denen 
Schmiergelder und politische Beziehungen wichtiger waren als jede Leis-
tung, haben Staatsapparat und Wirtschaftsstruktur zerstört. (vgl. Spiegel 
28/2013, S. 65) Costas Bakouris, Unternehmer, Vorsitzender von Trans-
parency Intern, Griechenland: »Unsere Gesellschaft, so wie sie jetzt ist, 
ist durch und durch verdorben. Wir sind gierig und unsozial geworden«. 
(vgl. Spiegel 42/2012, S. 100 f.) Lois Labrianidis, Wirtschaftsprofessor 
an der Universität Thessaloniki: »Uns fehlen die Parameter. Das große 
Problem ist die Steuerhinterziehung und Steuerflucht.« … »Es gibt keinen 
politischen Willen, die Reichen zu jagen« (Spiegel 16/2013, S. 69 f. )

demselben Ministerpräsidenten neue Hilfsprogramme zu-
gesagt wurden. Die Beträge wuchsen innerhalb von 14 Ta-
gen von 29 Mrd. über 50 und 86 Mrd. auf zurzeit 100 Mrd. 
Euro (vgl. Süddeutsche Zeitung, 16. Juli 2015). Derselbe 
Ministerpräsident, der das griechische Volk gegen die Gläu-
biger und deren Bedingungen für neue Kredite aufgeputscht 
und sich in einem Referendum das hat betätigen lassen, 
akzeptierte drei Tage später die um ein Vielfaches härteren 
Bedingungen für das neue Hilfspaket. Allerdings blieb er sich 
insofern treu, dass er sich persönlich davon distanzierte und 
als vergewaltigtes Opfer inszenierte. Seine ersten Amts-
handlungen bestanden dann auch in dem Rückgängigma-
chen bereits beschlossener Reformen.5 Wer noch auf eine 
erfolgreiche Umsetzung der Reformmaßnahmen vertrauen 
kann, muss die Realität, die Erfahrung und den gesunden 
Menschenverstand ausblenden.

Die Politiker, die das tun, zerstören die noch viel wertvollere 
Währung: das Vertrauen in die Politik und die eigene Regie-
rung.6 Dasselbe gilt für das Vertrauen in Europa insgesamt 
(vgl. Burghof 2015).

Fazit

Es bleibt nichts übrig, als die Rettungsmaßnahmen für Grie-
chenland als gescheitert anzusehen. Die beiden Schlüssel-
ziele, Abbau der Verschuldung und Wirtschaftswachstum, 
wurden total verfehlt: Die Verschuldung ist seit 2010, dem 
Beginn der Rettungsaktionen, bis jetzt (Stand: März 2015) 
um 264 Mrd. Euro oder 174% des BIP gestiegen (vgl. Sinn 
2015, S. 31), und das nach dem Schuldenschnitt von über 
100 Mrd. Euro. Sie wird mit den jetzt schon angekündigten 
Hilfskrediten nochmals um ca. 100 Mrd. Euro auf weit über 
200% des BIP hochschnellen. Auch die Wirtschaft ist nicht 
nur eingebrochen, sondern inzwischen total zusammenge-
brochen. Kompletter kann ein Scheitern kaum sein. 

Was ist zu tun?

Schuldenschnitt

Ein Schuldenschnitt ist unausweichlich, da die Realität der 
Zahlen und alle bisherige Erfahrung es ausschließen, dass 
Griechenland jemals in die Lage kommen kann, die beste-
hende Schuldenlast zu bedienen, geschweige denn abzu-

 5 So wurde der Antikorruptionsbeauftragte wieder in Finanzministerium 
eingegliedert und damit die Weisungsunabhängigkeit wieder beseitigt. 
Die von Samaras eingeführten Immobiliensteuer wurde ohne Ersatz auf-
gehoben, die Steuerstundung weiter gelockert und die Grenze für 
Zwangsversteigerungen von Immobilien von 250 000 auf 500 000 ver-
doppelt (vgl. Süddeutsche Zeitung, 10. April 2015).

 6 Vgl. IW-Chef Michael Hüther: »Es gibt einen Teufelskreis aus ökonomi-
scher Krise und Misstrauen in die Politik« (Süddeutsche Zeitung, 27. Juli 
2015); der wachsende Widerstand in der Regierungspartei CDU: von vier 
Neinstimmen beim 1. Hilfspaket 2010 auf 60 bei dem Verhandlungsman-
dat für ein 3. Hilfspaket (vgl. Süddeutsche Zeitung, 18./19. Juli 2015).
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tragen. Die Höhe eines Schuldenschnitts ist eine politische 
Frage, bei der folgende Gesichtspunkte berücksichtig wer-
den müssten. Selbst bei einem vollständigen Streichen der 
Schulden ist ein Wiederaufbau eines Schuldenbergs zu er-
warten, solange die Strukturreformen und der dafür erfor-
derliche Kulturwandel nicht realisiert worden sind. Daneben 
wäre es ein verheerendes Signal gegenüber allen anderen 
Mitgliedsländern und geradezu eine Aufforderung, das grie-
chische Vorgehen zu kopieren und eine griechische »Lö-
sung« erreichen zu wollen. 

Auf keinen Fall darf ein Schuldenschnitt einfach so ausge-
sprochen und gewährt werden, sondern er muss das Er-
gebnis eines geordneten Insolvenzverfahrens sein, in dem 
(wie üblich) als erstes über den Eigenbeitrag des Schuld-
ners verhandelt wird. Die Stichworte liegen auf der Hand: 
Zugriff und Heranziehung des Fluchtkapitals7, Belastung 
des inländischen öffentlichen und privaten Vermögens oder 
auch Einziehung der gehorteten Eurobargeldbestände. Als 
Muster könnten unser Solidaritätsbeitrag nach der Wie-
dervereinigung und der Lastenausgleich nach dem Kriege 
dienen.

Austritt aus der Eurozone (Grexit)

Genauso unausweichlich ist ein Austritt Griechenlands aus 
dem Währungsverbund. Die schon bei seiner Aufnahme in 
die Eurozone von vielen Seiten geäußerten Bedenken, dass 
das Land mit einer gemeinsamen Währung völlig überfordert 
sei, haben sich leider für alle sichtbar bewahrheitet. Stellver-
tretend für alle stehen die glasklaren Analysen und jahrelan-
gen, unermüdlichen Warnungen und Lösungsvorschläge 
von Hans-Werner Sinn. 

Als Ergebnis stehen wir vor einem Scherbenhaufen an 
Schulden (inzwischen mit dem Schuldenschnitt ca. eine hal-
be Billion für ein Land, das nur für knapp 2% der Wirtschafts-
leistung der Währungsgemeinschaft steht), einem wirt-
schaftlichen und politischen Chaos sowie einer sozialen Ka-
tastrophe in Griechenland und einer Gefährdung der Stabi-
lität und des Zusammenhalts der gesamten Eurozone. 

Bezeichnend dafür ist, dass einer der Väter des Euro, Wolf-
gang Schäuble, und einer der Großväter des Euro, der fran-
zösische Ex-Präsident und mit Helmut Schmidt Architekt 
des Europäischen Währungsverbunds (EWS) als geplanten 
Vorläufer des Euro, offen für einen Grexit mit späterer Wie-
dereintrittsoption plädieren. Begründung für beide ist die 
tiefe Sorge, dass ein Verbleib Griechenlands in der Eurozo-
ne und eine Weiterführung der bisherigen Rettungspolitik 
den gesamten Euro und damit ihr Lebenswerk zerstören 
würden. Beide weisen mit Recht darauf hin, dass ein Austritt 

 7 Ein Anhaltpunkt für die Höhe von Fluchtgeldern ist der Target-Saldo Grie-
chenlands von 110 Mrd. Euro (vgl. Jörg Krämer, Chefvolkswirt der 
CoBank in Süddeutsche Zeitung, 1. Juli 2015).

aus der gemeinsamen Währung nicht gleichbedeutend ist 
mit dem Austritt aus der Europäischen Gemeinschaft, im 
Gegenteil sollten die Möglichkeiten der Gemeinschaft ge-
nutzt werden, um Griechenland mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln bei der Überwindung seiner Probleme zu 
helfen (wie den anderen Mitgliedsländern, die der Hilfe be-
dürfen). Hinzu kommt die Erfahrung, dass Schuldenschnit-
te nachhaltigen Erfolg nur in Verbindung mit starken Abwer-
tungen haben, was einen Grexit voraussetzt (vgl. Hanisch, 
Wohlrabe und Wollmershäuser 2015).

Die Risiken

Natürlich sind bei einem Grexit die über die rein wirtschaft-
lichen Gesichtspunkte hinausgehenden politischen Risiken 
zu bedenken. Das sind z.B. geopolitische Risiken, die sich 
aus einem Abdriften Griechenlands in einen failed state er-
geben oder die Gefährdung der Achse Frankreich-Deutsch-
land, mit der jetzt offen der französische Präsident als Druck-
mittel gedroht hat (wie schon sein Vorgänger Sarkozy 2010 
bei der Entscheidung über den Aufkauf von Staatspapieren 
durch die EZB). Diese Risiken sind abzuwägen mit den Ri-
siken, die sich aus dem Festhalten an der bisherigen Ret-
tungspolitik ergeben. Das würde zu einer Überforderung und 
Gefährdung der Wirtschaftskraft der gesamten Eurozone 
führen. Allein die bisher an Griechenland vergebenen Kre-
dite betragen mit dem bereits erfolgten Schuldenschnitt ca. 
430 Mrd. Euro und werden mit dem erneuten Hilfspaket die 
halbe Billion erreichen bei einem Anteil Griechenlands von 
nur 2% am BIP der Eurozone. Nimmt man das als Maßstab 
und überträgt den Schuldenstand Griechenlands auf die 
anderen Problemländer, ergeben sich folgende Zahlen: für 
Portugal, Irland und Spanien Schulden von 3,5 Billionen Eu-
ro, mit Italien von 8 Billionen Euro. Das sind ohne Italien 40% 
des BIP der übrigen Mitgliedsländer oder 170% des deut-
schen BIP, mit Italien 80% der anderen Länder oder ca. das 
Vierfache des deutschen BIP. Das wäre die Zerstörung des 
wirtschaftlichen Kerns Europas (vgl. auch Berechnung in 
Sinn 2015, S. 25). Dieser Preis sollte uns zu hoch sein.

Es ist überfällig, dass diese Risiken, die sich aus der Zusam-
mensetzung der Eurozone oder der gemeinsamen Währung 
insgesamt ergeben, endlich auf breiter parlamentarischer 
Ebene und in der Öffentlichkeit offen diskutiert und gegen-
einander abgewogen werden.

Dazu gehören auch die geopolitischen Risiken, zu denen 
aus Platzgründen nur die folgenden Stichworte gegeben 
werden können. Ein Abdriften Griechenlands kann und muss 
durch die vielfältigen Unterstützungsmöglichkeiten der EU 
verhindert werden. Eine nachhaltige Schwächung der Wirt-
schaftskraft der Eurozone würde die Beherrschung der geo-
politischen Risiken erschweren und eine Stabilisierung der 
Eurozone die Möglichkeit eröffnen, sich auf die wichtigen 
Felder einer gemeinsamen Außen- und vor allem auch Ver-
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teidigungspolitik zu konzentrieren. Das spricht dafür, die Sta-
bilisierung der Eurozone keinen geopolitischen Gesichts-
punkten unterzuordnen.

Die Verantwortung Deutschlands

Von allen Seiten wird Deutschland an die große Verantwor-
tung erinnert, die es als größtes und wirtschaftlich stärkstes 
Mitglied der EU trägt und eine großzügige Haltung und Un-
terstützung Griechenlands eingefordert. Die Verantwortung 
trägt Deutschland ohne Zweifel. Sie besteht aber nicht nur 
gegenüber Griechenland, sondern gegenüber allen Mitglie-
dern der Eurozone, insbesondere auch den Mitgliedern in 
Nord- und Osteuropa, und der EU insgesamt. Der griechi-
schen Regierung ist es zwar perfekt gelungen, die Verant-
wortung für die selbst verschuldete Misere den herzlosen 
und brutalen Gläubigern zuzuweisen, insbesondere Brüssel 
und Berlin, und gezielt ein wirksames Erpressungspotenzi-
al aufzubauen.8 Aber Deutschland wird seiner Verantwortung 
nicht dadurch gerecht, dass es den immer neuen griechi-
schen Kreditwünschen nachgibt, sondern dadurch, dass es 
eine Gefährdung der gesamten Gemeinschaft durch eine 
Fortführung der bisherigen, gescheiterten »Rettungspolitik« 
verhindert und die Interessen und Lage der anderen Mit-
gliedsländer berücksichtigt. 

Wie die Lage dort aussieht, zeigt das Stimmenverhältnis in 
der Grexit-Debatte: Eine überwältigende Mehrheit von 
15:3 Stimmen sind für einen Grexit (Schäuble im Interview 
in Spiegel 30/2015, S. 31). Durchgesetzt hat sich dann mit 
massivem Druck Frankreich zusammen mit Italien und Zy-
pern. Frankreich wehrt sich gegen die Einhaltung von Re-
geln, wenn sie es selbst betreffen, und strebt eine Transfer-
union an, die den Euro sprengen und auch die EU vor eine 
Zerreißprobe stellen würde. Auch hier wird Deutschland Ver-
antwortung zeigen und die Interessen der Gemeinschaft 
auch Frankreich gegenüber vertreten müssen. Wie das aus 
osteuropäischer Sicht aussieht, hat gerade der Vater des 
polnischen Wirtschaftswunders, der langjährige Finanzmi-
nister und Chef der polnischen Zentralbank, Leszek Bal-
cerowicz, in München auf dem Münchener Seminar von 
Süddeutschen Zeitung und dem ifo Institut beschrieben. 
»Die Polen sind durchaus beindruckt von den Horrorstorys 
aus der Eurozone«. Über 90% der Bevölkerung würden ei-
nen Beitritt Polens in die Eurozone ablehnen (vgl. Süddeut-
sche Zeitung, 16. Juli 2015).

Die nächste Stufe ist, dass kleinere Länder, die ebenfalls wie 
Polen in einer stabilen Lage sind, freiwillig den Euro aufge-
ben, weil sie darin eine Gefährdung ihrer eigenen Entwick-
lung sehen. Auch hier trägt Deutschland Verantwortung zu 

 8 Tsipras benutzt den Staatsbankrott als Waffe. Schon 2012 in Spiegel-In-
terview: Griechenland muss »ein systemisches Problem für Europa blei-
ben«. Nur so seien die Milliarden aus den Rettungspaketen gewährleistet. 
Nur so werde die EU Schulden stunden oder erlassen – aus Angst vor 
einer Ansteckungsgefahr (vgl. Spiegel 30/2015, S. 78 f.).

verhindern, dass stabile und gesunde EU-Mitglieder abge-
halten werden, dem Euro beizutreten und ihn zu stärken, 
oder gesunde und starke Mitglieder den Euro verlassen.

Schlussbemerkung

Ein Schuldenschnitt ist zwingend notwendig. Das sollte zum 
Anlass genommen werden, in einer Schuldenkonferenz die 
Situation der gesamten Eurozone auf den Prüfstand zu stel-
len und Schuldenschnitte gegen zeitweisen Austritt aus dem 
Euro anzubieten. Das nächste Hilfspaket muss so geschnürt 
werden, dass es die letzte Chance für Griechenland ist und 
das Land bei Nichterfüllung der Strukturreformen zum Ver-
lassen der Eurozone gezwungen wird, indem Kreditauszah-
lungen durch die EU und EZB eingestellt und die Regeln in 
einer überfälligen Insolvenzordnung für Mitgliedsländer fest-
geschrieben werden.

Es ist höchste Zeit, dass sich die politischen Wünsche der 
Realität anpassen und eine offene und ehrliche Diskussion 
über die politischen Ziele und Risiken geführt wird.
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des Produktionspotenzials in Deutschland
Verlässlichkeit der EU-Methode zur Schätzung

Steffen Henzel und Claire Thürwächter

Zur Konjunkturbereinigung des Budgetdefizits im Rahmen des EU-Fiskalpakts und der Schulden-

bremse in Deutschland ist die sogenannte Produktionsfunktionsmethode vorgeschrieben. Das so 

ermittelte strukturelle Defizit soll den Spielraum für die Fiskalpolitik verbindlich festlegen. Inso-

fern kommt der Methode der Konjunkturbereinigung eine zentrale Rolle bei der Gestaltung der Fis-

kalpolitik zu. Der vorliegende Aufsatz nimmt eine erste Abschätzung der bisherigen Umsetzung der 

EU-Methode für Deutschland für die Jahre 2010 bis 2015 vor und liefert erste Hinweise, inwiefern 

die derzeitige Methode als bindende Regel für die Fiskalpolitik geeignet ist. 

Die Trennung der Wirtschaftsleistung ei
ner Volkswirtschaft in konjunkturelle und 
strukturelle Einflussfaktoren ist ein zent
rales Element nachhaltiger Wirtschafts
politik. So gibt das unbeobachtbare Pro
duktionspotenzial – die strukturelle Wirt
schaftsleistung – sowie die damit ein
hergehende Produktionslücke – die kon
junkturbedingte Abweichung der Wirt 
schaftsleistung vom Produktionspoten zial 
– Aufschluss über die Ausrichtung der 
Fiskalpolitik. Seit 2012 steht die Produk
tionslücke sogar im Zentrum der Regel
bindung der Fiskalpolitik in der Europäi
schen Union im Rahmen des Fiskalpakts. 
Die Schätzwerte für die Produktionslücke 
legen dabei den finanzpolitischen Spiel
raum fest, unter dem sich die Mitglieds
länder verschulden dürfen. Demnach 
muss das strukturelle – also das um kon
junkturelle und einmalige Faktoren berei
nigte – Defizit weniger als 0,5% des Brut
toinlandsprodukts betragen. Darüber hin
aus gilt in Deutschland seit 2011 auf na
tionaler Ebene die Schuldenbremse, die 
im Grundgesetz verankert ist (Artikel 109 
Absatz 3, Artikel 115). Gemäß der strik
teren Regelung durch die deutsche 
Schuldenbremse darf dieses Defizit 
0,35% des strukturellen BIP nicht über
schreiten. 

Die Konjunkturkomponente des Defizits 
berechnet sich aus zwei Faktoren: aus 
der Semielastizität des Budgets zur ge
schätzten Produktionslücke und der 
Produktionslücke selbst. Beide Faktoren 
sind nicht direkt beobachtbar und müs
sen mittels statistischer Verfahren ge
schätzt werden. Seit dem Frühjahr 2008 
erstellen die Wirtschaftsforschungsinsti
tute im Rahmen der halbjährlichen Ge
meinschaftsdiagnose für die Bundesre
gierung eine Schätzung des konjunktur
bereinigten Bruttoinlandsprodukts (vgl. 
Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 

2008). Die Schätzungen der Institute die
nen der Bundesregierung als Basis ihrer 
eigenen Berechnungen. Seit dem Jahr 
2010 erfolgt die Schätzung nach den 
Vorgaben der Europäischen Kommissi
on, die in mehreren Stufen überarbeitet 
wurden (vgl. Projektgruppe Gemein
schaftsdiagnose 2010; Denis et al. 2006; 
D’Auria et al. 2010; Havik et al. 2014). 

Dieser Artikel nimmt eine erste vorläufige 
Evaluation der bisherigen Ergebnisse der 
Jahre 2010 bis 2015 vor. Da der betrach
tete Zeitraum noch sehr kurz ist, wird zu 
überprüfen sein, ob sich die ermittelten 
Resultate im weiteren Zeitablauf halten 
lassen. Da das Produktionspotenzial 
nicht beobachtbar ist, ist eine Evaluation 
anhand der späteren Realisation nicht 
möglich. Daher sollen im Folgenden die 
Revisionen des Produktionspotenzials 
und dessen Komponenten dokumentiert 
und analysiert werden. Dabei wird auf
gezeigt, in welchem Ausmaß die Schät
zungen bislang in Echtzeit revidiert wer
den mussten. Die Analyse soll bei der 
Beurteilung helfen, inwiefern die derzei
tige Methode als bindende Regel für die 
Fiskalpolitik geeignet ist. 

Die Verlässlichkeit der geschätzten Zah
len ist eine wichtige Anforderung an das 
Verfahren. Stellt sich beispielsweise eine 
in Echtzeit diagnostizierte konjunkturelle 
Schwächephase später als strukturelles 
Problem heraus, wäre eine Fiskalpolitik 
gemäß Schuldenbremse möglicherweise 
zu expansiv, und dies könnte die Nach
haltigkeit der Staatsfinanzen gefährden. 
Zudem stellt sich die Frage, inwiefern 
Revisionen des geschätzten Potenzial
pfads aus heutiger Sicht erklärt werden 
können. Schließlich soll geklärt werden, 
ob weitere Informationsquellen genutzt 
werden können, um spätere Revisionen 
zu verringern. 
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Methode zur Konjunkturbereinigung des Defizits

Die Methode der Konjunkturbereinigung stützt sich auf eine 
(CobbDouglas)Produktionsfunktion mit den Inputfaktoren 
Arbeit (L) und Kapital (K) sowie der Totalen Faktorprodukti
vität (SolowResiduum, SR):1

Y = SR × La × K(1-a),

wobei der Output Y durch das Bruttoinlandsprodukt gemes
sen wird, und a = 0.65 ist die – von der EUKommission 
vorgegebene – Produktionselastizität der Arbeit (vgl. D‘Auria 
et al. 2010; Havik et al. 2014). Der konjunkturbereinigte Po
tenzialpfad des Bruttoinlandsprodukts (YPOT) ergibt sich 
demnach aus den Trendverläufen des Faktors Arbeit in Stun
den (LT), dem Kapitalstock2 und dem Trend der Total Fak
torproduktivität (SRT):

YPOT = LT0.65 × K0.35 × SRT

Der Faktor Arbeit wird dabei in weitere Komponenten zer
legt: die Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter (POPW), der 
Trend der Partizipationsrate (PARTT), inflationsstabile (d.h. 
gleichgewichtige) Arbeitslosenquote (NAWRU) und der 
Trend der durchschnittlichen Arbeitszeit je Erwerbstätigen 
(HOURST):3

LT = POPW × PARTT × (1− NAWRU) × HOURST.

Der trendmäßige Verlauf der Erwerbspersonen (EPT) ergibt 
sich aus EPT = POPW × PARTT.4 Die durchschnittliche Pro
duktivität des Faktors Arbeit berechnet sich gemäß 
PRODT = YPOT / LT. Der Kapitalstock K wird mit Hilfe der 
Bruttoinvestitionen und der Abschreibungen auf die Anla
gegüter fortgeschrieben.

Es wird deutlich, dass folgende konjunkturbereinigte Trend
verläufe geschätzt werden müssen: PARTT, NAWRU, 
HOURST, SRT. Bei der Umsetzung der Filterverfahren wer
den die Prognosen für das laufende und das kommende 
Jahr jeweils als gegeben unterstellt.5 Zur Konjunkturbereini
gung der einzelnen Komponenten werden allerdings unter
schiedliche Verfahren angewendet. So werden die Partizipa
tionsrate und die Arbeitszeit mit Hilfe eines HPFilters geglät
tet (vgl. Hodrick und Prescott 1997). Vor Anwendung des 
HPFilters erfolgt eine Fortschreibung der Partizipationsrate 

 1 Eine CobbDouglasProduktionsfunktion ist auch in der Durchführungs
verordnung zu Artikel 115 Grundgesetz (»Schuldenbremse«) vorge
schrieben. Vgl. Artikel 115Verordnung vom 9. Juni 2010 (BGBl. I S. 790).

 2 Unter der Annahme dass der maximale Beitrag des Kapitals zur Produk
tion der vollen Auslastung des bestehenden Kapitalstocks entspricht, 
wird die Komponente K keinem Glättungsverfahren unterzogen. Die Grö
ße des bestehenden Kapitalstocks wird durch das fortlaufende Inventur
verfahren bestimmt (vgl. Havik et al. 2014).

 3 Da das Arbeitsvolumen L aus der amtlichen Statistik bekannt ist, wird die 
Partizipationsrate als Restgröße ermittelt.

 4 Da im Herbst 2012 die Definition der Personen im erwerbsfähigen Alter 
geändert wurde, ergibt sich ein Bruch sowohl bei POPW als auch bei 
PARTT. Im Folgenden wird daher nur die Verlässlichkeit der Schätzung 
für EPT untersucht.

 5 Beispielsweise umfasst der Stützzeitraum für die Schätzung im Frühjahr 
2015 die Jahre 1970 bis 2016.

um weitere drei Jahre und der Arbeitszeit um weitere sechs 
Jahre mittels eines autoregressiven Modells (»mediumterm 
extension«). Der Trend des SolowResiduums SRT wird 
durch ein strukturelles Zeitreihenmodell und den KalmanFil
ter extrahiert (vgl. Planas, Roeger und Rossi 2010). Eine »me
diumterm extension« für das SolowResiduum ist nicht vor
gesehen. Zur Berechnung der NAWRU, d.h. die Arbeitslo
senquote, die keinen Lohndruck erzeugt, wird eine Phil
lipsKurve herangezogen (vgl. Havik et al. 2014). Dabei wird 
die unbeobachtbare NAWRU ebenfalls über ein strukturelles 
Zeitreihenmodell und KalmanFilter geschätzt. Eine Fort
schreibung für weitere drei Jahre wird hier mit einer einfachen 
Regel gewonnen, nach der für das erste der drei Jahre die 
Hälfte der Veränderung des Vorjahres auf den Vorjahreswert 
addiert wird; in den beiden restlichen Jahren wird Konstanz 
unterstellt.

Im Wesentlichen lassen sich vier Gründe für Revisionen der 
Potenzialschätzung ausmachen. Erstens ist die Trennung 
der beobachteten Entwicklung am aktuellen Rand in eine 
Trend und eine Konjunkturkomponente mittels statistischer 
Verfahren mit Unsicherheit behaftet. So macht das Eintreffen 
neuer Informationen bzw. Datenpunkte die Schätzungen 
verlässlicher, aber oft auch eine Korrektur der zuvor ermit
telten Werte notwendig (Endpunktproblem). Zweitens wird 
das zugrunde liegende Datenmaterial selbst überarbeitet 
(Datenrevisionen). Drittens werden nach dem EUVerfahren 
die Prognosen für das laufende und das kommende Jahr 
bei der Berechnung berücksichtigt (Prognoserevision). Vier
tens werden die verwendeten Modelle und Verfahren an 
eine geänderte Datenlage angepasst und optimiert (u.a. 
Wahl des Glättungsparameters, Modell zur autoregressiven 
Fortschreibung für die »mediumterm extension«). 

Die Konjunkturkomponente des Budgetsaldos bezogen auf 
das Bruttoinlandsprodukt errechnet sich dann aus dem Pro
dukt der Produktionslücke YGAP = Y/YPOT-1 mit der Semi
elastizität des Budgets bezüglich der Produktionslücke. 
Letztere wird für Deutschland (Gesamtstaat) auf 0,55 ge
schätzt (vgl. Mourre, Astarita und Princen 2014).

Ergebnisse für die Jahre 2010 bis 2015

Abbildung 1 zeigt die mit dem EUVerfahren generierten 
Schätzungen für EPT, NAWRU, HOURST, dSRT und LT so
wie für die Wachstumsrate des Potenzials (dYPOT).6 Da die 
Schätzungen im Herbst 2010 beginnen und halbjährlich 
durchgeführt werden, stehen zehn verschiedene Schätzun
gen zur Verfügung. Im Herbst 2010 liegen dabei Trendschät

 6 Wir beschränken die Analyse auf die Wachstumsrate des Produktionspo
tenzials dYPOT, da sich die Niveauwerte des realen Bruttoinlands produkts 
zu unterschiedlichen Referenzjahren (Referenzjahr 2005 bis Herbst 2014, 
danach Referenzjahr 2010) nicht miteinander vergleichen. Aus demselben 
Grund wird nur die Veränderung der Totalen Fak torproduk tivität betrach
tet. Zudem sind die Revisionen der Niveauwerte YPOT im Herbst 2014 
maßgeblich durch die Umsetzung des ESVG 2010 bestimmt.
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zungen für die Jahre 1971 bis 2015 vor. Die Analyse betrach
tet allerdings nur die Schätzungen beginnend mit dem Jahr 
2009, der aktuellsten amtlichen Zahl für das Bruttoinlands
produkt im Herbst 2010. Sie endet im Jahr 2015, dem letz
ten verfügbaren Wert aus der Schätzung im Herbst 2010.

In Abbildung 1 wird deutlich, dass die Wachstumsrate des 
Produktionspotenzials im betrachteten Zeitraum teilweise 
deutlichen Änderungen unterworfen war. Allerdings scheinen 
die dortigen Revisionen wenig systematisch. Ähnliche 
Schwankungen verzeichnet auch die TFPTrendwachstums
rate, die allerdings in der Tendenz über die Jahre nach unten 
angepasst wurde; von durchschnittlich 0,9% auf rund 0,5%. 
Demgegenüber wurde die Schätzung des Erwerbspersonen
potenzials im Laufe der Zeit deutlich angehoben. So liegt der 
Schätzwert für das Jahr 2015 heute um 1,5 Millionen Perso
nen höher als im Jahr 2010. Auch die inflationsstabile Arbeits
losenquote (NAWRU) wurde zunächst höher eingeschätzt 

und seit dem Jahr 2010 für alle Jahre nach 
unten angepasst, wobei die Schätzungen 
(fälschlicherweise) zwischenzeitlich leicht 
nach oben korrigiert wurden. Bei der durch
schnittlichen Arbeitszeit lässt sich im Herbst 
2014 eine größere Korrektur der Trendschät
zungen nach unten konstatieren. Alles in allem 
wurde der potenzielle Arbeitseinsatz (LT) zu
nächst als zu niedrig eingeschätzt. Insbeson
dere für die Jahre 2014 und 2015 wurde eine 
Aufwärtskorrektur der Zahlen notwendig.

Tabelle 1 fasst die durchschnittliche absolute 
Revision (MAR) von der ersten zur zweiten 
Schätzung zusammen. Die erste Spalte ent
hält die Revision der Schätzung von Herbst 
auf Frühjahr, während in der zweiten Spalte 
die Revision von Frühjahr auf Herbst betrach
tet wird. Die Unterscheidung bietet sich an, 
da nur im Frühjahr ein neuer amtlicher Jah
reswert für die beobachteten Variablen, ins
besondere das Bruttoinlandsprodukt, veröf
fentlicht wird. In die Revision von Herbst auf 
Frühjahr geht daher ein Prognosefehler ein, 
der bei Kurzfristprognose gemacht wurde, 
während sich in der Revision von Frühjahr auf 
Herbst eine Änderung der Kurzfristprognose 
bemerkbar macht. Es werden jeweils zwei 
verschiedene Trendschätzungen verglichen. 
Zum einen die EUMethode (EU) und zum an
deren ein HPFilter mit dem Standardwert für 
den Glättungsparameter (λ = 100) ab 1970 
ohne »mediumterm extension« (HP). Um die 
Verlässlichkeit der Datengrundlage vor der 
Konjunkturbereinigung zu dokumentieren, 
enthält Tabelle 1 zudem die durchschnittliche 
Revision der zugrunde liegenden unbereinig

ten Daten (REV). Es werden jeweils drei Schätzwerte unter
schieden: das vergangene Jahr (t – 1), das laufende Jahr (t) 
und das kommende Jahr (t + 1).7

Die Potenzialwachstumsrate gemäß EUMethode musste 
demnach im betrachteten Zeitraum um ± ¼ Prozentpunkt 
revidiert werden. Allerdings fällt auf, dass die Konjunkturbe
reinigung der einzelnen Komponenten mit dem HPFilter et
was geringere Revisionen hervorgebracht hätte. Schließlich 
scheint die Revision des geschätzten Potenzialwachstums 
wenig von der Revision der unbereinigten Daten abzuhän
gen; diese werden mit steigendem Zeithorizont deutlich stär
ker revidiert (beim Bruttoinlandsprodukt beträgt die mittlere 
absolute Revision bis zu 0,8 Prozentpunkte). Dabei sind so

 7 Die EUMethode generiert Prognosen der Trendverläufe bis t + 6 (»medi
umterm extension«). Aus Platzgründen werden hier die weiter in die 
Zukunft reichenden Schätzwerte nicht dokumentiert. Schätzwerte für 
weiter zurückliegende Jahre dürften für die Politiksteuerung in Echtzeit 
kaum eine Rolle spielen.
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   Abb. 1
   Schätzungen der Analysen

Anmerkung: Die Linien zeigen die Schätzwerte für die jeweilige Trendkomponente für die Jahre 
2009 bis 2015 bei unterschiedlichen Datenständen von Herbst 2010 bis Frühjahr 2015.

Quelle: Berechnungen der Autoren.
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wohl bei der Totalen Faktorproduktivität als auch beim Ar
beitseinsatz deutliche Korrekturen angezeigt. Die Trendrate 
des SolowResiduums wurde in einer Größenordnung von 
0,2 bis 0,3 Prozentpunkten revidiert. Auch hier fällt auf, dass 
der HPFilter deutlich weniger starke Revisionen hervorruft. 
Dies ist insofern erstaunlich, als zur Konjunkturbereinigung 
des SolowResiduums Befragungsdaten über den Auslas
tungsgrad der Wirtschaft einfließen, die die Schätzung sta
bilisieren sollten (vgl. Planas, Röger und Rossi 2010).

Wie Tabelle 1 zeigt, fällt die Revision der Komponenten des 
Faktors Arbeit recht unterschiedlich aus. In den Revisionen 
der Niveauwerte der Komponenten des Arbeitseinsatzes 
dürfte sich größtenteils die Generalrevision der VGR 2014 
widerspiegeln; hier kam es zu einer Anhebung des Niveaus 
des Bruttoinlandsprodukts und der Erwerbstätigkeit sowie 
zu einer Absenkung der durchschnittlichen Arbeitszeit.8 Vor 

 8 Für die Revision des Niveaus des Arbeitseinsatzes, des Erwerbsperso
nenpotenzials und der durchschnittlichen Arbeitszeit schlägt zum Herbst 

diesem Hintergrund scheint der trendmäßige Verlauf der Zahl 
der Erwerbspersonen vor allem dann revidiert zu werden, 
wenn sich die Datengrundlage ändert. So ist die Revision 
für beide Größen im Frühjahr größer als im Herbst und für 
t + 1 größer als für t – 1. Die Ergebnisse, die sich mit dem 
HPFilter erzielen lassen sind hier sehr ähnlich. Die EUMe
thode verwendet ebenfalls den HPFilter zur Glättung der 
Partizipationsrate, sie unterscheidet sich jedoch durch einen 
anderen Glättungsparameter (λ = 10) und die zusätzliche 
»mediumterm extension«. Letztere scheint jedoch keine 
Stabilisierung der Schätzergebnisse herbeigeführt zu haben. 
Die NAWRU unterliegt offenbar vor allem im Herbst beträcht
lichen Revisionen; sie wurde um durchschnittlich 0,55 Pro
zentpunkte (t + 1) korrigiert. Allerdings fallen die Revisionen 
der unbereinigten Daten ebenfalls beträchtlich aus. Auch 
hier hätte ein HPFilter stabilere Ergebnisse geliefert. Für die 

2014 die Generalrevision der VGR 2014 zu Buche, in deren Zuge die Zahl 
der Erwerbstätigen um rund 400 000 Personen nach oben korrigiert wur
de, da u.a. ein erweiterter Personenkreis erfasst wurde.

 
Tab. 1 
Mittlere absolute Revision der Potenzialschätzung  

 

Wachstumsrate Bruttoinlandsprodukt (dY) – MAR in 
%-Punkte 

Wachstumsrate Totale Faktorproduktivität (dSR) – MAR in  
%-Punkte 

  Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,27  0,14  0,00  0,41  0,18  0,11  0,28  0,05  0,06  0,34  0,06  0,15  
t 0,24  0,18  0,15  0,25  0,13  0,28  0,17  0,06  0,17  0,25  0,06  0,50  
t + 1 0,23  0,21  0,44  0,22  0,14  0,80  0,17  0,07  0,24  0,21  0,06  0,57  
  Arbeitseinsatz (L) – MAR in % Wachstumsrate Arbeitseinsatz (dL) – MAR in %-Punkte 
  Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,60  0,37  0,00  0,15  0,38  0,49  0,19  0,11  0,00  0,16  0,26  0,31  
t 0,82  0,60  0,47  0,20  0,51  0,43  0,23  0,27  0,48  0,06  0,15  0,39  
t + 1 1,02  0,81  0,99  0,24  0,62  0,59  0,24  0,29  0,53  0,09  0,13  0,30  
  Erwerbspersonen (EP) – MAR in % Wachstumsrate Erwerbspersonen (dEP) – MAR in %-Punkte 
  Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,12  0,14  0,04  0,32  0,29  0,34  0,04  0,04  0,00  0,11  0,17  0,03  
t 0,09  0,08  0,09  0,34  0,31  0,49  0,14  0,15  0,13  0,06  0,07  0,16  
t + 1 0,24  0,21  0,33  0,40  0,40  0,50  0,21  0,20  0,28  0,08  0,09  0,17  
  Arbeitslosenquote – MAR in %-Punkte Veränderung Arbeitslosenquote – MAR in %-Punkten 
  Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,34 0,21 0,04 0,10 0,12 0,02 0,14 0,04 0,00 0,02 0,03 0,02 
t 0,44 0,25 0,11 0,09 0,14 0,20 0,13 0,05 0,10 0,01 0,03 0,22 
t + 1 0,55 0,30 0,44 0,10 0,17 0,30 0,14 0,04 0,34 0,01 0,03 0,21 

  
durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

(HOURS) – MAR in % 
Wachstumsrate durchschn. Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

(dHOURS) –- MAR in %-Punkte 
  Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,26  0,29  0,00  0,53  0,59  0,82  0,07  0,09  0,00  0,04  0,08  0,32  
t 0,34  0,39  0,38  0,56  0,66  0,80  0,08  0,10  0,38  0,03  0,08  0,46  
t + 1 0,41  0,50  0,54  0,58  0,74  0,81  0,08  0,11  0,33  0,02  0,08  0,19  
Anmerkung: Die Tabelle dokumentiert die mittlere absolute Revision (MAR) der Potenzialschätzung im Herbst und im Frühjahr 
nach der EU-Methode (EU) und bei Anwendung des HP-Filters (  = 100) ab 1970 ohne »medium-term extension« (HP) sowie 
die durchschnittliche Revision der jeweiligen unbereinigten Daten (REV). Die einzelnen Schätzungen stammen aus dem 
Zeitraum Herbst 2010 bis Frühjahr 2015. In den Zeilen werden drei Schätzwerte unterschieden: das vergangene Jahr (t – 1), 
das laufende Jahr (t) und das kommende Jahr (t + 1). 

Quell: Eigene Berechnungen. 
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Frühjahrsschätzung ergeben sich deutlich geringere Korrek
turen als mit dem einfachen HPFilter. Das Niveau der durch
schnittlichen Arbeitszeit unterlag im Herbst einer durch
schnittlichen Revision um rund 0,4%, im Frühjahr wurde um 
rund 0,6% revidiert. Allerdings sind hier auch die Datenrevi
sionen erheblich. Ein HPFilter führt hier zu größeren Revi
sionen als die EUMethode.

Tabelle 2 verdeutlicht die Konsequenzen für die mittlere ab
solute Revision der Schätzung der Produktionslücke, die 
sich aus dem ermittelten Produktionspotenzial und dem tat
sächlichen Bruttoinlandsprodukt (t – 1) bzw. den Kurzfrist
prognosen der Institute für das Bruttoinlandsprodukt (t und 
t + 1) ergibt. Alles in allem scheint ein einfacher HPFilter zu 
etwas kleineren Revisionen zu kommen.

Im Folgenden soll untersucht werden, ob die erste Schätzung 
des Trendverlaufs »effizient« ist, d.h. die erwarteten Revisio
nen minimiert (vgl. Faust, Rogers und Wright 2005). Dies 
wäre der Fall, wenn die Revisionen nicht »prognostizierbar« 
sind. Man geht davon aus, dass die erste Schätzung Afirst

t 
um die Revision rt vom finalen Wert Afinal

t abweicht: Afirst
t = 

Afinal
t + rt. Eine Voraussetzung für Effizienz ist, dass rt unkor

reliert ist mit Afinal
t, da Revisionen dann auf neue Informationen 

zurückgeführt werden können, die nach der ersten Veröffent
lichung aufgetreten sind. Abbildung 2 zeigt den Zusammen
hang zwischen der Erstveröffentlichung Afirst

t und der späte
ren Revision rt. Sie enthält außerdem einen FTest, der für die 
Regression rt = a + b × Afirst

t + et die Hypothese a = b = 0 
testet. Wird diese Hypothese abgelehnt, dann kann die ers
te Schätzung nicht als effizient angesehen werden. 

Abbildung 2 zeigt den Zusammenhang zwischen erster 
Schätzung Afirst

t und der darauf folgenden Revision (Ein
schrittRevision) für alle Schätzungen im Zeitraum Herbst 
2010 bis Frühjahr 2015. Die Analyse beschränkt sich an 
dieser Stelle auf die Schätzwerte für das laufende Jahr. Trotz 
der geringen Zahl an Beobachtungen lässt sich für die 
Wachstumsrate des Produktionspotenzials ein negativer Zu

sammenhang erkennen, die Revisionen las
sen sich also durch den ersten Schätzwert 
erklären. Demnach folgt auf einen hohen ers
ten Schätzwert eher eine Abwärtsrevision, 
während niedrigere Werte für Afirst

t in der Ten
denz weniger stark nach unten bzw. eher 
nach oben revidiert werden. Berechnet man 
den Ftest auf Effizienz der ersten Schät
zung, so kann diese bei üblichen Signifikanz
niveaus abgelehnt werden. Betrachtet man 
die Komponenten des Potenzialwachstums 
gesondert, dann fällt auf, dass sich für den 
Trend der Totalen Faktorproduktivität ein 
ganz ähnliches Bild zeigt; auch hier sind ers
te Schätzung und die darauf folgende Revi
sion deutlich negativ korreliert. Obwohl bei 

der Schätzung des TFP Trends kein einfacher HPFilter ver
wendet wird und die Daten zur Kapazitätsauslastung bereits 
berücksichtigt werden, scheinen die Revisionen dieser Grö
ße besonders gut durch die erste Schätzung erklärt werden 
zu können, was durch das hohe Bestimmtheitsmaß R2 deut
lich wird. Die Revisionen der Wachstumsrate des potenziel
len Arbeitseinsatzes zeigen ebenfalls einen negativen Zu
sammenhang mit der ersten Schätzung dieser Größe. Hier 
waren die Revisionen im betrachteten Zeitraum mehrheitlich 
positiv, und die erste Schätzung fiel systematisch zu niedrig 
aus (a = 0 wird durch den tTest abgelehnt). 

Für die drei Trendkomponenten des potenziellen Arbeitsein
satzes zeigt sich in der Tendenz ebenfalls ein negativer Zu
sammenhang von erster Schätzung und anschließender 
Revision. Für die Analyse der Veränderung des Erwerbsper
sonenpotenzials zeigt sich ein negativer (signifikanter) Zu
sammenhang zwischen den Revisionen und der ersten 
Schätzung des Trends. Revisionen der NAWRU lassen sich 
ebenfalls erklären; hohe Werte werden in der Tendenz nach 
unten revidiert und umgekehrt. Schließlich muss die Effizienz 
der ersten Schätzung für den Trend der durchschnittlichen 
Arbeitszeit wohl abgelehnt werden. Insbesondere dessen 
Veränderung lässt sich gut von der ersten Schätzung erklä
ren (R2 = 0,78).

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse stellt sich die Frage, 
ob es weitere Einflussfaktoren gibt, die spätere Revisionen 
erklären können. Wenn der Trend zu stark auf konjunkturel
le Schwankungen reagiert, sollte eine Überschätzung (Un
terschätzung) regelmäßig in konjunkturellen Aufschwungs
phasen (Abschwungsphasen) zu beobachten sein. So könn
te es passieren, dass im konjunkturellen Aufschwung die 
Potenzialrate bzw. der Trend der Totalen Faktorproduktivität 
oder des Arbeitseinsatzes überschätzt wird, wenn die Stär
ke des Aufschwungs zunächst unterschätzt wird. Konjunk
turindikatoren enthalten jedoch originäre Informationen über 
den Konjunkturzyklus bzw. die Produktionslücke. Möglicher
weise lässt sich die Ineffizienz der ersten Schätzung der 

Tab. 2 
Mittlere absolute Revision der Produktionslücke 

  Produktionslücke (YGAP) – MAR in %-Punkten 
  Herbst Frühjahr 
  EU HP REV EU HP REV 
t – 1 0,58  0,30  NA 0,57  0,35  NA 
t 0,54  0,39  NA 0,73  0,33  NA 
t + 1 0,45  0,31  NA 0,45  0,44  NA 
Anmerkung: Die Tabelle dokumentiert die mittlere absolute Revision 
(MAR) der Produktionslücke im Herbst und im Frühjahr. Der 
Potenzialpfad wurde nach der EU-Methode (EU) und durch Anwendung 
des HP-Filters (  =100) ab 1970 ohne »medium-term extension« (HP) 
geschätzt. Die einzelnen Schätzungen stammen aus dem Zeitraum 
Herbst 2010 bis Frühjahr 2015. Für die Werte im laufenden Jahr t sowie 
für das kommende Jahr t + 1 sind die jeweiligen Kurzfristprognosen der 
Institute für das Bruttoinlandsprodukt maßgeblich. 

Quelle: Berechnungen des ifo Institut. 
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EUMethode damit erklären, dass Konjunkturindikatoren 
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Tabelle 3 doku
mentiert den Erklärungsgehalt einer Regression der Ein
schrittRevisionen der ersten Schätzwerte für das laufende 
Jahr (vgl. Abb. 2) auf das Niveau sowie die Veränderung des 
ifo Geschäftsklimaindex und der Kapazitätsauslastung im 
Verarbeitenden Gewerbe. Um Überlappungen zu vermei
den, wurde vom ifo Geschäftsklima und der Kapazitätsaus
lastung der Durchschnittswert der vergangenen sechs Mo
nate bzw. zwei Quartale berechnet. In einigen Fällen schei
nen die Konjunkturindikatoren Erklärungskraft für die Revi
sionen zu besitzen. So ergibt sich für die Bestimmung der 
NAWRU für die Kapazitätsauslastung ein R2 von 0,4. Das 
geschätzte Vorzeichen des Koeffizienten b deutet daraufhin, 
dass im Aufschwung, wenn die Kapazitäten hoch ausge

lastet waren, die NAWRU eher nach unten 
revidiert wurde. In ähnlicher Weise wurde der 
Trend der durchschnittlichen Arbeitszeit bei 
gestiegener Kapazitätsauslastung tenden
ziell nach oben revidiert. Auch hier ergibt sich 
ein nicht vernachlässigbarer Erklärungsge
halt der Konjunkturindikatoren. Aufgrund der 
geringen Zahl an Beobachtungen sind die 
geschätzten Koeffizienten allerdings mit ho
her Unsicherheit behaftet.

Zusammenfassung und Ausblick

Zur Konjunkturbereinigung des Budgetdefi
zits im Rahmen des Fiskalpakts und der 
Schuldenbremse in Deutschland ist die Pro
duktionsfunktionsmethode vorgeschrieben. 
Das so ermittelte strukturelle Defizit soll den 
Spielraum für die Fiskalpolitik verbindlich 
festlegen. Insofern kommt der EUMethode 
der Konjunkturbereinigung eine zentrale Rol
le bei der Gestaltung der Fiskalpolitik zu. Ei
ne erste Abschätzung der bisherigen Um
setzung der EUMethode für Deutschland 
für die Jahre 2010 bis 2015 brachte folgen
de Ergebnisse:

Eine wichtige Anforderung an die Methode 
ist die Verlässlichkeit der ermittelten konjunk
turellen Komponente. Es kann jedoch ge
zeigt werden, dass die Methode zu erhebli
che Revisionen in Unterkomponenten und 
im Potenzialwachstum sowie der damit ver
bundenen Produktionslücke über die Zeit 
geführt hat. So wurde die Potenzialrate um 
durchschnittlich ¼ Prozentpunkt revidiert, für 
die Produktionslücke ergaben sich Revisio
nen um mehr als ½ Prozentpunkt. Tatsäch
lich hätte die Verwendung eines einfachen 

HPFilters zur Glättung der einzelnen Komponenten der Pro
duktionsfunktion sogar zu geringeren Revisionen geführt. 
Dabei ist das EUVerfahren methodisch anspruchsvoll, und 
die Berechnungen dürften für den Laien auch durch die An
wendung unterschiedlicher statistischer Verfahren nur 
schwer nachvollziehbar sein.

Des Weiteren deuten erste Ergebnisse darauf hin, dass die 
Schätzung der konjunkturbereinigten Größen nicht effizient 
ist, da die EUMethode Revisionen nicht minimiert. Tatsäch
lich hat sich gezeigt, dass sich die Revisionen prognostizie
ren lassen. Niedrige Werte bei der ersten Schätzung werden 
tendenziell nach oben und hohe Werte später tendenziell 
wieder nach unten revidiert. Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Frage, ob in Echtzeit Informationen zur Verfügung 
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rt = -1,437Afirst
t + 0,018

       (4,357)     (-4,411)
F-Stat = 19,475
R2 = 0,74

rt = -1,212Afirst
t + 0,005

       (4,337)     (-5,046)
F-Stat = 27,706
R2 = 0,78

rt = -0,595Afirst
t + 0,004

       (2,552)     (-2,001)
F-Stat = 8,089   R2 = 0,36

rt = -0,523Afirst
t + 0,003

       (2,018)     (-1,389)
F-Stat = 9,640   R2 = 0,21

rt = -0,903Afirst
t - 0,002

      (-4,438)     (-4,963)
F-Stat = 26,530
R2 = 0,78

rt = -0,652Afirst
t - 0,282

      (-1,846)     (-1,856)
F-Stat = 3,430
R2 = 0,33

   Abb. 2
   Effizienz der ersten Schätzung

Anmerkung: Die Abbildungen zeigen den Zusammenhang zwischen der ersten Schätzung der 
jeweiligen konjunkturbereinigten Größe und der ersten Revision des Schätzwertes für das lau
fende Jahr. Die Gleichung enthält einen Test auf Effizienz der ersten Schätzung, in dem die 
Gleichung rt = a + b × Afirst

t + et geschätzt wird. Die Signifikanz der geschätzten Parameter kann 
mittels der tWerte beurteilt werden, die unter den Koeffizienten in Klammern ausgewiesen 
werden. Die Hypothese a = b = 0 wird mit einem Ftest getestet. Die kritischen Werte der F(1,7) 
Verteilung der Teststatistik sind 3,6 (10%) und 5,6 (5%). Das Bestimmtheitsmaß der Schätzung 
R2 wird ebenfalls ausgewiesen. 

Quelle: Berechnungen der Autoren.
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stehen, die eine Fehleinschätzung verringern. Hierzu wurde 
überprüft, ob eine Überschätzung (Unterschätzung) ver
mehrt in konjunkturellen Aufschwungsphasen (Abschwungs
phasen) auftritt. Aufgrund der kürze des Beobachtungszeit
raums lassen sich hier noch keine eindeutigen Aussagen 
treffen. Allerdings kommt den Konjunkturindikatoren in eini
gen Fällen ein nicht vernachlässigbarer Erklärungsgehalt für 
Revisionen zu. 

Die verstärkte Nutzung von Informationen über den Kon
junkturverlauf könnte demnach die Potenzialschätzung ver
lässlicher machen. Allerdings sollte in jedem Fall laufend 
überprüft werden, ob Revisionen dadurch tatsächlich ver
ringert werden können, da meist ein höherer Komplexitäts
grad notwendig ist, was die Nachvollziehbarkeit der Metho
de für Dritte stark beeinträchtigt.
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Tab. 3 
Revisionen und Konjunkturindikatoren 

    
Wachstumsrate 

Produktionspotenzial (dYPOT) Wachstumsrate Trend TFP (dSRT) 
Wachstumsrate Potenzieller 

Arbeitseinsatz (dLT) 
    Koeffizient t-stat R2 Koeffizient t-stat R2 Koeffizient t-stat R2 

ifo a 0,68  0,18  
0,00 

1,75  0,62  
0,06 

– 1,46  – 0,61  
0,06 

  b – 0,01  – 0,18  – 0,02  – 0,64  0,01  0,66  
difo a 0,02  0,21  

0,15 
– 0,03  – 0,41  

0,24 
0,12  1,58  

0,00 
  b – 0,03  – 1,13  – 0,02  – 1,50  – 0,00  – 0,08  

CU a – 1,57  – 0,20  
0,01 

0,72  0,12  
0,00 

– 3,40  – 0,68  
0,07 

  b 0,02  0,20  – 0,01  – 0,13  0,04  0,70  
dCU a 0,02  0,15  

0,06 
– 0,03  – 0,33  

0,16 
0,10  1,35  

0,05 
  b – 0,03  – 0,64  – 0,04  – 1,14  0,02  0,64  

    
Wachstumsrate Trend 

Erwerbspersonen (dEPT) 
Wachstumsrate Inflationsstabile 
Arbeitslosenquote (dNAWRU) 

Wachstumsrate Trend Arbeitszeit je 
Erwerbstätigen (dHOURST) 

    Koeffizient t-stat R2 Koeffizient t-stat R2 Koeffizient t-stat R2 
ifo a 1,10  0,92  

0,09 
2,09  1,46  

0,24 
– 0,34  – 0,39  

0,02 
  b – 0,01  – 0,84  – 0,02  – 1,47  0,00  0,41  

difo a 0,09  2,36  
0,00 
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0,07 
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Anmerkung: Die Tabelle zeigt das Ergebnis einer Regression der ersten Revision des geschätzten konjunkturbereinigten 
Wertes der dargestellten Variablen für das laufende Jahr auf verschiedene Konjunkturindikatoren: rt = a + b × xi,t + et, mit i ∈ 
{ifo, difo, CU, dCU}, wobei ifo den ifo Geschäftsklimaindikator und CU die Kapazitätsauslastung im Verarbeitenden Gewerbe 
bezeichnet, d markiert die Veränderung der Indikatoren. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Wirtschaftsleistung in Griechenland?
Eurokrise: Sparpolitik zweitrangig für den Einbruch der

Renate Neubäumer*

Viele Ökonomen, vor allem aus dem angloamerikanischen Raum, führen den starken Einbruch der 

griechischen Wirtschaftsleistung zwischen 2007 und 2013 auf die Spar- oder Austeritätspolitik 

zurück. Vor diesem Hintergrund wird der Frage nachgegangen, inwieweit die Fiskalpolitik die Wirt-

schaftskrise in Griechenland verursacht und/oder verstärkt hat, und dazu die Entwicklung der ver-

schiedenen Komponenten der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage untersucht. Dabei ist es notwen-

dig, den Zeitraum zwischen 2000 bis 2007 in die Analyse einzubeziehen, denn nur so lassen sich 

die Ursachen des hohen Wachstums durch den (bevorstehenden) Eurobeitritt und des Einbruchs 

der Wirtschaftsleistung ab 2007 herausarbeiten.  

Die griechische Wirtschaftsleistung ist 
zwischen 2007 und 2013 um fast ein Vier-
tel »eingebrochen« und lag damit wieder 
auf dem Niveau von 2001, dem Jahr des 
Eurobeitritts des Landes.1 Viele Ökono-
men führen das auf die Spar- oder Aus-
teritätspolitik zurück: »Greece didn’t fail; 
austerity failed« (Stiglitz 2015) und »Die 
Austeritätspolitik ist gescheitert. Sie hat 
zu massiven Wachstumseinbrüchen ge-
führt« (Thielemann 2015).2 

Allerdings argumentiert Busch (2015), 
dass durch die »Politik der starken Dämp-
fung der gesamtwirtschaftlichen Nachfra-
ge« – erst – 2012 und 2013 in der Euro-
zone und insbesondere den GIPS-Staa-
ten3 »eine weitere Rezession produziert« 
wurde. Die Ursachen für den Einbruch 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) müssen 
somit weiter zurückliegen. 

Vor diesem Hintergrund analysieren wir 
– i.S. der Kritiker einer Sparpolitik aus key-
nesianischer Sicht – wie sich die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage in Griechenland 
(und anderen GIPS-Staaten) durch den 
Maastricht-Vertrag und vor allem durch 
den Eurobeitritt entwickelt hat, wodurch 
es bereits 2008 zu einem Rückgang des 
BIP kam und welche Bedeutung der 

 1 Wir verwenden hier – wenn nicht anders vermerkt 
– Eurostat-Daten und greifen dabei auf Daten des 
Europäische Systems Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen von 1995 (ESVG 1995) 
zurück, das bis 2014 für die Sozialproduktsrech-
nungen angewandt wurde und für das weiter 
zurückliegende Daten vorliegen. Zudem analysie-
ren wir i.d.R. reale Größe.

 2 Vgl. z.B. auch Krugman (2015a; b), Summers 
(2012) und Wishard (2014).

 3 Zu den GIPS-Staaten zählen Griechenland, 
Irland, Spanien und Portugal. 

Sparpolitik für den Einbruch der Wirt-
schaftsleistung zukommt.4

Stark sinkende Zinsen durch 
Wirtschafts- und Währungsunion 

In historischer Sicht gehörte Griechenland 
zu den Ländern mit den höchsten Zinsen 
in Europa. So lag 1994, dem Beginn der 
zweiten Stufe der Währungsunion, sein 
längerfristiger Zinssatz mit 20,7% um 
12½ Prozentpunkte über dem durch-
schnittlichen Zinssatz im Euroraum (vgl. 
Abb. 1). Entsprechend profitierte das 
Land stärker als die anderen GIPS-Staa-
ten von der Zinskonvergenz im Euroraum.

Diese Zinskonvergenz hatte zur Folge, 
dass der griechische Staat für seine 
Schulden erheblich weniger Zinsen zah-
len musste: Zwischen 19955 und dem Eu-
robeitritt 2001 sanken seine Zinsausga-
ben von 12½% auf 6½% des BIP. Ent-
sprechend waren keine Sparanstrengun-
gen erforderlich, um das Haushaltsdefizit 
im gleichen Zeitraum von gut 10% auf 
4½% des BIP zu reduzieren.6 

 4 Beispielsweise argumentiert Paul Krugmann, einer 
der bekanntesten Kritiker der Sparpolitik, i. d. R. 
vor dem Hintergrund einfacher keynesianischen 
Modelle. Mit einem neukeynesianischen Modell 
könnte der Rückgang des Bruttoinlands produkts 
– neben oder statt einer zu niedrigen gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage – auch auf zu hohe Löhne 
zurückgeführt werden. Vgl. z.B. Rothschild (1981) 
und Illing (1992) zu einer Übersicht neukeynesiani-
scher Modelle, Sesselmeier und Neubäumer 
(2004) zur Anwendung eines solchen Modells 
sowie Sinn (2104a) zur Bedeutung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit Griechenlands.

 5 Für 1994 liegen keine Daten für die Zinsausgaben 
des griechischen Staates vor.

 6 Nur 1997 bis 1999, dem Referenzzeitraum für die 
Aufnahme in den Euro, lag der Rückgang des 
griechischen Haushaltsdefizits über der Zins-
ersparnis. Dieser Rückgang wurde allein durch – 
vorübergehend – höhere Staatseinnahmen 

 * Prof. Dr. Renate. Neubäumerist Leiterin der Abtei-
lung Wirtschaftswissenschaft an der Universität 
Koblenz-Landau.
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Immobilienboom bereits vor dem Eurobeitritt

In Griechenland erfolgte mit dem Eurobeitritt ein »rasanter« 
Aufschwung – zwischen 2000 und 2007 stieg seine reale 
Wirtschaftsleistung um ein Drittel (4,2% pro Jahr). Der Aus-
löser waren bereits ab 1997 steigende Wohnbauinvestitio-
nen (um 20½% zwischen 1996 und 1999) (vgl. Abb. 2). Zu 
einem regelrechten Immobilienboom kam es aber erst, als 
2000 der Eurobeitritt erreicht wurde: Die Wohnbauinvesti-
tionen schnellten innerhalb nur eines Jahres um 50% in die 
Höhe und hatten sich bis 2007 nahezu verdreifacht; ihr An-
teil am BIP stieg von 6% (1999) auf 12½%. 

er reicht: Ihr Anteil am BIP stieg von 41,1% (1995) auf 46,3% (1999) und 
fiel anschließend wieder auf 40,9% des BIP (2001).

Ein wesentlicher Grund waren die historisch 
niedrigen Nominalzinsen für Hypothekenkre-
dite, denen hohe Einkommenssteigerungen 
gegenüberstanden, so dass die reale Belas-
tung der Haushalte durch kreditfinanzierte Im-
mobilienkäufe zurückging. Zudem verbesser-
te sich landesweit der Zugang zu Krediten, 
weil den griechischen Banken Kapital aus an-
deren Eurostaaten zufloss (vgl. Sinn 2014b; 
Smeets und Schmid 2014). Denn zum einen 
war das Wechselkursrisiko weggefallen, zum 
anderen lockten das hohe Wachstum und die 
steigende Investitionsquote ausländische In-
vestoren an. (Dabei entging vielen Investoren, 
dass die Anlageinvestitionen der Unterneh-
men, die die zukünftigen Produktionsmöglich-
keiten der griechischen Wirtschaft bestim-
men, deutlich weniger stiegen als die »unpro-
duktiven« Wohnbauinvestitionen.) Zudem er-
möglichten Verbriefungen den heimischen 
Geschäftsbanken, die Risiken der Vergabe 
von Hypothekenkrediten auf Dritte zu verla-
gern (vgl. Neubäumer 2008; Erber 2011), so 
dass auch Schuldner mit geringer Qualität 
Kredite erhielten (vgl. SVR 2010). 2009 hatte 
Griechenland einen Bestand von 37½ Mrd. 
Euro an Verbriefungen.7 Schließlich gaben be-
vorstehende Änderungen der steuerlichen 
Rahmenbedingungen beim Kauf von Häu-
sern und Wohnungen, die in den Medien breit 
diskutiert und von der Immobilienwirtschaft 
als Verkaufsargument gebraucht wurden, 
dem griechischen Immobilienmarkt erneut 
Auftrieb; zwischen 2005 und 2007 nahmen 
die Wohnbauinvestitionen noch einmal um 
44% zu (vgl. Triantafyllopoulos und Kandyla 
2010; Abb. 2).

Durch die stark steigende Wohnungsnach-
frage nahm die Zahl der Erwerbstätigen in der Bauwirtschaft 
zwischen 2000 und 2007 um etwa 30% zu. Hinzu kamen 
überproportionale Lohnsteigerungen, so dass sich die (no-
minalen) Arbeitsentgelte von »am Bau« Beschäftigten um 
90% erhöhten. Diese zusätzlichen Einkommen lösten Mul-
tiplikatorprozesse aus, d.h. führten zu einer höheren Kon-
sumgüternachfrage und -produktion.

Starkes Wachstum durch Immobilienboom auch 
in anderen GIPS-Staaten

Der Anstieg des BIP zwischen 1999 und 2007 war in Irland 
mit 56% (5½% pro Jahr) noch stärker als in Griechenland, 

 7 Vgl. Erber (2011). Die beiden anderen GIPS-Staaten mit einem Immobi-
lienboom hatten 2009 mit 307 Mrd. Euro (Spanien) und 64½ Mrd. Euro 
(Irland) noch relativ höhere Bestände an Verbriefungen. 
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Längerfristige Zinssätze in Griechenland, anderen GIPS-Staaten und 
Deutschland, 1994 bis 2002
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Wohnbauinvestitionen in Griechenland, anderen GIPS-Staaten und 
Deutschland, 1995 bis 2012

(a) Der Anteil der Wohnbauinvestitionen am Bruttonationaleinkommen (BNP) liegt noch etwa 2 Prozent-
punkte höher.
(b) Die Wohnbauinvestitionen für 2012 wurden geschätzt.

Als Basisjahr wurde jeweil das Jahr gewählt, in dem der Immobilienboom einsetzte (für Deutschland ohne 
Immobilienboom, 1997).

Abb. 2



ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

27Forschungsergebnisse

und in Spanien wurde mit 39% (3½% pro Jahr) ebenfalls ein 
hohes Wachstum erreicht. 

Dabei erwies sich der Wohnungsbau auch in diesen beiden 
GIPS-Staaten als Wachstumsmotor. In Irland setzte der Im-
mobilienboom schon Mitte der 1990er Jahre ein und erreich-
te bis 2005/06 seinen Höhepunkt: Bis dahin hatten sich die 
Immobilienpreise verdreifacht, und die Wohnbauinvestitio-
nen waren auf das 2,8-fache gestiegen (vgl. Abb. 2). 

Gleichzeitig wurden in der Bauwirtschaft zahlreiche Arbeits-
plätze geschaffen, und die Löhne kräftig erhöht. Beides hat 
wesentlich zu der hohen Zuwanderung (insbesondere aus 
ost- und mitteleuropäischen Staaten) beigetragen.8 

In Spanien begann der Bauboom erst 1997. Ansonsten 
war die Entwicklung wieder ähnlich: Die Wohnbauinves-
titionen nahmen auf das 2,2-fache zu, die Zahl der Ar-
beitsplätze und die Einkommen im Baugewerbe stiegen 
stark und führten zu einer höheren Konsumnachfrage. 

Zusätzlich Nachfrageimpulse durch kredit-
finanzierten Konsum

Vom Privaten Konsum gingen in Griechenland (und den an-
deren GIPS-Staaten) weitere kräftige Nachfrageimpulse aus. 
Dies lässt sich daran ablesen, dass der Anteil des Konsums 
am BIP bis 2008 um 3 Prozentpunkte zunahm. Vor dem 
Hintergrund niedriger Zinsen, großzügiger Kreditvergabe 
durch heimische Banken und steigender Einkommen nah-
men viele griechische Haushalte Kreditkarten- und Verbrau-
cherkredite auf. Es kam zu einer »exzessiven Kreditgewäh-
rung« an die Privaten (vgl. SVR, 2011), die 2008 doppelt so 
hoch wie der griechische Staat verschuldet waren. 

Als Folge wurden zwischen 2001 und 2008 mehr als 70% 
des griechischen BIP für Konsumzwecke verwandt – ca. 
15 Prozentpunkte mehr als in Irland und Spanien.9 Dazu trug 
auch die geringe Belastung mit Einkommen- und Vermö-
gensteuern bei: Das Aufkommen aus diesen Steuern betrug 
2001 nur 8½% des BIP (und lag damit niedriger als in allen 
anderen GIPS-Staaten und Deutschland). 

Die griechischen Haushalte lebten »über ihre Verhältnisse«. 
Dies belegen auch ihre niedrigen Sparquoten. 2007 und 
2008 kam es sogar zu Sparquoten von – 3% bzw. – 7%, 

 8 In Irland wuchs die Bevölkerung bereits zwischen 1995 und 1999 mit 1% 
pro Jahr genauso stark wie in den Vereinigten Staaten; ab 1999 verdoppel-
te sich das Bevölkerungswachstum in Irland auf 2% pro Jahr, so dass das 
Land 2007 17% mehr Einwohner hatte als bei seinem Eurobeitritt. Auch in 
Spanien nahm die Bevölkerung zwischen 1999 und 2007 um 12½% zu.

 9 In Irland ist – aufgrund von hohen Nettozahlungen für Erwerbs- und Ver-
mögenseinkommen an das Ausland – das Bruttonationaleinkommen 
(BNP) um rund 15% niedriger als das BIP. Deshalb wurden für Irland die 
Konsumquoten als Anteile am BNP berechnet.

d. h., die Summe der Konsumausgaben überstieg jeweils 
die Summe der verfügbaren Einkommen. 

Prozyklische Fiskalpolitik (nur) in Griechenland

Der griechische Staat »kurbelte« die Nachfrage weiter an, 
indem er während der Phase starken Wirtschaftswachstums 
den Anteil der Staatsausgaben am BIP noch um 2 Prozent-
punkte auf 47½% erhöhte. Da gleichzeitig der Anteil der 
Staatseinnahmen mit 41% nahezu gleich blieb, kam es 
durchgehend zu hohen Haushaltsdefiziten: Im Durchschnitt 
der Jahre 2000 bis 2007 erreichten sie knapp 6% des BIP 
und lagen in allen Jahren über dem Maastricht-Kriterium von 
3% des BIP (vgl. Abb. 3). Damit betrieb der griechische Staat 
nicht nur eine prozyklische Haushaltspolitik, sondern er leb-
te auch »über seine Verhältnisse«. 

Dagegen hatten der spanische und der irische Staat ihre 
stark steigenden Einnahmen während der Aufschwungs-
phase nur zum Teil für höhere Staatsausgaben genutzt. Als 
Folge erzielten beide Länder rückläufige Haushaltsdefizite 
bzw. -überschüsse (vgl. Abb. 3). Von ihrer Fiskalpolitik ging 
nicht nur eine antizyklische Wirkung aus, sondern sie schu-
fen sich damit auch einen gewissen Spielraum, um im Ab-
schwung gegensteuern zu können. 

Der Hintergrund war, dass Irland bereits in den 1980er Jah-
ren umfassende Reformen eingeleitet hatte, um Staatsaus-
gaben und -einnahmen in Einklang zu bringen. In Spanien 
hatte die Sanierung des Staatshaushalts in der zweiten Hälf-
te der 1990er Jahr begonnen, basierend auf verschiedenen 
Reformen von Ministerpräsident Aznar, wie der Privati-
sierung zahlreicher Staatsbetriebe (vgl. Wittelsbürger und 
Allekotte 2000).

Ursachen für hohe Haushaltsdefizite in 
Griechenland 

Wie kam es, dass in Griechenland trotz des hohen Wirt-
schaftswachstums die Haushaltsdefizite noch stark zunah-
men (vgl. Abb. 3)? Bereits in der Vergangenheit waren in 
Griechenland Reformen immer wieder verschoben worden, 
auch solche, die bereits 1981 als Bedingungen für den Beitritt 
des Landes zur Europäischen Gemeinschaft vereinbart wor-
den waren (vgl. Bitros und Karayiannis 2013). Nach dem 
Eurobeitritt reduzierte der leichte Zugang zu zinsgünstigen 
Krediten den Reformdruck erneut. Beispielsweise konnte die 
Regierung 2002 ein bereits vorliegendes Konzept zur um-
fassenden Reform des Rentensystems (vgl. Vlachantoni 
2005) nicht umsetzen, weil Abgeordnete der Regierungspar-
tei ihre Zustimmung verweigerten. Statt schwerwiegende 
Einschnitte in das Rentensystem vorzunehmen, sollte die 
Regierung lieber mehr zinsgünstig Kredite aufnehmen.
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Entsprechend wurde auf der Ausgabenseite der starke 
Rückgang der Zinszahlungen vor allem für höhere Renten-
zahlungen sowie Neueinstellungen und überproportionale 
Lohnerhöhungen im Öffentlichen Dienst genutzt. Diese Ent-
wicklung lässt sich mit einem »durch Vetternwirtschaft auf-
geblähten Öffentlichen Dienst« erklären (Landeszentrale, 
2015). In Griechenland arbeitete ein Fünftel der Arbeitneh-
mer für den Staat (im Vergleich zu etwa 11% in Deutschland), 
und Staatsbedienstete erzielten im Durchschnitt 40% hö-
here Gehälter als in der Privatwirtschaft Beschäftigte (eben-
da). Daher verwundert nicht, dass zwischen dem Eurobeitritt 
und 2008 die Ausgaben für die öffentliche Verwaltung um 
75% stiegen und schließlich 10½% des BIP erreichten (im 
Vergleich zu 6½% in allen Eurostaaten und 6% in Deutsch-
land). Ähnlich stark stiegen die Renten und beanspruchten 
2008 12½% des BIP (im Vergleich zu 3½% in Irland, 6½% 
in Spanien und 9½% in Deutschland). Hinzu kam ein »über-
dimensioniertes« Militär mit fast 130 000 Soldaten (im Ver-

gleich zu 200 000 Soldaten in Deutschland) 
und Verteidigungsausgaben in Höhe von 3% 
des BIP. 

Auf der Einnahmeseite sank die Steuerquote 
schnell wieder von 26% (1999) auf 22½% 
(2001), nachdem der Eurobeitritt erreicht wor-
den war. Zu hohen Einnahmeausfällen kam 
es (und kommt es) vor allem durch eine um-
fassende Schattenwirtschaft (ca. ein Viertel 
der Wirtschaftsleistung; geschätzte Steuer-
ausfälle von 30 Mrd. Euro pro Jahr), Steuer-
hinterziehung »im großen Stil« und das Nicht-
einziehen von rechtskräftigen Steuerschulden 
durch eine ineffiziente (und korrupte10) Finanz-
verwaltung (vgl. Landeszentrale 2015). 

Kein nachhaltiges Wachstum

Das hohe Wachstum in Griechenland war weitgehend nicht 
auf technische Neuerungen und einen Ausbau des Kapi-
talstocks zurückzuführen. Dies zeigt der Anteil der Anlage-
investitionen der Unternehmen11 am BIP, der im Aufschwung 
durchschnittlich 14,2% betrug, während er 2000 noch bei 
15,0% gelegen hatte. Somit waren nur relativ wenige zu-
sätzliche Produktionskapazitäten entstanden. 

Daher überrascht nicht, dass Griechenland seine Nachfrage 
in zunehmendem Maß durch Importe von Gütern und 
Dienstleistungen deckte. Zwischen 2001 und 2007 stieg die 
Importquote in Griechenland von 36% auf 38%, während 
die Exportquote bei knapp 24% stagnierte. Entsprechend 
geriet die Leistungsbilanz tief in die roten Zahlen. Sie wies 
2007 ein Defizit von 14½% des BIP auf (gegenüber 4% 
2001). Damit konnte die inländische Produktion Griechen-
lands zunehmend weniger seine Absorption decken.

Zwischenbilanz

Zwischen 2000 und 2007 stieg die reale 
Wirtschaftsleistung in Griechenland um 
durchschnittlich 4,2% pro Jahr (vgl. Abb. 4). 
Entscheidend dafür war ein Immobilien-
boom, wie er in ähnlicher Weise auch in Ir-
land und Spanien zu beobachten war. An 
seinem Ende hatten sich die (realen) Wohn-
bauinvestitionen fast verdreifacht und Mul-

 10 Nach Einschätzung von Transparency International 
war 2012 die Bestechlichkeit in Griechenland mit 
einem Korruptionsindex von 36 (0 = sehr korrupt; 100 
= sehr integer) höher als in allen Eurostaaten und war 
mit der in Kolumbien vergleichbar (vgl. Neue Zürcher 
Zeitung 2012).

 11 Die Anlageinvestitionen der Unternehmen umfassen 
Investitionen in Ausrüstungen und Nicht-Wohnbauten.
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tiplikatorprozesse in größerem Umfang ausgelöst. Die we-
sentliche Ursache dafür waren hohe Kapitalzuflüsse aus 
anderen Euroländern und damit leicht erhältliche Kredite 
und niedrige Zinsen.

Vom Privaten Konsum gingen zusätzliche Nachfrageimpul-
se aus, weil die Haushalte in großem Umfang Kreditkarten- 
und Verbraucherkredite zu niedrigen Zinsen aufnehmen 
konnten. Dies ermöglichte ihnen, »über ihre Verhältnisse zu 
leben«. 

Gleichermaßen gingen vom griechischen Staat expansive 
Impulse aus. Er weitete seine Ausgaben kräftig aus, so dass 
– trotz des Aufschwungs – seine Haushaltsdefizite stark an-
stiegen (vgl. Abb. 3). Eine wesentliche Ursache dafür war, 
dass sich dem Fiskus nach dem Eurobeitritt ein weit besse-
rer Zugang zu zinsgünstigen Krediten bot. Im Unterschied 
dazu betrieben der spanische und der irische Staat eine 
antizyklische Fiskalpolitik. Sie nutzten ihre während des Auf-
schwungs stark steigenden Einnahmen nur zum Teil für hö-
here Staatsausgaben und erzielten rückläufige Haushalts-
defizite bzw. -überschüsse. 

Damit war das starke Wachstum in Griechenland vor allem 
auf umfangreiche Kapitalzuflüsse nach der Euro-Einfüh-
rung zurückzuführen, die eine hohe zusätzliche Nachfrage 
nach Häusern und Wohnungen, Konsumgütern und öffent-
lichen Gütern auslösten bzw. erst ermöglichten. Diese ho-
he gesamtwirtschaftliche Nachfrage konnte nur bei weiter-
hin hohen Kapitalzuflüssen aufrechterhalten werden, beim 
»Versiegen« der Kapitalströme aus den anderen Eurolän-
dern war ein Rückgang der Wirtschaftsleistung »vorpro-
grammiert«.

Rückgang des BIP 2007 bis 2010

In Griechenland endete das hohe Wachstum bereits 2007 
und damit noch vor der Finanzkrise. Allein zwischen 2007 
und 2010 ging sein BIP um 14½% zurück. 

Auslöser war das abrupte Ende des Immobilienbooms, zu 
dem das »Auslaufen« der günstigeren steuerlichen Rahmen-
bedingungen für den Haus- und Wohnungsbau wesentlich 
beitrug. Allein zwischen 2007 und 2008 sanken die Wohn-
bauinvestitionen um ein Drittel, und bis 2010 gingen sie fast 
um die Hälfte zurück (vgl. Tab. 1). Als Folge wurden »am 
Bau« viele Arbeitsplätze abgebaut und deutlich niedrigere 
Einkommen erzielt.

Verschärfend kam die Eskalation der Finanzkrise im Sep-
tember 2008 hinzu. Sie legte den ausländischen Investoren 
offen, dass in Griechenland (und anderen GIPS-Staaten) 
viele Kredite nicht mehr zurückgezahlt werden würden, so 
dass kaum noch Kapital in das Land floss. Dadurch ver-
schlechterten sich die Finanzierungsmöglichkeiten der Un-
ternehmen und der privaten Haushalte drastisch.

Als Folge gingen die Anlageinvestitionen der Unternehmen, 
die 2008 – »unbeeindruckt« vom Platzen der Immobilienbla-
se – noch um fast 10% gestiegen waren, 2009 um mehr als 
ein Viertel zurück, und auch die Haushalte konsumierten 
deutlich weniger (vgl. Tab. 1).

Nur der griechische Staat setzte noch bis zum Frühjahr 2010 
seine sehr expansive Ausgabenpolitik fort. Dies hing nicht 
zuletzt mit dem Wahlkampf zusammen. Der Oppositions-
führer (und spätere Ministerpräsident), Giorgios Papandreou, 

1	  

	  

 
Tab. 1 
Die Entwicklung verschiedener Nachfragekomponenten in Griechenland 2000, 2001a) und 2007 bis 2013  

 2000 2001 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
Nachfragekomponenten 
(in Preisen von 2005) (in Mrd. Euro)  
Wohnbauinvestitionenb) 13,7 14,2 26,1 17,3 13,8 10,8 8,8 – – 
Anlageinvestitionen der Unternehmen 23,8 24,7 30,4 33,3 24,2 24,0 20,3 – – 
Gesamte Anlageinvestitionen 37,4 38,9 56,5 50,6 38,0 34,8 29,1 23,9 22,3 
Privater Konsum 109,4 114,8 145,6 151,9 149,5 140,1 129,3 117,3 110,2 
BIP 158,4 165,0 210,9 210,4 203,8 193,8 180,0 167,4 161,0 
Staatsfinanzen (preisbereinigtc)) 
(in Mrd. Euro) 

 

Staatsausgaben  74,0 74,9 100,2 106,5 110,0 99,6 93,3 89,3 94,2 
Staatseinnahmen 68,1 67,6 85,8 85,6 78,1 78,3 76,0 74,4 73,8 
Haushaltssaldo 5,9 – 7,4 – 14,4 – 20,9 – 31,9 – 21,3 – 17,3 – 14,9 – 20,4 
Haushaltssaldo (in % des BIP) – 3,7 – 4,5 – 6,8 – 9,9 – 15,7 – 11,0 – 9,6 – 8,9 – 12,7 
a)  Jahr des Eurobeitritts Griechenlands. – b) 1996, zu Beginn des Immobilienbooms, betrugen die Wohnbauinvestitionen 
7½ Mrd. Euro. Für die Wohnbauinvestitionen liegen nur bis 2011 Werte vor und entsprechend auch für die Anlageinvestitio-
nen der Unternehmen, die Differenz zwischen den gesamten Anlageinvestitionen und den Wohnbauinvestitionen. – c) Die 
Staatsfinanzen wurden mit dem Preisindex des gesamten BIP bereinigt. –  Nachrichtlich: Durchschnittlicher (preisbereinigter) 
Haushaltssaldo – in der Wachstumsphase 2001 bis 2007: – 11,1 Mrd. Euro, – in der Phase antizyklischer Fiskalpolitik  2008 
bis 2009: – 26,4 Mrd. Euro, – in der Phase der Sparpolitik 2011 bis 2013: – 17,5 Mrd. Euro. 

Quelle: Eurostat-Datenbank (ESVG-Datenbank). 
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hatte mit den Worten: »Es ist genug Geld 
da« steigende Staatsleistungen, insbeson-
dere im Sozialbereich, versprochen (vgl. Pil-
ler 2012). Entsprechend erhöhte die Regie-
rung die Renten 2008 und 2009 real um 
fast 20% und die gesamten Sozialausga-
ben um rund 16%.12 Insgesamt stiegen die 
Staatsausgaben um etwa 10% (vgl. Tab. 1). 

Da gleichzeitig die Staatseinnahmen 2008 
nur wenig stiegen und 2009 um 6½% ab-
nahmen, erreichten die Fehlbeträge im 
Haushalt schließlich 9,9% bzw. 15,7% des 
BIP. Entsprechend ging in den ersten bei-
den Jahren der Krise von der Fiskalpolitik 
ein stark antizyklischer Effekt aus. 

Krise nicht durch Sparpolitik verursacht, sondern 
durch Fiskalpolitik abgemildert

Unsere – i.S. der Kritiker der »Austeritätspolitik« – nachfra-
georientierte Analyse für Griechenland zeigt, dass der star-
ke Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ab 
2007 auf das Platzen der Immobilienblase und die sich an-
schließende Finanzkrise zurückzuführen war. Die Wirt-
schaftskrise wurde nicht durch eine Sparpolitik verursacht. 
Im Gegenteil hatte die Fiskalpolitik in der ersten Phase der 
Krise die gesamtwirtschaftliche Nachfrage gestützt und da-
mit dazu beigetragen, die Wirtschaftskrise zu bewältigen. 

Dies galt gleichermaßen für Spanien und Irland. Spanien 
begegnete der durch den Einbruch des Wohnungsbaus 
ausgelösten Rezession mit dem größten Konjunkturpro-
gramm aller EU-Länder, das von der Unterstützung von 
Arbeitslosen über eine Abwrackprämie und die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus bis zur Unterstützung kleiner 
und mittlerer Unternehmen reichte. Damit konnte die spa-
nische Regierung einen stärkeren Rückgang des BIP ver-
hindern (vgl. Abb. 5), musste aber hohe Haushaltsdefizite 
in Kauf nehmen. 

Irland ließ in den ersten drei Jahren des Abschwungs auto-
matische Stabilisatoren wirken, die immerhin 2009 3% und 
2010 3½% des BIP erreichten (vgl. SVR 2009, S. 43). Dies 
führte ebenfalls zu hohen Haushaltsdefiziten, dämpfte je-
doch den Abschwung, der bereits 2010 zu Ende ging.

Grenzen der Fiskalpolitik

Die Fiskalpolitik stieß in Griechenland – und den beiden an-
deren GIPS-Staaten – schnell an ihre Grenzen.

 12 Die Renten stiegen nominal um 26% und die gesamten Sozialausgaben 
um 23%. Dem stand ein Anstieg des Harmonisierten Verbraucherpreisin-
dex (HVPI) von 5½% und des Preisindex des BIP von 7% gegenüber.

Erstens war »ein beträchtlicher Teil des Wirtschaftseinbruchs 
... nicht als konjunkturelle Schwäche anzusehen« (Deutsche 
Bundesbank 2014, S. 51). Damit ließen sich dauerhafte 
Wachstumseinbußen nicht – wie von keynesianisch orien-
tierten Ökonomen empfohlen – durch eine kurzfristige Aus-
weitung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage verhindern. 
Vielmehr hätte die Fiskalpolitik für einen längeren Zeitraum 
die zusätzliche Nachfrage, die vor allem durch den Immo-
bilienboom und auslandsfinanzierte Kredite entstanden war, 
ersetzen müssen. Dabei ginge es in Griechenland um mehr 
als 20 Mrd. Euro jährlich, denn die Wohnbauinvestitionen 
waren während des Booms um etwa 18½ Mrd. Euro ge-
stiegen, und der Konsum hatte aufgrund von zusätzlichen 
Verbraucherkrediten um schätzungsweise 3 bis 5  Mrd. Eu-
ro zugenommen. (Für Spanien macht der Wegfall von allein 
1,8 Mio. Arbeitsplätzen in der Bauwirtschaft – von rund 
20½  Mio. Arbeitsplätzen insgesamt – deutlich, welche 
»Herkules aufgabe« es für den Staat gewesen wäre, den 
gesamten Nach fragausfall in der Bauwirtschaft zu kompen-
sieren.) 

Zweitens führte die Rettung heimischer Banken zu sehr ho-
hen Belastungen der Staatshaushalte. So wurden in Grie-
chenland bisher 48 Mrd. Euro (oder etwas 20% des BIP) für 
die Rekapitalisierung der Banken aufgewandt;13 im dritten 
Hilfsprogramm sind dafür weitere 25  Mrd.  Euro vorgese-
hen. (In Irland waren es etwa 63 Mrd. Euro bzw. 35% des 
BIP und in Spanien 60 Mrd. Euro bzw. 6½% des BIP.) Die 
Bankenkrisen waren auf die zu hohe Verschuldung der Pri-
vaten, vor allem mit Hypotheken- und Verbraucherkrediten, 
und daraus resultierende Kreditausfälle zurückzuführen14 so-
wie – nur in Griechenland – auf die zu hohe und stark stei-

 13 In den beiden ersten Hilfsprogrammen wurden Griechenland 58,2 Mrd. 
Euro für die Rekapitalisierung seiner Banken zur Verfügung gestellt, von 
denen bisher jedoch nur 48 Mrd. Euro in Anspruch genommen wurden.

 14 Nach Angaben der Bank von Griechenland konnten Ende 2012 fast die 
Hälfte der Kreditkarten- und Verbraucherkredite nicht bedient werden; 
bei Immobilienkrediten betrug die Ausfallrate ein Fünftel (vgl. Handels-
blatt 2013).
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gende Staatsverschuldung. Dadurch sanken die Kurse von 
Staatsanleihen, und es kam zum Schuldenschnitt, durch 
den allein 28 Mrd. Euro (der 48 Mrd. Euro) für die Rekapita-
lisierung griechischer Banken notwendig wurden. 

Drittens bestand in allen drei GIPS-Staaten Konsolidierungs-
bedarf, weil die Regierungen ihre Ausgaben an einem durch 
die Immobilienblase und zusätzlichen kreditfinanzierten Kon-
sum »aufgeblähten« BIP orientiert hatten und dem Ab-
schwung durch höhere Staatsausgaben begegnet waren. 
Allerdings war dieser Konsolidierungsbedarf in Griechenland 
besonders hoch, weil der griechische Staat im Aufschwung 
nicht – wie der irische und spanische – seine Haushaltsde-
fizite abgebaut und sich einen gewissen Spielraum für die 
Rezession geschaffen hatte, sondern im Gegenteil seine 
Ausgaben überproportional ausgeweitet hatte. 

Zwang zum Sparen in Griechenland

Die Folge dieser »ausufernden« fiskalische Tätigkeit des grie-
chischen Staates war eine hohe und vor allem schnell stei-
gende Staatsverschuldung (vgl. Smeets und Schmid 2014; 
Shambaugh 2012). Sie hatte 2007 schon bei 107% des 
(nominalen) BIP gelegen und erreichte zwei Jahre später 
129½%. Als dann im Februar 2010 auch noch allgemein 
bekannt wurde, dass das griechische Haushaltsdefizit 2009 
nicht bei 5% (wie nach Brüssel gemeldet worden war), son-
dern bei über 12% des BIP liegen würde15, waren ausländi-
sche und griechische Anleger nicht mehr bereit, dem grie-
chischen Staat Kredite ohne hohe Risikoaufschläge zu ge-
ben. Die Zinsen für griechische Staatsanleihen stiegen auf 
über 25%. Schließlich beantragte Griechenland am 23. Ap-
ril 2010 offiziell Finanzhilfe. 

Hätten die anderen Eurostaaten und der IWF Griechenland 
keine Finanzhilfe gewährt, so wäre das Land zu einer extre-
men Sparpolitik gezwungen gewesen: Bei einem Finanzbe-
darf von etwa 20 bis 25% des BIP hätte das griechische 
Haushaltsdefizit »mit einem Schlag« genau um diesen Be-
trag reduziert werden müssen (vgl. Blanchard 2015). Selbst 
bei Nichtleistung von Zins- und Tilgungszahlungen (und da-
mit einem Staatsbankrott) hätte Griechenland sein Defizit 
noch um mehr als 10% des BIP abbauen müssen (ebenda).

Anfang Mai 2010 einigte sich Griechenland mit der Troika 
auf ein Hilfsprogramm von 110 Mrd. Euro. Im Februar 2012 
erhielt Griechenland ein zweites Hilfsprogramm über 
130 Mrd. Euro und im März 2012 erfolgte ein Schulden-
schnitt, der die griechische Staatsverschuldung um 107 Mrd. 

 15 Die kritische Haushaltslage Griechenlands wurde im Februar 2010 auf-
grund des viel beachteten Artikels »Wall St. Helped Mask Debt Fueling 
Europe’s Crisis« in der New York Times (2010) allgemein bekannt. Bereits 
im Oktober 2009 hatte der neugewählte griechische Finanzminister auf 
ein Haushaltsdefizit für 2009 von über 12% des BIP hingewiesen. Später 
stellte sich heraus, dass das Haushaltsdefizit 2009 15,7% des BIP betrug.

Euro reduzierte.16 Gleichzeitig verpflichtete sich Griechen-
land zu einem makroökonomischen Anpassungsprogramm, 
das zahlreiche Maßnahmen zur Konsolidierung seines Haus-
halts beinhaltete.

Wie viel hat Griechenland tatsächlich gespart und inwieweit 
hat das zu einem weiteren Rückgang seiner Wirtschaftsleis-
tung beigetragen? 2010 führte Griechenland seine Ausga-
ben zunächst ziemlich genau auf das Niveau auf dem Hö-
hepunkt des Booms 2007 zurück (vgl. Tab. 1), d.h., es fiel 
nur der expansive Impuls durch die antizyklische Fiskalpo-
litik 2008 und 2009 weg. 

Bis 2012 senkte die griechische Regierung die Staatsaus-
gaben um weitere 10%, bevor sie 2013 die Ausgaben wie-
der leicht erhöhte. Damit gelang Griechenland – im Vergleich 
zu anderen Euroländern – ein relativ hoher Konsolidierungs-
beitrag (vgl. Deutsche Bundesbank 2014). Auf der anderen 
Seite war damit ein Ausfall an gesamtwirtschaftlicher Nach-
frage verbunden, der ab 2011 zum weiteren Rückgang des 
BIP beigetragen hat: Zwischen 2010 und 2013 sank die 
griechische Wirtschaftsleistung weiter um durchschnittlich 
5½% pro Jahr und fiel schließlich auf das Niveau von 2001, 
dem Jahr des Eurobeitritts (vgl. Abb. 5).

... und auch in Spanien und Irland

Auch die irische und die spanische Regierung sahen sich 
zum Sparen gezwungen, vor allem aufgrund der sehr hohen 
Zahlungen für die Bankenrettung. Zusätzlich hatten beide 
Regierungen – trotz antizyklischer Fiskalpolitik – ihre Ausga-
ben zwischen 2001 und 2009 stark ausgeweitet.17

Entsprechend kürzte die irische Regierung ab 2010 ihre Aus-
gaben rigoros, u.a. wurden die Gehälter der Staatsbediens-
teten um bis zu 20% reduziert und das Kindergeld wurde 
gesenkt (vgl. Jungclaussen 2010). Aufgrund des mit IWF 
und EU vereinbarten makroökonomischen Anpassungspro-
gramms folgten ab 2012 weitere Konsolidierungsmaßnah-
men, bevor Irland Ende 2013 den Euro-Rettungsschirm wie-
der verlassen konnte.

Auch die spanische Regierung beschloss ab 2010 mehrere 
Sparprogramm, die neben Stellenstreichungen und Einkom-
menskürzungen im Öffentlichen Dienst, die Reduzierung 
staatlicher Investitionen, die Verschiebung der Rentenerhö-

 16 Nach Berechnungen der EU-Kommission flossen bis zum April 2012 
380 Mrd. Euro internationale Hilfen an Griechenland. Sinn (2015) kommt 
auf öffentliche Kredite in Höhe von 325 Mrd. Euro. (Er berücksichtigt u.a., 
dass nicht alle genehmigten Hilfszahlungen für Griechenland auch bereit-
gestellt wurden, und bezieht weitere Verbindlichkeiten der griechischen 
Zentralbank gegenüber dem Eurosystem ein.) 

 17 Beispielsweise war der Anteil der vom Staat zu leistenden Arbeitsentgel-
te zwischen 2001 und 2009 in Spanien um knapp 2 Prozentpunkte auf 
12% des (nominalen) BIP gestiegen und in Irland um gut 4 Prozentpunk-
te auf fast 13% des BIP (SVR, 2015). 
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hung und den Wegfall der Geburtsprämie umfasste (vgl. 
SVR 2010, S. 88). (Nur) 2013 sah Spanien sich aufgrund 
des Finanzhilfeprogramms des EMS zur Sparpolitik »ge-
zwungen«, um sein Haushaltsdefizite weiterhin – entspre-
chend den Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
– abzubauen zu können.

Allerding führte diese die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
dämpfende Sparpolitik nicht bzw. nur zu einem geringen 
Rückgang der Wirtschaftsleistung: In Irland stieg das BIP 
2011 um 2%, stagnierte 2012 und 2013 und wuchs 2014 
bereits um mehr als 4% (vgl. Abb. 5).18 In Spanien kam es 
nach einer Stagnation 2012 und 2013 noch einmal zu einem 
Rückgang des BIP (um – 1½% bzw. – 1%), dem 2014 wie-
der ein Wachstum von 1½% folgte.

Dem kann man entgegen halten, dass Griechenland sein 
strukturelles Defizit bei Weitem am stärksten abgebaut 
hat.19 Dabei sollte man allerdings nicht außer Acht lassen, 
dass »die vorangegangene Verschlechterung und Schief-
lage [bei Griechenland] auch besonders gravierend« war 
(vl.g Deutsche Bundesbank 2014, S. 44): Der Staat hatte 
seine Ausgaben sich nicht nur an dem durch den kreditfi-
nanzierten Immobi lien- und Konsumboom »aufgeblähtem« 
BIP orientiert, sondern darüber hinaus in der Phase sehr 
hohen Wachstums seinen Anteil am BIP noch kräftig aus-
geweitet. 

Schließlich spielten die Exporte eine wichtige Rolle für die 
Entwicklung der Wirtschaftsleistung. Sie waren nach der 
Finanzkrise zunächst in allen drei GIPS-Staaten stark zu-
rückgegangen. In Irland und Spanien stiegen sie anschlie-
ßend schnell wieder, so dass 2013 die (reale) Exportnach-
frage deutlich über dem Vorkrisen-Niveau von 2007 lag 
(in Irland um 8½% und in Spanien um 14½%). In Grie-
chenland haben sich dagegen die Exporte nicht wieder 
erholt und lagen 2013 immer noch um 14½% unter dem 
Niveau von 2007. 

Dies weist auf die Bedeutung der preisliche und nicht-preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit der griechischen Wirtschaft (vgl. 
SVR 2015; Sinn 2014a) sowie auf das Fehlen eines markt-
fähigen Kapitalstocks in Griechenland (vgl. Boysen-Hogrefe 
et al. 2015) hin. Gleichzeitig wird damit deutlich, dass eine 
rein nachfrageorientierten Analyse – i.S. der Kritiker der Aus-
teritätspolitik – ihre Grenzen hat.

 18 Die Zahlen für 2014 sind aufgrund der Umstellung auf ESVG 2010 nur 
bedingt mit den anderen Jahren vergleichbar (und wurden daher nicht in 
Abb. 5 berücksichtigt). 

 19 Nach Berechnungen der EU-Kommission hat Griechenland seinen struk-
turellen Saldo (in Relation zum Produktionspotenzial) 2011 bis 2013 um 
etwa 11 Prozentpunkte reduziert (vgl. Deutsche Bundesbank 2014, 
S. 45). Ein Teil dieser Verbesserung resultierte allerdings aus sinkenden 
Zinsausgaben aufgrund der subventionierten Hilfskredite und der Schul-
denrestrukturierung für private Gläubiger 2012. Demgegenüber haben 
Spanien und Irland, deren strukturelle Defizite allerdings in der Ausgangs-
situation wesentlich geringer waren, den strukturellen Saldo 2011 bis 
2013 nur um etwa 3 bzw. 2 Prozentpunkte reduziert (ebenda). 

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zur 
Bedeutung der Sparpolitik

Die Sparpolitik hat die Krise in Griechenland nicht verur-
sacht, sondern der Einbruch der griechischen Wirtschafts-
leistung wurde durch das Ende eines (auslands-)kreditfinan-
zierten Immobilienbooms ausgelöst. Dieser Boom erreichte 
später seinen Höhepunkt und endete abrupter als in den 
anderen GIPS-Staaten. So sanken die Wohnbauinvestitio-
nen allein zwischen 2007 und 2010 auf die Hälfte. 

Verstärkt wurde die Wirtschaftskrise durch die Finanzkrise, 
die ausländischen Investoren vor Augen führte, dass viele der 
von griechischen Banken gewährten Kredite nicht zurückge-
zahlt werden würden, und die Kapitalzuflüsse versiegen ließ. 
Als Folge konnten viele Unternehmen ihre Investitionen und 
viele Haushalte ihren zusätzlichen Konsum nicht mehr durch 
zinsgünstige Kredite finanzieren, und die Investitionen und 
der private Konsum brachen 2009 bzw. 2010/11 ein.

Eine expansive Fiskalpolitik hat die Krise in Griechenland 
zunächst abgemildert: Nach dem Boomjahr 2007 erhöhte 
der griechische Staat seine Ausgaben 2008 und 2009 real 
um weitere 10% und nahm dafür Haushaltsdefizite von 9,9% 
bzw. 15,7% des BIP in Kauf. (In den anderen GIPS-Staaten 
und auch in Deutschland und den Vereinigten Staaten wur-
de gleichermaßen eine antizyklische Fiskalpolitik betrieben, 
die die Folgen der Finanzkrise abmilderte.) 

Finanzhilfen der anderen Eurostaaten und des IWF verhin-
derten 2010, dass Griechenland zu einer extremen Spar-
politik gezwungen wurde: Bei einem Finanzbedarf von et-
wa 20-25% des BIP hätte das griechische Haushaltsdefi-
zit »mit einem Schlag« um diesen Betrag reduziert werden 
müssen. Selbst bei Nichtleistung von Zins- und Tilgungs-
zahlungen (und damit einem Staatsbankrott) hätte Grie-
chenland sein Defizit noch um mehr als 10% des BIP ab-
bauen müssen (Blanchard, 2015). Stattdessen musste der 
griechische Staat nur seine Ausgaben auf den hohen Stand 
des Boomjahres 2007 zurückführen (wie dies andere Staa-
ten mit Konjunkturprogrammen gleichermaßen taten). Da-
mit ging immer noch ein Haushaltsdefizit von 11,0% des 
BIP einher.

Eine Sparpolitik betrieb der griechische Staat erst ab 2011: 
Er reduzierte seine (realen) Ausgaben innerhalb von zwei 
Jahren um fast 11% (im Vergleich zum Höhepunkt des 
Booms). Diese Konsolidierung ging zu Lasten der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage und trug dazu bei, dass das 
griechische BIP 2011 und 2012 um weitere 13½% sank und 
damit in etwa wieder auf das Niveau von 2001, dem Jahr 
des Eurobeitritts Griechenlands, zurückfiel.

Entscheidend für den starken Einbruch der Wirtschaftsleis-
tung Griechenlands war allerdings nicht die Fiskalpolitik, 
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sondern die Entwicklung der anderen Nachfragekompo-
nenten. So waren bereits bis 2010 – und damit vor dem 
Beginn der Sparpolitik – die Investitionen um 22 Mrd. Euro, 
der Private Konsum um 12 Mrd. Euro und die Exporte um 
5½ Mrd. Euro gesunken (vgl. Tab. 1). 

Der Staat konnte und kann nicht auf Dauer eine hohe ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage aufrechterhalten, die vor al-
lem auf hohe Kapitalzuflüsse aus anderen Eurostaaten – und 
kaum auf technische Neuerungen und einen Ausbau des 
Kapitalstocks – zurückzuführen ist: »Ein höheres Wirt-
schaftswachstum [dürfte] allein mit nachfragestützenden 
Maßnahmen [...] kaum zu erreichen sein« (SVR 2015, S. 23). 
Vielmehr bedarf es struktureller Reformen, die die preisliche 
und nicht-preisliche Wettbewerbsfähigkeit der griechischen 
Wirtschaft verbessern und zum Aufbau eines marktfähigen 
Kapitalstocks beitragen.

Vor diesem Hintergrund sehen wir die Sparpolitik als 
zweitrangig für den Einbruch der Wirtschaftsleistung in 
Griechenland an.
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erschweren Familiengründung
Ökonomische Unsicherheit: Befristete Verträge

Wolfgang Auer, Natalia Danzer und Anita Fichtl

Starten Berufsanfänger in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis kann dies weitreichende 

Folgen haben: Unsichere ökonomische Verhältnisse erschweren die weitere Lebens- und Famili-

enplanung. Analysen mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) der Jahre 1996 bis 2012 

zeigen einen negativen Zusammenhang zwischen befristeter Beschäftigung und dem Familien-

gründungsverhalten. Frauen, die mit einem befristeten Vertrag ihr Berufsleben beginnen, neigen 

dazu, die Geburt ihres ersten Kindes aufzuschieben. Dadurch bekommen diese Frauen in den ers-

ten zehn Jahren nach ihrem Eintritt in den Arbeitsmarkt insgesamt weniger Kinder als Frauen, die 

mit einem unbefristeten Vertag in ihr Arbeitsleben starten. Dieses Muster ist besonders bei Frauen 

mit mittlerem beruflichen Qualifikationsgrad ausgeprägt. Ist hingegen nur der Mann von befriste-

ter Beschäftigung betroffen, hat dies keinen Einfluss auf die Familienplanung von Paaren. Erklären 

lassen sich die Ergebnisse unter anderem dadurch, dass Berufsanfänger mit befristeten Verträ-

gen über Jahre hinweg einer höheren Wahrscheinlichkeit unterliegen, in ökonomisch unsicheren 

(Arbeits-)Verhältnissen gefangen zu bleiben (negative Pfadabhängigkeit). Dies erschwert die Fami-

liengründung.1

Befristete Beschäftigung in 
Deutschland

2,6 Millionen der insgesamt 32,4 Millio-
nen abhängig Beschäftigten2 in Deutsch-
land hatten nach Auswertungen des Mi-
krozensus im Jahr 2013 einen befriste-
ten Arbeitsvertrag. Dies entspricht ei-
nem Anteil von 8%. Überproportional 
viele zeitlich begrenzte Arbeitsverträge 
werden an Berufseinsteiger und jüngere 
Arbeitsmarktteilnehmer vergeben: 23% 
der 15- bis 24-Jährigen sind davon be-
troffen. In der Altersgruppe der 25- bis 
34-Jährigen ist jeder siebte Arbeitsver-
trag (13,8%) zeitlich begrenzt – das ent-
spricht knapp 1 Million Beschäftigten. 
Frauen sind mit 14,3% stärker betroffen 
als Männer mit 13,4%. Ab Mitte 30 
nimmt der Befristungsanteil deutlich ab 
(vgl. Abb. 1). Als Massenphänomen ent-
puppen sich befristete Beschäftigungs-
verhältnisse auf dem deutschen Arbeits-
markt, wenn man die Verbreitung bei 
Neueinstellungen betrachtet. Daten des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) zeigen: Im ersten Halb-
jahr 2012 waren 44% der Neueinstellun-
gen befristet. Dieser Wert liegt seit 2004 
stetig über 40% und erreichte im Krisen-
jahr 2009 einen Höhepunkt mit 47% (vgl. 

 2 Abhängig beschäftigte Kernerwerbstätige defi-
niert nach Erwerbstätige im Alter von 15 bis 
64 Jahren, die nicht in Schule, Bildung, Ausbil-
dung oder in einem Wehr-, Zivil- oder Freiwilligen-
dienst sind. 

IAB 2013). Besonders häufig wird in der 
Branche Erziehung und Unterricht (76%) 
und in der öffentlichen Verwaltung (60%) 
befristet eingestellt. In diesen Branchen 
sind Frauen besonders stark vertreten. 
Im Baugewerbe finden mit 20% der 
Neueinstellungen die wenigsten Befris-
tungen statt (vgl. IAB 2013). Insgesamt 
zeigt sich, dass vor allem junge Frauen 
mit unsicheren Beschäftigungsverhält-
nissen zu Beginn ihres Karrierestarts zu 
kämpfen haben. Damit fällt die erhöhte 
Beschäftigungs- und Einkommensunsi-
cherheit in den ersten Jahren des Be-
rufslebens für viele Frauen in den Le-
bensabschnitt, in dem sie auch über ei-
ne Familiengründung nachdenken.

 1 Der vorliegende Artikel basiert auf: Auer und Dan-
zer (2014).
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Wehr-, Zivil- oder Freiwilligendienst sind. Berechnungen nach Mikrozensus.
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Befristete Beschäftigungsverhältnisse stellen eine Form aty-
pischer Beschäftigung dar. Zu atypischer Beschäftigung 
werden im Allgemeinen alle Beschäftigungsarten gezählt, 
die vom klassischen Normalarbeitsverhältnis – unbefristet 
und in Vollzeit – abweichen. Dazu gehören neben den be-
fristeten Beschäftigungsverhältnissen auch Teilzeitbeschäf-
tigungen, geringfügige Beschäftigungsformen (Mini- und 
Midjobs), sowie Arbeitsverhältnisse in Leih- und Zeitarbeit. 
Die Möglichkeit, Arbeitsverträge zu befristen, besteht schon 
seit 1985 mit der Einführung des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes3 und ist seitdem zunehmend dereguliert 
worden. Aktuelle rechtliche Grundlage ist das Teilzeit- und 
Befristungsgesetz (TzBfG).4 Hauptmerkmal einer befristeten 
Beschäftigung ist die Tatsache, dass der Arbeitsvertrag zeit-
lich begrenzt ist und zu einem vereinbarten Termin endet, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf. Das Gesetz erlaubt 
Befristungen mit und ohne sachlichen Grund. Letztere sind 
nur bei Neueinstellungen und in der Regel bis zu einer 
Höchstdauer von insgesamt zwei Jahren erlaubt, in denen 
der Vertrag maximal dreimal verlängert werden darf.5 Mit 
sachlichem Grund können befristete Verträge beliebig oft 
verlängert werden. Für Mitarbeiter in der Wissenschaft gilt 
ein eigenes Gesetz, das die Befristung von Arbeitsverträgen 
regelt.6

Brücke oder Hürde in den Arbeitsmarkt?

Befürworter sehen in befristeter Beschäftigung ein Instru-
ment zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes. Der deutsche 
Arbeitsmarkt galt lange Zeit als zu verkrustet und unflexibel. 
Mit dem Instrument der Befristung können Arbeitgeber fle-
xibel wechselnden Personalbedarf infolge konjunktureller 
Schwankungen ausgleichen, zeitlich begrenzten Ersatzbe-
darf decken oder die Eignung eines Stelleninhabers über 
einen längeren Zeitraum als der gesetzlichen Probezeit prü-
fen. Befürworter heben vor allem die Brückenfunktion be-
fristeter Beschäftigungsverhältnisse hervor. In befristeter Be-
schäftigung wird eine gute Möglichkeit gesehen, den Sprung 
in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis zu schaffen. Laut 
IAB-Daten (2013) lag die Übernahmequote von zunächst 
befristet angestellten Arbeitnehmern in einem Unternehmen 
in eine sich daran anschließende unbefristete Beschäftigung 
im Jahr 2012 durchschnittlich bei 39%.7 Auch wird Befris-

 3 Beschäftigungsförderungsgesetz (BeschFG) vom 26. April 1985 (BGBl. I 
710): Arbeitsverträge durften einmalig ohne sachlichen Grund bis zu 
18 Monaten befristet werden; mehrmalige Reformierung; wurde durch 
das Teilzeit- und Befristungsgesetz am 1. Januar 2001 abgelöst. 

 4 Teilzeit- und Befristungsgesetz vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 
1966), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist. 

 5 Arbeitsverträge älterer Arbeitnehmer, die vorher mindestens vier Monate 
beschäftigungslos waren, dürfen bis zu fünf Jahre sachgrundlos befristet 
werden.

 6 Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) vom 12. April 2007 (BGBl. 
I S. 506).

 7 Im IAB-Betriebspanel werden nur Übernahmen im selben Betrieb erfasst. 
Übernahmequote: Die Anzahl der Übernahmen wird ins Verhältnis zur 
Summe aus allen Übernahmen, Verlängerungen und Abgängen gesetzt. 

tungen bisweilen eine beschäftigungsfördernde Wirkung 
zugeschrieben. Dies geschieht dann, wenn Arbeitgeber be-
fristete Stellen schaffen, und das nicht tun würden, wenn es 
nur die Möglichkeit gäbe, unbefristete Stellen zu schaffen.8

Kritiker befristeter Beschäftigungsverhältnisse argumentie-
ren mit möglichen negativen Folgen für den weiteren Ar-
beitsmarkterfolg. Ungünstige Arbeitsmarktbedingungen 
und Rezessionen zu Beginn des Berufslebens können 
nachhaltig negative Langzeitfolgen für das weitere Erwerbs-
leben und -einkommen nach sich ziehen, wie Oreopoulos, 
von Wachter und Heisz (2012) zeigen. Im Fall von befriste-
ter Beschäftigung kann eine ähnliche negative Pfadabhän-
gigkeit entstehen: Berufseinsteiger mit einem befristeten 
Vertrag haben auf dem Arbeitsmarkt schlechtere Karriere- 
chancen als ihre Kollegen mit unbefristeten Verträgen. Wie-
derholte Phasen in befristeter Beschäftigung können nega-
tive Signalwirkungen auf andere potentielle Arbeitgeber 
ausstrahlen, zu geringeren Chancen einer Einkommensstei-
gerung und zu einer erhöhten Wahrscheinlichkeit künftiger 
Arbeitslosigkeit führen. Diese negativen Folgen sind in eini-
gen Forschungsarbeiten mit internationalen Daten bereits 
nachgewiesen worden (vgl. Hagen 2002; Booth, Frances-
coni und Frank 2002; Pavlopoulos 2009; Bruno, Caroleo 
und Dessy 2012).

Forschungslage: Ökonomische Unsicherheit und 
Familie

Negative Folgen befristeter Beschäftigung sind auch auf Le-
bensbereiche außerhalb des Berufslebens denkbar. Befris-
tete Arbeitsverträge sind mit erheblichen ökonomischen Un-
sicherheiten verbunden und erschweren die Lebensplanung 
– etwa bei dem Erwerb von Eigentum oder der Familiengrün-
dung. Der Zusammenhang von ökonomischer Unsicherheit 
und Fertilität ist vor allem unter dem Aspekt der Arbeitslosig-
keit untersucht worden. Generell legen empirische Untersu-
chungen die Vermutung nahe, dass makroökonomische Be-
dingungen und Fertilitätsraten prozyklisch zusammenhän-
gen: Höhere Arbeitslosenraten gehen mit niedrigeren Gebur-
tenzahlen einher und vice versa (vgl. Adsera 2005; Adsera 
und Menendez 2011; Goldstein et al. 2013). Inwieweit indi-
viduelle Arbeitslosigkeit die Familiengründung erschwert, ist 
noch nicht eindeutig geklärt (vgl. Del Bono, Weber und Win-
ter-Ebmer 2012; Kreyenfeld 2010). Bhaumik und Nugent 
(2011) sowie Hofmann und Hohmeyer (2013) finden für 
Deutschland, dass die subjektiv wahrgenommene ökonomi-
sche Unsicherheit zu einem Rückgang der eigenen Fertilität 
führt; Kreyenfeld (2010) bestätigt diesen Befund für die Grup-
pe hochqualifizierter Frauen. 

Die Übernahmequoten beziehen sich demnach nicht auf die Anzahl aller 
bestehenden befristeten Verträge in Deutschland, sondern auf die befris-
teten Verträge, die im ersten Halbjahr 2012 in unbefristete Verträge 
umgewandelt, verlängert oder beendet wurden.

 8 Vgl. Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts vom 30. Juli 2012.
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Inwieweit ökonomische Unsicherheit in Form von befristeten 
Arbeitsverträgen und das Fertilitätsverhalten zusammenhän-
gen, ist für Deutschland weitgehend ungeklärt. Die For-
schungsergebnisse dazu sind rar und uneindeutig. Während 
Gebel und Giesecke (2009) keinen Zusammenhang zwi-
schen befristeter Beschäftigung und Fertilitätsentscheidun-
gen junger Paare finden, besteht laut Schmitt (2012) ein ne-
gativer Zusammenhang nur bei Frauen. Befinden sich junge 
Männer in einer unsicheren ökonomischen Lage, unter an-
derem hervorgerufen durch Teilzeitbeschäftigung oder Be-
fristung, führt dies nach Tölke und Diewald (2003) zu einem 
Aufschub der ersten Geburt. Kind und Kleibrink (2013) finden 
genau dieses Phänomen wiederum nur bei jungen Frauen. 
Die Evidenz aus internationalen Studien hingegen belegt et-
was klarer, dass junge Paare, die von ökonomischer Unsi-
cherheit betroffen sind, sowohl hinsichtlich Fertilität als auch 
Eheschließungen eher zögern als Paare in ökonomisch si-
cheren Verhältnissen (vgl. Ahn und Mira 2001; De la Rica und 
Iza 2005; Sutela 2012). 

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass negative Fol-
gen befristeter Beschäftigungsverhältnisse auf das Familien-
gründungsverhalten junger Frauen und Männer zu erwarten 
sind. Allerdings liegen keine Forschungsarbeiten vor, die die-
sen Zusammenhang und die Wirkungsrichtung eindeutig kau-
sal identifiziert haben. Auch sind weder die Probleme auf-
grund einer möglichen Selektion in befristete Beschäftigungs-
verhältnisse explizit erforscht, noch wird die mögliche nega-
tive Pfadabhängigkeit von befristeter Beschäftigung zu Be-
ginn des Berufslebens ausreichend berücksichtigt.

Unsichere ökonomische Lage durch befristete 
Beschäftigung

Unsere deskriptiven Auswertungen verschiedener subjekti-
ver und objektiver Maße anhand von Daten aus dem So-

zio-oekonomischen Panel (SOEP)9 und dem 
Beziehungs- und Familienpanel (Pairfam)10 
untermauern die Hypothese, dass befriste-
te Beschäftigung zu ökonomischer Unsi-
cherheit und einer negativen Pfadabhängig-
keit führt. Beschäftigte in einem befristeten 
Arbeitsverhältnis schätzen ihre ökonomi-
sche Lage unsicherer ein als Beschäftigte 
in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis: 
Während 47,1% der unbefristet Beschäftig-
ten sich überhaupt keine Sorgen um ihren 
Arbeitsplatz machen, trifft dies nur bei 
28,1% der befristet Beschäftigten zu. Fast 
ebenso viele (27,3%) der Arbeitnehmer mit 
befristetem Vertrag sind über ihre ökonomi-
sche Situation besorgt. Diese Sorge treibt 
nur 17,8% der unbefristet Beschäftigten 
um. Die Analyse objektiver Maße ökonomi-

scher Unsicherheit wie etwa Einkommensschwankungen 
(Einkommensvolatilität), künftiges Arbeitslosigkeitsrisiko und 
Gehaltsentwicklung zeichnet ein ähnliches Ergebnisbild. Be-
fristet Beschäftigte verdienen in der Regel weniger als un-
befristet Beschäftigte, außerdem unterliegen sie größeren 
Einkommensschwankungen und damit höherer Einkom-
mensunsicherheit. Wer das Berufsleben mit einem befriste-
ten Vertrag beginnt, ist selbst nach zehn Jahren noch einem 
höherem Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt als Beschäftigte, 
die mit einem unbefristeten Vertrag starten. 

Wer das Berufsleben mit einem befristeten Vertrag beginnt, 
ist zudem gerade in den ersten Berufsjahren häufiger in be-
fristeten Arbeitsverhältnissen zu finden, als Personen, die 
mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag starten. Diese nega-
tive Pfadabhängigkeit ist in Abbildung 2 für Frauen darge-
stellt. Frauen mit anfänglichen befristeten Arbeitsverträgen 
unterliegen auch in den Folgejahren einem erhöhten Risiko, 
in befristeten Beschäftigungsverhältnissen zu verharren. Erst 
nach ca. sechs bis sieben Jahren am Arbeitsmarkt gleichen 
sich die beiden Verläufe in etwa an, und alle Frauen haben 
in etwa das gleiche, sehr geringe Risiko, befristet angestellt 
zu sein. In dieser Zeitspanne – die oft mit der Familiengrün-
dungsphase zusammenfällt – erleben junge Frauen mit zeit-
lich befristetem ersten Vertag ein höheres Maß an ökono-
mischer Unsicherheit. 

Diskrepanz zwischen Wunsch und Wirklichkeit

Welche Rolle spielt die ökonomische Lage für die Familien-
gründung? Unsere deskriptiven Ergebnisse zeichnen ein 

 9 Das SOEP ist eine seit 1984 jährlich durchgeführte repräsentative Wie-
derholungsbefragung von deutschen Haushalten. Mittlerweile umfasst 
das SOEP Befragungsergebnisse zu über 20  000 Einzelpersonen in 
12 000 Haushalten (vgl. Wagner, Frick und Schupp 2007).

 10 Für weitere Informationen zur Panel Analysis of Intimate Relationships 
and Family Dynamics (Pairfam) vgl. Huinink et al. (2011). 
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eindeutiges Bild. In Abbildung 3 kann die Wichtigkeit öko-
nomischer und finanzieller Stabilität als Voraussetzung für 
eine Familiengründung abgelesen werden – und zwar so-
wohl für befristet als auch für unbefristet Beschäftigte. Rund 
zwei Drittel der befristet beschäftigten Frauen und Männer 
stufen eine sichere finanzielle Basis als wichtige Vorausset-
zung für die Familiengründung ein. Das gleiche Bild ergibt 
sich bei den unbefristet Beschäftigten. Der Wunsch nach 
einem sicheren finanziellen Grundfundament, auf dem die 
Familiengründung erfolgen soll, ist also in beiden Gruppen 
fast identisch (vgl. Abb. 3, Panel A). Die Ergebnisse aus Pa-
nel B weisen auf die in beiden Gruppen ebenfalls ähnlich 
häufig geäußerte Voraussetzung hin, zuerst eine gute beruf-
liche (Ausgangs-)Basis zu erreichen, bevor das erste Kind 
zur Welt kommen soll. Diese deskriptiven Befunde aus Ab-
bildung 3 untermauern die Argumentationslinie, dass zwi-
schen beiden Gruppen an Beschäftigten keine systemati-
schen Unterschiede in den Präferenzen hinsichtlich der Be-
deutung von finanzieller Sicherheit oder Sta-
bilität für die Familiengründung existieren. 

Befragt nach der tatsächlichen Lebens- und 
Berufssituation divergieren die Antworten 
zwischen der Gruppe mit befristeten Verträ-
gen und der mit unbefristeten Verträgen hin-
gegen stark. Rund 60% der Männer und 
Frauen mit gewöhnlichem Arbeitsverhältnis 
schätzen ihre aktuelle finanzielle Lage als gut 
genug dafür ein, eine Familie zu gründen. Der 
Anteil an Männern und Frauen mit befris-
tetem Vertrag liegt hingegen um 11 bzw. 
20 Prozentpunkte niedriger (vgl. Abb. 4 Pa-
nel A). Ihre aktuelle Berufstätigkeit sehen nur 
51,3% der befristet beschäftigten Männer 
und 44,1% der befristet beschäftigten Frau-
en als gut vereinbar mit einer Elternschaft. 
Bei Personen mit unbefristeten Verträgen lie-

gen diese Werte substantiell höher (vgl. 
Abb. 4 Panel B). 

Forschungsfrage, Daten und 
empirische Vorgehensweise

Die bisherigen deskriptiven Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse mit ökonomischer Unsi-
cherheit einhergehen und dass diese öko-
nomische Unsicherheit junge Paare zögern 
lässt, eine Familie zu gründen. Um diesen 
Zusammenhang zu prüfen, wird folgende 
Forschungsfrage formuliert: Inwieweit beein-
flusst die Tatsache, ob Berufseinsteiger einen 
befristeten oder unbefristeten ersten Arbeits-
vertrag erhalten ihre mittelfristige Fertilität? 
Um diese Frage genauer im Rahmen eines 

Regressionsmodells zu analysieren, werden Daten des 
SOEP der Jahre 1996 bis 2012 herangezogen. Mit diesem 
empirischen Ansatz soll der möglichen negativen Pfad-
abhängigkeit befristeter Erstverträge Rechnung getragen 
werden.

Die Mikrodaten enthalten weitere detaillierte Angaben über 
haushaltsspezifische sozioökonomische Charakteristika, in-
dividuelle Eigenschaften und Wertevorstellungen, sowie 
über frühere Erwerbstätigkeiten und den aktuellen Arbeits-
marktstatus der Haushaltsmitglieder. Informationen über die 
Art des Arbeitsvertrags sind ebenfalls verfügbar und geben 
Auskunft darüber, ob die Haushaltsmitglieder einer befriste-
ten oder unbefristeten Beschäftigung nachgehen. Für die 
vorliegende Untersuchung werden junge Frauen ohne 
Migrationshintergrund im Anschluss an ihren beruflichen 
oder tertiären Abschluss über einen Zeitraum von zehn Jah-
ren beobachtet. Zum Zeitpunkt des Abschlusses sind sie 
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kinderlos und zwischen 18 und 30 Jahren alt. Die endgülti-
ge Stichprobe umfasst 267 Frauen, die ihren Abschluss in 
den Jahren 1995 bis 2003 gemacht haben und deren erste 
Arbeitsstelle entweder befristet oder unbefristet (erklärende 
Variable) war. Um möglichst robuste Aussagen über den 
Zusammenhang zwischen befristeter Beschäftigung und der 
Erstgeburtswahrscheinlichkeit bzw. der Kinderzahl treffen 
zu können, werden Frauen mit befristetem und unbefriste-
tem Erstvertrag bezüglich ihres Fertilitätsverhaltens vergli-
chen. In multivariaten Regressionen können dabei individu-
elle Merkmale, wie Alter bei Ausbildungsende oder Bildungs-
jahre konstant gehalten werden. Dies ermöglicht, die Bezie-
hung zwischen Fertilitätsverhalten und Vertragstyp unab-
hängig von Störfaktoren zu bestimmen.

Kein systematischer Unterschied zwischen 
Frauen mit befristeten und unbefristeten 
Arbeitsverträgen

Aufgrund der umfangreichen und detaillierten Informationen, 
die in den SOEP Daten enthalten sind, kann für eine Vielzahl 
von individuellen Merkmalen, Familienhintergrund und Per-
sönlichkeitseigenschaften sowie Partnerschaftsstatus kon-
trolliert werden. Die Kontrollvariablen werden zum Zeitpunkt 
des Berufseinstiegs gemessen. Ein besonderer Fokus liegt 
auf der Untersuchung von Persönlichkeitseigenschaften 
(z.B. Big Five11) und persönlichen Einstellungen und Werten 
der Frauen. Diese stellen per se wichtige Einflussfaktoren 
auf die Berufswahl und auf die Entscheidung für die Fami-
liengründung dar. Sie sollten daher in beiden Gruppen – in 
der Gruppe der Frauen mit unbefristeten Arbeitsverträgen 
und in der Gruppe der Frauen mit befristeten Verträgen – 
sehr ähnlich ausgeprägt sein, um die Wahrscheinlichkeit zu 
minimieren, dass andere nicht-messbare Charakteristika zu 
verzerrten Schätzergebnissen führen. So ist es beispielswei-
se vorstellbar, dass risikoaverse Frauen eher dazu neigen, 
sich unbefristete Arbeitsstellen zu suchen, oder dass sich 
karriereorientierte Frauen überproportional häufig unbefris-
tete Arbeitsstellen suchen, um einen schnellen Karriereweg 
nicht zu gefährden. In beiden Fällen könnten die Ergebnisse 
bezüglich des Fertilitätsverhaltens verzerrt sein. Das gleiche 
gilt für den Partnerschaftsstatus. Möglicherweise nehmen 
Frauen, die in glücklichen Ehen sind, eher befristete Arbeits-
stellen an, weil sie sich in ihrer Partnerschaft finanziell sicher 
fühlen. Wohingegen Single-Frauen eher darauf bedacht sein 
könnten, eine sichere unbefristete erste Arbeitsstelle zu er-
gattern. Auch in diesen Fällen wären spätere Vergleiche des 
Geburtenverhaltens nicht mit dem Typ des ersten Arbeits-
vertrags erklärbar. Einfache Mittelwertvergleiche zeigen, 
dass sich Frauen mit befristeten und unbefristeten ersten 

 11 Der Big-Five-Ansatz ist ein gebräuchliches und allgemein akzeptiertes 
psychologisches Konzept zur Erfassung der Persönlichkeit. Persönlich-
keiten unterscheiden sich in ihren Verhaltens- und Erlebensweisen, die in 
fünf zentralen Dimensionen gemessen werden: Neurotizismus, Extraver-
sion, Offenheit für Erfahrungen, Verträglichkeit und Gewissenhaftigkeit.

Arbeitsverträgen nicht systematisch bezüglich ihrer beob-
achteten Eigenschaften unterscheiden (Ausnahmen: Alter 
bei Berufseinstieg und Bildungsniveau). Vor allem bei Be-
trachtung der Persönlichkeitsmerkmale und Einstellungen 
sind sich beide Gruppen sehr ähnlich. Je ähnlicher sich die 
Frauen der beiden Gruppen sind, desto aussagekräftiger 
sind auch die späteren empirischen Ergebnisse bezüglich 
ihres Geburtenverhaltens. 

Empirische Ergebnisse

Die Ergebnisse der Regressionsanalysen bestätigen die ver-
muteten negativen Korrelationen zwischen individueller öko-
nomischer Unsicherheit und dem weiteren Fertilitätsverhal-
ten. In Abbildung 5 sind die Hauptergebnisse graphisch zu-
sammengefasst: die Graphik zeigt die Differenzen der Aus-
prägungen der beiden Ergebnisvariablen – Wahrscheinlich-
keit einer ersten Geburt und Anzahl der Kinder jeweils vier 
bis zehn Jahre nach Start ins Berufsleben – für Frauen mit 
befristetem und unbefristetem Erstvertrag im Zeitverlauf. So 
liegt die Wahrscheinlichkeit, dass Frauen mit einem befris-
teten Erstarbeitsvertrag fünf Jahre nach Berufsstart ihr ers-
tes Kind bekommen haben, um 20%-Punkte niedriger als 
bei Frauen mit unbefristetem Erstvertrag. Zehn Jahre nach 
Berufsanfang liegt dieser Wert noch immer bei 15%-Punk-
ten. Der zeitliche Aufschub der Geburten schlägt sich auch 
in einer insgesamt niedrigeren durchschnittlichen Kinderzahl 
bei Frauen mit anfangs befristeten Arbeitsverträgen nieder. 
Fünf Jahre nach Berufsstart haben Frauen, deren erste An-
stellung einem befristeten Arbeitsverhältnis unterlag, durch-
schnittlich 0,2 Kinder weniger als Frauen mit unbefristeten 
Verträgen. Zehn Jahre später sind es durchschnittlich sogar 
0,3 Kinder weniger. Berücksichtigt man, dass 28% der Frau-
en in der untersuchten Stichprobe einen befristeten Erstver-
trag erhalten, entspricht dies einem Rückgang von ca. 
8,5 Geburten je 100 Frauen. Bezogen auf 92 Geburten von 
100 Frauen mit unbefristetem Erstvertrag reduziert sich die 
Fertilität folglich um ca. 9% für Frauen mit befristetem Erst-
vertrag. Auch wenn unsere Analyse nicht auf der endgültigen 
Kinderzahl beruht, so deuten die Ergebnisse alles in allem 
daraufhin, dass ein negativer Zusammenhang zwischen 
ökonomischer Unsicherheit und Zeitpunkt sowie der Anzahl 
von Geburten besteht.

Die empirischen Ergebnisse bleiben robust über viele ver-
schiedene Sensitivitätsanalysen hinweg. Änderungen in der 
Zusammensetzung der Stichprobe, zum Beispiel nach Alter 
oder Migrationshintergrund, oder etwa die zusätzliche Be-
rücksichtigung des Arbeitsmarktstatus des Mannes verän-
dern nicht grundsätzlich die Werte der Schätzkoeffizienten. 
Frauen mit Migrationshintergrund scheinen in ihrem Gebur-
tenverhalten grundsätzlich etwas weniger stark auf Befris-
tungen zu reagieren. Am stärksten scheint ökonomische 
Unsicherheit zu Beginn des Berufslebens das Aufschieben 
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von Geburten bei Frauen mit mittlerem Bildungsabschluss12 
zu beeinflussen. Eine separate Betrachtung von Männern 
zeigt hingegen, dass deren Fertilitätsplanung nicht von öko-
nomischer Unsicherheit beeinflusst wird.

Weitere Analysen ergeben darüber hinaus, dass der nega-
tive Zusammenhang weder durch den durchschnittlich nied-
rigeren Arbeitslohn von befristeten Stellen noch durch den 
denkbaren Umstand, dass Frauen, die befristet beschäftigt 
werden, weniger Chancen auf dem Heiratsmarkt haben, 
erklärt werden können. In beiden Fällen wäre nicht die öko-
nomisch unsichere Lage aufgrund der Befristung per se ver-
antwortlich für den zeitlichen Aufschub der ersten Mutter-
schaft, sondern die Ergebnisse wären von unmittelbaren 
Einkommens- bzw. Partnerschaftseffekten getrieben. Diese 
potentiellen Wirkungskanäle können jedoch ausgeschlossen 
werden.

Schlussbetrachtung

Das arbeitsmarktpolitische Instrument der zeitlichen Be-
fristung von Arbeitsverträgen soll zur Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes beitragen, indem Unternehmen schneller 
und unkomplizierter auf Schwankungen in ihrem Personal-
bedarf reagieren können, ohne den strengen Regeln des 
Kündigungsschutzes zu unterliegen. Eine beschäftigungs-
fördernde Wirkung entsteht dann, wenn Unternehmer be-
fristete Stellen schaffen, die sie ohne die Möglichkeit der 
Befristung, nicht geschaffen hätten. Befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse können für Arbeitslose eine Brücken-
funktion darstellen. Für sie kann ein zeitlich befristetes Ar-
beitsverhältnis, im Sinne eines erweiterten Probearbeits-

 12 Mittlerer Bildungsstand: ISCED-Stufen 3 (Sekundarstufe II) und 4 (Post-
sekundäre, nicht tertiäre Stufe).

verhältnisses, zu einem Sprungbrett in ein 
normales Arbeitsverhältnis werden. 

Diesen Vorteilen stehen allerdings mögliche 
negative Auswirkungen sowohl auf Er-
werbsbiographie und -einkommen als auch 
auf andere Lebensbereiche gegenüber. Die 
hier beschriebenen Ergebnisse deuten auf 
negative Folgen befristeter Beschäftigung 
vor allem für jüngere Arbeitsmarktteilneh-
mer hin. Junge Frauen mit befristetem Ver-
trag zu Beginn des Berufslebens sind über 
viele Jahre von einer erhöhten ökonomi-
schen Unsicherheit betroffen. Ihr Risiko, 
auch im Anschluss an den ersten Job nur 
befristet angestellt zu sein, liegt deutlich 
über demjenigen von Frauen, deren erste 
Anstellung unbefristet ist. Erstere verschie-
ben die Geburt ihres ersten Kindes und be-

kommen durchschnittlich weniger Kinder als vergleichba-
re Frauen, die ihr Berufsleben hingegen in stabilen unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnissen beginnen. Dieser 
demographische Nebeneffekt von befristeter Beschäfti-
gung ist gerade in einem Land wie Deutschland, das seit 
Jahrzehnten eine der weltweit niedrigsten Geburtenraten 
aufweist, kritisch zu beurteilen.
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Bevölkerung?
Einwanderung: Welchen Nutzen hat die einheimische

Michele Battisti, Gabriel Felbermayr und Panu Poutvaara

Deutschland erlebt zurzeit einen gewaltigen Zustrom von Menschen, die sich hier neben Sicherheit 

an Leib und Leben auch eine wirtschaftliche Perspektive wünschen. Ein großer Teil der Flüchtlinge 

wird, das zeigen historische Erfahrungen, im Land bleiben. Gleichzeitig wird der Migrationsdruck 

aus Afrika und dem Nahen Osten aufgrund der demographischen Entwicklung nicht nachlassen. 

Deutschland sollte aus humanitären Gründen, aber auch aus langfristigem wirtschaftlichem Eigen‑ 

interesse, die Einwanderer nicht am Arbeiten hindern. Dafür braucht es passende institutionelle 

Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt und in den sozialen Sicherungssystemen, damit Ein‑

wanderung eine Win‑Win‑Situation entstehen lassen kann, in der sowohl die Einheimischen als 

auch die Zuwanderer wirtschaftlich profitieren. Der neu eingeführte Mindestlohn oder eine Anhe‑

bung der Hartz‑IV‑Regelsätze gefährden dieses Ziel.

Die deutsche Bevölkerung reagiert in hu-
manitären Krisen mit großer Hilfsbereit-
schaft. Das hat sie immer wieder bewie-
sen; man denke an den verheerenden 
Tsunami in Südostasien im Jahr 2004, 
das Erdbeben in Haiti im Jahr 2010 oder 
auch die immer wiederkehrenden Hun-
gerkatastrophen in der Sahelzone. Das, 
was sie derzeit durch die Aufnahme von 
Flüchtlingen aus anderen Ländern leistet, 
ist außerordentlich. Gleicheitig müssen 
heute die Weichen so gestellt werden, 
dass die derzeit positive Stimmung nicht 
kippt, wenn sich herausstellt, dass der 
Zustrom kein temporäres, sondern ein 
langfristiges Phänomen ist und ein hoher 
Anteil der Flüchtlinge langfristig in 
Deutschland bleiben wird. Dafür müssen 
vor allem die Chancen verbessert wer-
den, dass für die einheimische Bevölke-
rung die ökonomischen Vorteile der Ein-
wanderung die Kosten aufwiegen.

Migrationsdruck bleibt nachhaltig 
hoch

Nach den Prognosen der Weltbank wird 
sich die Bevölkerung in den Staaten Afri-
kas und des Nahen Ostens von heute ca. 
1,4 Mrd. Menschen bis 2050 auf 2,8 Mrd. 
Menschen verdoppeln, während sie in der 
Europäischen Union bei ca. einer halben 
Milliarde verharren wird.1 Diese Zahlen ge-
hen von einer jährlichen Nettoeinwande-
rung nach Europa im in den letzten Jahren 
durchschnittlich beobachteten Ausmaß 
aus. Trotzdem machen sie deutlich, welch 
gigantisches Migrationspotenzial in der 
europäischen Nachbarschaft existiert und 

 1 Vgl. Weltbank, Health Nutrition and Population 
Statistics: Population Estimates and Projections, 
Stand: 4. September 2015.

durch Schocks – Klimakatastrophen, po-
litische Unruhen, kriegerische Auseinan-
dersetzungen – mobilisiert werden kann 
(vgl. Klingholz und Sievert 2015). Europa 
und Deutschland sollten sich auf diese 
Situation einstellen und davon ausgehen, 
dass der Migrationsdruck nachhaltig sehr 
stark bleibt und durch die jetztige Aufnah-
mebereitschaft noch verstärkt wird. 
Gleichzeitig steigt das Bewusstsein in 
Deutschland, dass die Bewältigung der 
Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der dramatisch alternden Bevölke-
rung ein gewisses Ausmaß an Zuwande-
rung erfordert. Deutschland wird vermut-
lich auf Dauer immer mehr Zuwanderer 
aufnehmen, um sein demographisches 
Defizit zu kompensieren. 

Kriegsflüchtige verlassen ihr Land oft mit 
dem Ansinnen, wieder dorthin zurückzu-
kehren, wenn die Lage sich normalisiert. 
Die Erfahrung mit früheren Flüchtlingswel-
len in Deutschland – z.B. aus dem Balkan 
– oder in anderen Ländern – z.B. vietna-
mesische Kriegsflüchtlinge in den USA – 
zeigen jedoch, dass ein hoher prozentu-
aler Anteil der aus humanitären Gründen 
aufgenommenen Menschen zumindest 
mittelfristig in Deutschland bleibt und hier 
auch eine Arbeit aufnimmt (vgl. Angrist 
und Kugler 2003; Parsons und Vezina 
2014). Daher ist Migration, wenn sie auch 
aus humanitären Gründen erfolgt und zu-
gelassen wird, immer auch Einwanderung 
in den Arbeitsmarkt.

Wer sind die neuen Einwanderer?

Zu den in diesem Jahr in Deutschland 
vom Innenministerium erwarteten 
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800 000 Flüchtlingen gibt es wenig Informationen (vgl. Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 2015). Gemäß einer 
Analyse des Sachverständigenrates deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration (2015) liegt der Anteil junger 
Menschen (jünger als 25 Jahre) unter den Asylbewerbern 
im Jahr 2014 bei etwa 54% und ist damit mehr als doppelt 
so hoch wie unter den Einheimischen. Die Flüchtlinge sind 
überwiegend männlich, vor allem wenn sie aus Bürger-
kriegsgebieten kommen. Über die Bildung der Flüchtlinge 
gibt es keine umfassenden Daten. Allerdings kann man ei-
nen Blick in die Herkunftsländer werfen. Daten der UNES-
CO zeigen z.B., dass der Anteil der Hochschulabsolventen 
in der syrischen Erwerbsbevölkerung bei 6,2% liegt; im Irak 
oder in Afghanistan ist der Anteil ähnlich niedrig. Gemäß 
Informationen der Weltbank liegt der Anteil der Analphabe-
ten in Syrien unter den über 15-Jährigen im Jahr 2012 bei 
etwa 15%; unter den 15- bis 24-Jährigen, die das Gros der 
Einwanderer ausmachen, liegt ihr Anteil bei 5%. Unter den 
Irakern und Afghanen ist der Anteil der Analphabeten deut-
lich höher. Natürlich sind die Flüchtlinge, die in Deutschland 
ankommen, keine zufällig aus den Herkunftsländern selek-
tierte Gruppe; ihr Bildungsstand kann sich deutlich von den 
Durchschnitten im Herkunftsland unterscheiden. Dazu 
kommt, dass Bildungsabschlüsse aus Afrika oder dem Na-
hen Osten nicht ohne weiteres mit deutschen Abschlüssen 
vergleichbar sind. Klar ist auch, dass sich die Geschlechts-, 
Bildungs- und Altersstruktur von Kriegsflüchtlingen syste-
matisch von Wirtschaftsflüchtlingen (aus sicheren Her-
kunftsländern) und von Einwanderern aus der EU unter-
scheidet.

Die Kosten der Flüchtlingskrise

Ohne Arbeitserlaubnis dürfen Flüchtlinge nicht arbeiten und 
keine Ausbildung machen. Für Asylsuchende und Gedulde-
te ist die Arbeit in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts 
ganz verboten (vgl. Bundesministerium der Justiz und für 
Verbaucherschutz 1929). Auch danach haben sie nur 
schlechte Chancen auf einen Job, weil es »bevorrechtigte 
Arbeitnehmer« gibt. Dies sind Deutsche, aber auch EU-Aus-
länder oder anerkannte Flüchtlinge. Nach 15 Monaten Auf-
enthalt in Deutschland dürfen Asylbewerber und geduldete 
Flüchtlinge – ohne die oben beschriebenen Einschränkun-
gen – arbeiten. Das heißt, dass Flüchtlinge in aller Regel 
nicht oder nur zu einem späten Zeitpunkt zur Finanzierung 
ihres Lebensunterhalts beitragen können. Sie sind daher auf 
staatliche Zuwendungen angewiesen.

Laut Asylbewerberleistungsgesetz erhalten Flüchtlinge in 
Deutschland für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten 
Grundleistungen des täglichen Bedarfs an Ernährung, Un-
terkunft (Erstaufnahmeeinrichtung), Heizung, Kleidung, Ge-
sundheits- und Körperpflege sowie Haushaltsgütern in Form 
von Sachleistungen (vgl. Bundesministerium der Justiz und 
für Verbaucherschutz 1993). Die Sachleistungen sind dabei 
von den Bundesländern zu erbringen, die meisten Länder 
haben diese Aufgabe den Kommunen übertragen. Die Fi-
nanzierung der Leistungen variiert von Land zu Land erheb-
lich. In einigen Ländern erhalten die Kommunen eine Pau-
schale für die Unterbringung und Versorgung der Flüchtlin-
ge. So beträgt diese Pauschale in Baden-Württemberg bei-
spielsweise aktuell 13 260 Euro pro Person pro Jahr, in Ber-

lin 12  000 pro Person pro Jahr (vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 2015). 
Nach Informationen aus den Kommunen 
decken diese Pauschalen aber nicht alle 
Ausgaben; sie stellen daher untere Grenzen 
für die gesamte fiskalische Belastung dar. 
Außerdem werden laut Asylbewerberleis-
tungsgesetz 143 Euro im Monat zur De-
ckung persönlicher Bedürfnisse an allein-
stehende Flüchtlinge ausgezahlt (vgl. Bun-
desministerium der Justiz und für Verbau-
cherschutz 2015). Lebenspartner, Jugend-
liche und Kinder erhalten einen entsprechend 
kleineren Betrag. Bedarf für Bildung und 
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben 
wird gesondert berücksichtigt. 

Nach dem Verlassen einer Erstaufnahme-
einrichtung hat ein alleinstehender Asylbe-
werber Anspruch auf bis zu 359 Euro pro 
Monat (Lebenspartner, Jugendliche und 
Kinder im gleichen Haushalt entsprechend 
weniger). Die Bedarfssätze orientieren sich 
dabei an jenen für Arbeitslosengeld II und 

Tab. 1 
 Flüchtlinge und ihre Herkunftsländer 

  Flüchtlinge  
1/2014–7/2015 

Anerkennungs- 
quote** 

Anteil Hoch- 
qualifizierte im 

Herkunfts- 
land*** 

 
Anzahl* % % % 

Syrien 81 432 22 100 6,2 
Albanien 37 218 10 3 12,9 
Kosovo 36 905 10 0 18,5 
Serbien 28 814 8 0 18,5 
Afghanistan 19 306 5 67 5,5 
Eritrea 18 169 5 98 2,0 
Irak 15 846 4 87 9,5 
Mazedonien 11 128 3 

 
12,2 

Nigeria 7 621 2 29 1,7 
Pakistan 7 829 2 27 7,6 
Andere 104 527 28 

  
Summe/ 
Durchschnitt 

368 795 100 46 9 

Quelle: * Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), ** United 
Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR) (Kosovo und Serbien 
nicht einzeln verfügbar, Mazedonien nicht verfügbar), *** United Nations 
Educational, Scientific and Cultural Organization (UNESCO), Weltbank, 
Barro-Lee Educational Attainment Data, 2009–2012 (Kosovo und Serbien 
ebenfalls nicht einzeln verfügbar). 
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Sozialhilfe, liegen aber teilweise darunter (vgl. Spiegel Online 
2015). Die Kosten für die nun selbst zu suchende Unterkunft 
werden zusätzlich im Rahmen der Hartz-IV-Mietobergrenze 
der entsprechenden Kommune übernommen. Der Wert des 
Wohngeldes liegt im Bundesdurchschnitt in einer ähnlichen 
Größenordnung. Hinzu kommt die freie Krankenversiche-
rung, deren Wert mit 200 bis 300 Euro zu veranschlagen ist. 

Nimmt man an, dass die Kosten der Versorgung außerhalb 
von Erstaufnahmeeinrichtungen nicht systematisch von je-
nen in den Einrichtungen abweichen, dann belaufen sich die 
Kosten für die staatlichen Haushalte bei erwarteten 
800 000 Flüchtlinge in Deutschland in diesem Jahr auf ca. 
9,5–10,5 Mrd. Euro (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
2015). Das sind circa 3% des Bundeshaushaltes, der im 
Jahr 2015 Einnahmen von ca. 302 Mrd. Euro vorsieht. Die 
EU-Kommission (2015) hat angekündigt, an Mitgliedstaaten, 
die im Rahmen des vereinbarten Quotensystems Asylbe-
werber aufnehmen, pro Person und Jahr 6 000 Euro zu 
zahlen. Dies würde die Kosten allerdings nur geringfügig 
reduzieren (186 Mio. Euro), wenn man von einer gegebenen 
Zahl von Asylbewerbern ausgeht. Wenn es aber darum geht, 
mit dem Quotensystem die Länder Italien, Ungarn und Mal-
ta zu entlasten, indem dort ankommende Flüchtlinge auf 
andere Länder, so auch Deutschland, verteilt werden, dann 
würden Deutschland 31 000 weitere Personen zugewiesen 
werden. Da die eingeplanten 6 000 Euro pro Person allen-
falls die Hälfte der Ausgaben in Deutschland abdecken, be-
deutet diese Maßnahme keine Entlastung Deutschlands, 
sondern eine weitere Belastung. 

Sorgen der Bevölkerung

Bei anhaltender Zuwanderung sind die oben genannten 
Kosten der Einwanderung für die öffentlichen Haushalte 
nicht dauerhaft verkraftbar, vor allem, wenn eine weniger 
vorteilhafte konjunkturelle Entwicklung die Kassen belastet. 
Daher müssen die Migranten selber durch Erwerbstätigkeit 
zumindest einen großen Teil zur Finanzierung ihres Lebens-
unterhalts beitragen. Außerdem ist die Teilnahme am Ar-
beitsmarkt die wichtigste Bedingung einer erfolgreichen In-
tegration in Deutschland. Nun stellt sich aber die Frage, 
welche Effekte eine starke Zunahme des Arbeitsangebotes 
von zumeist niedrig (oder inadäquat) qualifizierten Personen 
in Deutschland auf dem Arbeitsmarkt hat. 

Umfragen belegen immer wieder aufs neue, dass sich die 
einheimischen Bevölkerungen vor stärkerem Wettbewerb 
auf dem Arbeitsmarkt, vor niedrigeren Löhnen und Jobver-
lust und vor den fiskalischen Kosten der Einwanderung 
fürchten. Diese Sorgen sind zwar oft übertrieben, gänzlich 
unberechtigt sind sie allerdings nicht. Es ist daher dringend 
notwendig, dass in Deutschland und der EU eine Diskussi-
on darüber stattfindet, wie man die Arbeitsmarktinstitutionen 

und sozialen Sicherungssysteme so gestalten kann, dass 
deutlich höhere Zuwanderungsraten der heimischen Bevöl-
kerung keinen wirtschaftlichen Schaden zufügen.

Natürlich sollte Europa viel mehr tun, um die politische Si-
tuation in Afrika und im Nahen Osten zu stabilisieren und so 
die Flüchtlingsströme einzudämmen. Der Erfolg einer akti-
veren europäischen Nachbarschaftspolitik ist aber mitnich-
ten garantiert, und die bisherige wirtschaftliche Bilanz der 
EU-Mittelmeerstrategie lässt zu wünschen übrig. Die wirt-
schaftliche Aufnahmefähigkeit hierzulande muss steigen, um 
Deutschland auf die realistische Möglichkeit vorzubereiten, 
dass die Flüchtlingsströme auch in Zukunft hoch bleiben. 
Weil die Migranten relativ jung sind und Deutschland für die 
Stabilisierung des Rentensystems ohnehin höhere Einwan-
derungsraten braucht, müssen die Bedingungen geschaffen 
werden, Flüchtlinge erfolgreich in den Arbeitsmarkt zu inte-
grieren. Im Vergleich zu einer Situation, in der die Zuwande-
rer an der Arbeit gehindert werden, würden Deutschland 
und die Einwanderer profitieren.

Zur ökonomischen Debatte: Gesamtheitliche 
Sicht gefragt

Die ökonomische Theorie hingegen betont typischerweise 
die Vorteile der Zuwanderung: Weil Immigranten im Ausmaß 
des Durchschnittsproduktes zur heimischen Produktion bei-
tragen, aber nur mit dem niedrigen Grenzprodukt entlohnt 
werden, bleibt am Ende für die Einheimischen ein Gewinn. 
Dabei ist eigentlich unerheblich, ob die Migranten schlech-
ter oder besser qualifiziert sind als die Einheimischen (vgl. 
Borjas 2003). Die klassische Theorie kommt auch zu sehr 
radikalen Schlussfolgerungen: Je stärker die Bildungsstruk-
tur der Einwanderer von jener der Einheimischen abweicht, 
und je höher der Zustrom, umso stärker profitiert das Ein-
wanderungsland. Dieses optimistische Bild beruht allerdings 
auf stark vereinfachenden Annahmen über den Arbeitsmarkt 
– Entlohnung zum Grenzprodukt, flexible Löhne, keine Ar-
beitslosigkeit – und sieht von Steuer- und Transfersystemen 
ab, die zwischen Gut- und Schlechtverdienern umverteilen. 
Das theoretische Argument, das für eine Welt ohne Staat 
abgeleitet wurde, ist daher nur bedingt als Orientierungs-
kompass für Immigrationspolitik geeignet.

Wichtig ist nämlich auch die Frage, ob Immigration eine 
Nettobelastung oder einen Nettovorteil für die Staatsfinan-
zen darstellt. Sofern Deutschland einen Sozialstaat hat, der 
von besser qualifizierten zu schlechter qualifizierten Perso-
nen umverteilt, und die Zuwanderer unterdurchschnittlich 
qualifiziert sind, üben Immigranten eine negative fiskalische 
Externalität auf den Staat aus, kosten also den Staat mehr, 
als sie ihm bringen. Es ist schwer zu sagen, was der Net-
toeffekt der fiskalischen Einflüsse auf der einen und der Ar-
beitsmarkteffekt auf der anderen Seite ist; weiter unten prä-
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sentieren wir einen Versuch, den Nettoeffekt zu quantifizie-
ren. Nur scheint es klar zu sein, dass die fiskalischen Effek-
te die Migration verzerren und gegenüber einer First-Best-
Lösung ohne eine Regulierung zu viel Migration erzeugen. 
Für eine Diskussion dieser Themen vergleiche man z.B. Sinn 
et al. (2003), Boeri (2010), Dustmann und Frattini (2014), 
Bonin (2015), Bertola et al. (2015, S. 78–96). Eine Analyse 
der Immigration in einen Sozialstaat, in dem Lohnersatzleis-
tungen eine wirksame Lohnuntergrenze für die Einheimi-
schen erzeugen und der infolge dessen unter Arbeitslosig-
keit leidet, liefern Sinn und Ochel (2003) und Sinn (2005).

Vielfach geht es in der Diskussion nicht um die Vorteile für 
Deutschland insgesamt, sondern um die Verteilungseffekte. 
Klar ist, dass jene Bevölkerungsgruppen von der Migration 
profitieren, die Komplemente der Arbeitsleistungen der 
Migranten anbieten, während jene, die Substitute anbieten, 
verlieren. Das dürften vor allem die Geringqualifizierten sein. 
In einem Überblicksartikel aus dem Jahr 2009 meint der 
Migrationsforscher Gordon Hanson allerdings, die volkswirt-
schaftliche Migrationsforschung sei geradezu besessen von 
der Frage, ob Einwanderung die Löhne bestimmter Berufs-
gruppen senkt oder nicht. Für eine ausgewogene Diskussi-
on des Themas muss die klassische produktionsökonomi-
sche Analyse mit einer realistischen Betrachtung des Ar-
beitsmarktes und der fiskalischen Effekte der Einwanderung 
zusammengeführt werden. 

Eine kleine Zahl von aktuellen Forschungspapieren, z.B. 
D‘Amuri et al. (2010), hat begonnen, Arbeitsmarktfriktionen 
in der Analyse der Effekte von Immigration zu berücksichti-
gen. Diese stark empirisch geprägten Papiere modellieren 
allerdings den Suchprozess auf dem Arbeitsmarkt und die 
mikroökonomischen Determinanten der Arbeitslosigkeit 
nicht. 

In einem aktuellen Arbeitspapier (Battisti et al. 2014), haben 
wir Lohnverhandlungen, Suchfriktionen und einen umvertei-
lenden Sozialstaat in ein Modell eingefügt, in dem es wirt-
schaftliche Komplementaritätsbeziehungen zwischen Im-
migranten und Einheimischen in der Produktion geben kann. 
Mit anderen Worten, der klassische produktionsökonomi-
sche Kanal wurde in einen für EU-Staaten realistischeren 
Gesamtrahmen gestellt, in dem die Vorteilhaftigkeit von Ein-
wanderung nicht von vorneherein feststeht.

Das Modell ermöglicht es, vier verschiedene Kanäle, über 
die Migration auf die einheimische Bevölkerung wirkt, simul-
tan zu betrachten und die Effekte miteinander zu verrechnen. 
Zwei Kanäle laufen über den Arbeitsmarkt. Der traditionelle 
Komplementaritätsmechanismus zeigt, wie sich die relativen 
Löhne durch Veränderungen im relativen Angebot verschie-
dener Qualifikationstypen anpassen, wobei erstens die Löh-
ne nicht auf einem wettbewerblichen Arbeitsmarkt entste-

In Battisti et al. (2014) präsentieren wir ein allgemeines Gleichgewichtsmodell einer stilisierten Ökonomie, mit dem Ziel, den Effekt von 
Migration auf die einheimische Wohlfahrt zu analysieren. Wir betrachten Migration als exogen gegeben. Das heißt, wir modellieren die 
individuelle Migrationsentscheidung nicht. Vielmehr interessieren wir uns für die Effekte der Migration auf dem Arbeitsmarkt und auf 
die realen Nettoeinkommen.
Um die Wirtschaftsleistung abzubilden, verwendet das Modell eine aggregierte Produktionsfunktion, in der Kapital und Arbeit mit un-
terschiedlichen Bildungsgraden kombiniert werden. Die Grenzproduktivität eines Arbeitnehmers hängt von der relativen Knappheit 
seines Bildungstypus in der Wirtschaft und von der Verfügbarkeit physischen Kapitals ab. Während wir auf den Produktmärkten per-
fekten Wettbewerb unterstellen, folgen wir bei der Modellierung des Arbeitsmarktes der »Search-and-matching«-Literatur. Demnach 
erwachsen den Unternehmen bei der Suche nach einem Arbeitnehmer Kosten, solange die Stelle nicht besetzt ist. Mit einer gewissen 
im Modell bestimmten Wahrscheinlichkeit bleiben freie Stellen unbesetzt, auch wenn es Arbeitsuchende gibt. Wenn eine Stelle besetzt 
wird, dann erfolgt die Lohnfindung in einem Verhandlungsprozess (»Nash-Bargaining«). In dieser Konstellation gibt es Arbeitslosigkeit 
im Gleichgewicht, und die Löhne entsprechen nicht dem Wertgrenzprodukt der Arbeit, wie das auf einem wettbewerblichen Arbeits-
markt der Fall wäre.
Die Anzahl der Stellen, die Firmen schaffen wollen, hängt unter anderem von dem erwarteten Beitrag zum operativen Gewinn ab, den 
eine Firma durch die Beschäftigung eines Arbeitnehmers erhält. In unserem Rahmen ist es möglich, dass Immigranten und Einheimi-
sche sich in ihrer effektiven Verhandlungsmacht (»Outside-Option«) und ihren Trennungsraten unterscheiden. Das bedeutet, dass der 
Prozess der Schaffung freier Stellen von dem Anteil und von den Charakteristika der immigrierten Erwerbsbevölkerung beeinflusst wird. 
Arbeitnehmer erhalten Arbeitslosenzahlungen, während sie arbeitslos sind. Wenn sie Arbeit haben, zahlen sie Einkommensteuern, die 
von der Regierung für die Finanzierung von Arbeitslosengeldern und öffentlichen Gütern verwendet werden. Diese öffentlichen Güter 
sind rivalisierender Natur, so dass Zuwanderung stets eine Ausdehnung der Bereitstellung dieser Güter erfordert. Wir nehmen an, dass 
eine solche Ausdehnung auch möglich ist.
Obwohl das Modell eine Reihe vereinfachender Annahmen macht, ist seine Struktur flexibel genug, um verschiedene und realitätsna-
he Wirkungskanäle abzubilden, durch die sich die Einwanderung auf die einheimische Wohlfahrt auswirken könnte.
Zunächst einmal beeinflusst eine gestiegene Migrationsrate die Einheimischen durch die Zusammensetzung des Humankapitals in der 
Erwerbsbevölkerung. Außerdem bestehen durch die Einwanderung Auswirkungen auf die Zahl der von den Unternehmen geschaffe-
nen Stellen, da sich die erwarteten Gewinne für Unternehmen zwischen Immigranten und Einheimischen unterscheiden können. Die-
se Veränderungen wirken sich auf Arbeitslosigkeitsrate und Löhne aus. Abschließend beeinflusst die Immigration die einheimische 
Wohlfahrt durch ihren Effekt auf die Steuer-  und Transfersysteme, z.B. ihre Effekte auf Steuerraten und Bereitstellung von öffentlichen 
Gütern. Der Nettoeffekt unserer quantitativen Analysen kombiniert die Effekte, die sich durch die oben beschriebenen Kanäle ergeben.

Kasten
Das Simulationsmodell
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hen, sondern verhandelt werden, und zweitens die Beschäf-
tigung von qualifikationsspezifischen Arbeitslosenraten be-
einflusst wird. Ein neuer sogenannter Job-Creation-Kanal 
beschreibt, wie sich die Anreize für Unternehmen, Arbeits-
plätze bereitzustellen, verändert, wenn der Anteil an Migran-
ten in der Arbeitsbevölkerung zunimmt.2 Entscheidend hier-
für ist die Höhe der Wertschöpfungsbeiträge, die beschäf-
tigte Migranten bei den Unternehmen erwirtschaften. Die 
Umverteilungseffekte laufen ebenfalls über zwei Kanäle: ers-
tens, über die Arbeitslosenversicherung und zweitens, über 
die Finanzierung öffentlicher Güter und Pauschaltransfers 
durch proportionale Besteuerung.

Wie diese Kanäle die realen Nettoarbeitseinkommen der 
einheimischen Bevölkerung beeinflussen, hängt maßgeblich 
von der Qualifikationsstruktur der Zuwanderung, von der 
Gestaltung der Arbeitsmarktinstitutionen und vom Umver-
teilungssystem ab. Um die quantitative Bedeutung dieser 
Einflussfaktoren zu verstehen, haben wir unser Modell so 
geeicht, dass es eine Reihe von wichtigen Kennzahlen repli-
ziert, die wir für 20 OECD-Staaten beobachten. Wir verwen-
den das Modell, um zwei Gedankenexperimente durchzu-
führen: (i) Wie vergleichen sich die heimischen Nettorealein-
kommen im beobachteten Status quo mit einer hypotheti-
schen (kontrafaktischen) Situation, in der es keine Einwan-
derung gibt? (ii) Und welchen Effekt hat die beobachtete 
Einwanderung der letzten zehn Jahre gehabt? Für diesen 
Bericht weisen wir die Ergebnisse eines dritten Experiments 
aus: Wenn die in Deutschland im Jahr 2015 ankommenden 

 2 Dieser Kanal wurde erstmals in einer Arbeit von Chassamboulli und Pali-
vos (2014) in die Migrationsforschung eingeführt.

Flüchtlinge sofort arbeiten dürften und selbst für ihren Le-
bensunterhalt aufkämen, welchen Effekt hätte dies auf die 
Nettoeinkommen der einheimischen Arbeitnehmer im Ver-
gleich zu einer Situation, in der den Flüchtlingen die Aufnah-
me von Arbeit verweigert wird? Wir beantworten diese Fra-
ge mit einem sehr stilisierten Modell, das aufgrund seiner 
statischen Natur viele wichtige Kanäle unberücksichtigt lässt 
(z.B. auf das Rentensystem). Das Modell hat allerdings ge-
rade dank seiner relativen Einfachheit den Vorteil, dass man 
die Effekte gleicher Szenarien in Ländern mit unterschiedli-
chen Arbeitsmarktinstitutionen vergleichen kann.

Einheimische und eingewanderte Arbeitskräfte 
auf dem Arbeitsmarkt

Immigranten und einheimische Arbeitskräfte erzielen auf den 
Arbeitsmärkten häufig deutlich unterschiedliche Ergebnisse, 
auch wenn sie formal gleiche Qualifikationsniveaus aufwei-
sen. Erstens werden Immigranten im Durchschnitt deutlich 
schlechter entlohnt als Einheimische mit der, gemessen an 
äußeren Kriterien, scheinbar gleichen Ausbildung. Zweitens 
haben sie typischerweise auch höhere Arbeitslosenquoten. 
Diese Umstände sind für die Analyse der wirtschaftlichen 
Effekte von Einwanderung von großer Bedeutung.

Zeilen 1 und 2 in Tabelle 2 illustrieren das Ausmaß der He-
terogenität zwischen OECD-Ländern hinsichtlich der relati-
ven Bedeutung von Einwanderung und der Qualifikations-
struktur. Zeilen 3 und 4 zeigen, dass – innerhalb von Quali-
fikationsgruppen – Einwanderer niedrigere Bruttolöhne er-

Tab. 2 
Migranten und Einheimische in 20 OECD-Ländern 

 
 

Variable Ungewogener 
Durchschnitt 

Deutschland Höchster Wert 
(Land) 

Niedrigster Wert 
(Land) 

1 Anteil der Immigranten an der 
Erwerbsbevölkerung (%) 

17,1 15,3 39,1 
(Luxemburg) 

9,9 
(Portugal) 

2 Anteil der Immigranten mit 
Hochschulausbildung relativ zu dem Anteil 
der Einheimischen 

0,99 0,73 1,63 
(Kanada) 

0,40 
(Slowenien) 

3 Durchschnittslohn niedrig-qualifizierter 
Immigranten relativ zu Einheimischen 

0,86 0,88 0,99 
(Kanada) 

0,72 
(Griechenland) 

4 Durchschnittslohn hoch-qualifizierter 
Immigranten relativ zu Einheimischen 

0,86 0,86 1,01 
(Schweiz) 

0,64 
(Italien) 

5 Arbeitslosenquote niedrig-qualifizierter 
Immigranten relativ zu Einheimischen 

1,62 1,80 2,43 
(Schweiz) 

0,91 
(USA) 

6 Arbeitslosenquote hoch-qualifizierter 
Immigranten relativ zu Einheimischen 

2,19 3,45 3,50 
(Österreich) 

1,14 
(Portugal) 

7 Lohnersatzrate bei Arbeitslosigkeit (%) 38,9 44,3 62,9 
(Belgien) 

21,9 
(Griechenland) 

8 Öffentliche Ausgaben als % des BIP 45,3 45,8 54,8 
(Dänemark) 

33,4 
(Schweiz) 

Zusammenfassende Statistiken beruhen auf einer Stichprobe von 20 OECD-Ländern im Jahr 2011. Die Zeilen 1 bis 6 setzen 
Kennzahlen von Einwandern mit jenen der einheimischen Bevölkerung in Beziehung. So bedeutet beispielsweise der Wert 
von 1,63 in Zeile 2, dass in Kanada der Anteil der Immigranten mit Hochschulbildung an der eingewanderten 
Erwerbsbevölkerung 1,63-mal höher ist als der Anteil der Einheimischen mit Hochschulbildung an der einheimischen 
Erwerbsbevölkerung. Der Wert von 0,64 in Zeile 4 besagt, dass der Durchschnittslohn unter Einwandern mit Hochschulbildung 
in Italien bei 64% des Wertes der Einheimischen liegt. 

Quelle: Battisti et al. (2014). 
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halten als Einheimische. Außerdem sind, wie die Zeilen 5 
und 6 zeigen, Einwanderer auch deutlich häufiger von Ar-
beitslosigkeit betroffen. Diese Unterschiede bedeuten, dass 
Migranten entweder eine niedrigere Produktivität aufweisen 
als Einheimische und daher schlechter bezahlt und weniger 
gerne eingestellt werden; oder dass sie schlechtere Ver-
handlungspositionen im Lohnfindungsprozess haben; oder 
dass sie mit einer höheren Wahrscheinlichkeit entlassen wer-
den, wenn Firmen von negativen Schocks getroffen werden. 
Vermutlich spielen alle drei Erklärungen eine Rolle. Die Zei-
len 7 und 8 belegen schließlich das große Ausmaß und die 
Heterogenität von Umverteilung von Reich zu Arm und von 
den Beschäftigten zu den Arbeitslosen in unserer Stichpro-
be von 20 Ländern.

Einheimische und Immigranten unterscheiden sich also, 
auch innerhalb von Qualifikationsgruppen. Diese Unterschie-
de werden von unserem Modell repliziert, d.h., sie werden 
nicht einfach unterstellt, sondern ergeben sich endogen im 
Gleichgewicht. Sie haben offensichtliche Auswirkungen auf 
die fiskalischen und arbeitsmarktökonomischen Auswirkun-
gen der Immigration.

Immigration und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen

Jede Bereitstellung von Arbeitsplätzen erfordert eine vor-
gelagerte Investition; ohne diese Investitionen kommen kei-
ne Arbeitsverhältnisse zustande. Dies ist ein wichtiger und 
realistischer Bestandteil von suchtheoretischen Arbeits-
marktmodellen. Wenn Firmen bei der Ausschreibung von 
freien Arbeitsplätzen nicht zwischen Einheimischen und 
Einwanderern diskriminieren können (oder dürfen), aber bei 
den Lohnverhandlungen je nach Verhandlungsmacht der 
Arbeitnehmer unterschiedliche Löhne vereinbaren dürfen 
(wie dies auch in den Daten der Fall ist),3 dann kann die 
Anwesenheit von Immigranten auf dem Arbeitsmarkt den 
zu erwartenden durchschnittlichen Vorteil einer gefüllten 
Vakanz erhöhen, weil der Deckungsbeitrag bei Beschäfti-
gung eines Einwanderers wegen des niedrigeren Lohnes 
höher sein kann. Dies stellt einen Anreiz für Firmen dar, 
mehr freie Stellen zu schaffen, die aber auch von Einhei-
mischen besetzt werden könnten. Das Umgekehrte pas-
siert, wenn die Migranten eine niedrigere Produktivität (bei 
gleicher formaler Qualifikation) aufweisen als die Einheimi-
schen oder wenn Arbeitsbeziehungen mit Migranten mit 
höherer Wahrscheinlichkeit in Brüche gehen. Dann sinken 
die erwarteten durchschnittlichen Vorteile aus der Schaf-
fung freier Stellen, und dies schadet auch den einheimi-

 3 Im Bereich der tariflichen Lohnvereinbarungen in Deutschland sind Löhne 
stellenspezifisch zu definieren; eine offene Diskriminierung zwischen 
Migranten und Einheimischen ist nicht möglich. Einwanderer können 
allerdings unter ihrem Qualifikationsniveau eingestellt werden; sie können 
bei Beförderungen benachteiligt werden oder geringere Sonderzahlun-
gen erhalten.

schen Arbeitnehmern. Welcher dieser Kanäle dominiert 
hängt von ihrer relativen Stärke ab. Mit Hilfe einer sorgfäl-
tigen Kalibrierung unseres theoretischen Modelles können 
wir den Nettoeffekt simulieren.

Wir kalibrieren das Modell, in dem wir für jedes unserer 
20 Länder die Parametrisierung so wählen, dass das Modell 
genau jene empirischen Momente repliziert, die wir in Tabel-
le 2 dargestellt haben. Daneben repliziert das Modell auch 
die länderspezifischen Daten zum durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Einkommen und zur durchschnittlichen Dauer von 
Beschäftigungsverhältnissen für beide Qualifikationsgrup-
pen (hoch- und niedrigqualifizierte Arbeitnehmer). Im Fol-
genden präsentieren wir Resultate für den Fall, dass sich die 
Produktivität der Einwanderer sich nicht von jener der Ein-
heimischen unterscheidet. Battisti et al. (2014) berechnen, 
wie hoch Produktivitätsunterschiede sein dürfen, bevor der 
ökonomische Einkommensvorteil aus Einwanderung für die 
Einheimischen negativ wird.

Die Effekte von historischer Einwanderung auf 
heimische Nettorealeinkommen

Abbildung 1 zeigt die Ergebnisse der ersten beiden Szena-
rien aus Battisti et al. (2014). Im ersten Szenario berechnen 
wir die Differenz der realen Nettoeinkommen zwischen dem 
Status quo, wie er im Jahr 2011 beobachtet wurde, und 
einer hypothetischen Situation, in der alles identisch ist, au-
ßer dass es keine Migranten gibt (geschlossene Grenzen). 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Wohlfahrtseffekte der 
real stattgefundenen Migration in 19 von 20 Ländern positiv 
sind. In allen Ländern außer der Schweiz (wo der Effekt im 
Wesentlichen null ist) haben die einheimischen Arbeitnehmer 
im Durchschnitt von der Einwanderung profitiert. In einzelnen 
Fällen kann der Gewinn durchaus beträchtlich sein (bis zu 
2% des Nettoeinkommens). 

Im zweiten Szenario berechnen wir die Differenz der realen 
Nettoeinkommen zwischen dem beobachteten Status quo 
des Jahres 2011 und einer hypothetischen Situation, die 
sich vom Status quo nur dahingehend unterscheidet, dass 
der Anteil der Immigranten an der Erwerbsbevölkerung auf 
den Wert von 2000 fixiert wird. Wir finden einen positiven 
Gewinn durch Einwanderung seit 2000 in 16 Ländern. In 
den meisten ist er aber so gering, dass er nicht von null zu 
unterscheiden ist. Das gilt auch für Deutschland. 

Battisti et al. (2014) zeigen, dass in 14 von 20 Fällen Ein-
heimische beider Qualifikationsgruppen aufgrund der Ein-
wanderung zwischen 2000 und 2011 höhere Nettoeinkom-
men haben. Das könnte im klassischen Modell nicht pas-
sieren: Dort müsste immer eine Qualifikationsgruppe ver-
lieren. Sogar bereits im Land befindliche Einwanderer pro-
fitieren in unserem Modell. Im klassischen Modell ist dies 
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extrem unwahrscheinlich, weil neue Einwanderer mit hoher 
Wahrscheinlichkeit Substitute für bereits im Land befindli-
che Migranten sein dürften. Der Grund für diese etwas 
überraschenden Resultate liegt in den veränderten Anrei-
zen zur Schaffung von freien Stellen. Wie schon Borjas 
(2001) beschrieben hat, können Einwanderer die »Räder 
der Arbeitsmärkte schmieren«, weil die Profitabilität besetz-
ter Stellen steigt und die Unternehmen daher neue Stellen 
schaffen, was auch den Einheimischen und vor längerer 
Zeit eingewanderten Arbeitnehmern nutzt. Dieser Kanal 
würde durch einen bindenden gesetzlichen Mindestlohn 
außer Kraft gesetzt. Wenn Unternehmen höhere Löhne 
zahlen müssen, als jene, die sich aufgrund der Produktivi-
tät der Immigranten und der Marktsituation in der Verhand-
lungslösung ergeben, senkt die Einwanderung die Anreize 
zur Schaffung freier Stellen, und die Arbeitslosigkeit steigt. 
Die klassischen Komplementaritätsgewinne würden bei ei-
ner solchen Konstellation entfallen, und die fiskalischen 
Kosten der Umverteilung für die Einheimischen würden 
steigen.

Die wirtschaftlichen Effekte der Flüchtlingswelle

Die Bundesregierung rechnet im laufenden Jahr mit circa 
800 000 Asylbewerbern. Hinzu könnten wieder wie schon 
im Jahr 2014 um die 400 000 normale Immigranten kom-
men. Nicht alle Asylbewerber werden einen Aufenthaltstitel 

in Deutschland erhalten; und nicht alle werden auf den Ar-
beitsmarkt drängen (Kinder, viele Frauen, Alte). Auch die 
Qualifikationsstruktur dieser Menschen ist noch nicht klar. 
Dennoch kann man das Modell von Battisti et al. (2014) 
verwenden, um Gedankenexperimente durchzuführen. Was 
wäre, wenn die Hälfte der Asylbewerber als niedrigqualifi-
zierte Arbeitnehmer auf den deutschen Arbeitsmarkt käme? 
Dies entspräche einer Erhöhung der Erwerbsbevölkerung in 
Deutschland um 0,95%.

Tabelle 3 zeigt die Vorhersagen des Modells: Aus dem un-
terstellten Szenario resultieren – nach Berücksichtigung der 
Effekte auf die Arbeitslosigkeit und auf die öffentlichen Kas-
sen – minimale gesamtwirtschaftliche Kosten von 0,01%; 
das entspricht bei einem BIP von 2 916 Mrd. Euro im Jahr 
2014 einer Summe von 292 Mio. Euro. Im Vergleich zu den 
direkten fiskalischen Kosten der Versorgung der Flüchtlinge 
(10 Mrd. Euro) ist dies eine beinahe vernachlässigbare Zahl. 
Niedrigqualifizierte deutsche Arbeitnehmer würden leicht 
verlieren (– 0,1%); hochqualifizierte würden etwas deutlicher 
gewinnen (+ 0,19%). Insgesamt sind die Effekte aber über-
schaubar. Jedoch sollte auf die von uns gemachten Annah-
men hingewiesen werden, dass jene 400 000 Einwanderer, 
die in unserem Szenario nicht erwerbstätig sind, von ihren 
Familien und nicht vom deutschen Staat versorgt werden, 
und dass die für das Jahr 2011 kalibrierte Modellökonomie 
keine Mindestlöhne aufweist. Der Anfang 2015 eingeführte 
Mindestlohn in Deutschland könnte das Bild jedoch trüben. 
Wenn die neuen Einwanderer keine Arbeit finden, dann wür-
de der gesamtwirtschaftliche Effekt deutlich negativ werden, 
sowohl für niedrigqualifizierte Einheimische, die durch hö-
here fiskalische Kosten belastet würden, als auch für die 
hochqualifizierten, die neben den fiskalischen Kosten auch 
durch den Wegfall der Komplementaritätseffekte schlechter 
gestellt würden.

Unterstellt man, dass ein Teil der Einwanderer auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt für hochqualifizierte Jobs in Frage kom-
men und approximiert man diesen Anteil mit den in Tabelle 1 
gezeigten Daten, dann verbessert sich das Bild für Deutsch-
land leicht. Die Verteilungswirkung, dass nämlich niedrig-
qualifizierte Deutsche im Gegensatz zu hochqualifizierten 
von der Einwanderungswelle eher nicht profitieren, bleibt 
jedoch erhalten.

Tabelle 3 zeigt außerdem, dass dieselbe Erhöhung der Er-
werbsbevölkerung um 0,95% durch ausschließlich niedrig-
qualifizierte Einwanderer in keinem Land zu starken Durch-
schnittseffekten führen würde. Deutschland scheint aber nicht 
das Land zu sein, in dem die ökonomischen Effekte eines 
solchen Szenarios am positivsten ausfallen. Die USA würden 
stärker profitieren; ebenso Länder mit gegenwärtig relativ ge-
ringen Beständen von Einwanderern (z.B. Estland) und/oder 
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Arbeitsmärkten, die so konfiguriert sind, dass ihre Effizienz 
durch Einwanderung steigen könnte (z.B. Frankreich).4

Zur Rolle von Arbeitsmarktinstitutionen und 
Sozialstaat

In Battisti et al. (2014) untersuchen wir, welche Rolle ver-
schiedene Ländercharakteristika für die Effekte der Einwan-
derung auf die realen Nettoeinkommen der Einheimischen 
haben. Wir simulieren eine einprozentige Erhöhung des Be-
standes eingewanderter Arbeitskräfte, wobei wir die Quali-
fikationsstruktur zum Status quo konstant halten. Wir führen 
diese Berechnungen 10 000 Mal durch, wobei wir jeweils 
neue »Momente«, das sind Kennzahlen, wie wir sie in Tabel-
le 2 beschreiben, aus der empirisch beobachtbaren Vertei-
lung ziehen. Wir kalibrieren das Modell mit diesen so gene-
rierten Momenten und berechnen die interessierenden Va-
riablen. Schließlich verwenden wir ein lineares Regressions-
modell, um die einzelnen Bestimmungsgründe der Netto-
einkommensveränderungen zu verstehen. 

Im Kontext der Flüchtlingskrise sind folgende Ergebnisse 
von Bedeutung: Die einheimische Bevölkerung profitiert um-

 4 Unsere Berechnungen beziehen sich auf die Situation von 2000–2011; 
die Wanderungsbewegungen, die die Eurokrise von der europäischen 
Peripherie nach Deutschland verursacht, sind daher nicht erfasst.

so eher von Einwanderung, je niedriger der Bestand an 
schon im Land befindlichen Immigranten und je höher der 
Anteil der Hochqualifizierten an den neuen Arbeitskräften 
ist. Die deutsche Politik kann an diesen Bestimmungsgrößen 
allerdings kaum etwas ändern. Andere Determinanten sind 
indes durchaus gestaltbar: Die Analyse zeigt, dass hohe 
Arbeitslosenquoten von Einwanderern mit Belastungen für 
die Einheimischen einhergehen; dasselbe gilt für allzu groß-
zügige fiskalische Umverteilung. Niedrige Löhne für Einwan-
derer sind für die einheimische Bevölkerung allerdings kein 
Problem, im Gegenteil: Wenn Firmen erwarten, dass die 
Arbeitskosten sinken, schaffen sie mehr Jobs, und davon 
profitieren auch die Einheimischen.

Wenn Mindestlohn und Hartz-IV-Regelsätze nicht abgesenkt 
oder gar weiter erhöht werden sollten, dann könnte es 
schwer werden, die hohe Zahl von niedrigqualifizierten Ein-
wanderern in den deutschen Arbeitsmarkt zu integrieren und 
so aus der Fürsorge des deutschen Steuerzahlers zumin-
dest teilweise zu entlassen. 

Schlussfolgerungen

Unsere Analyse zeigt, dass Einwanderung in Arbeitsmärkte, 
die von Sucharbeitslosigkeit und Lohnverhandlungen ge-

Tab. 3 
Effekte auf die einheimischen Nettorealeinkommen in Folge eines Anstieges der Erwerbsbevölkerung um 0,95% 
(in %) 

Szenario Alle Einwanderer sind niedrigqualifiziert 
Qualifikationsstruktur der Einwanderer entspricht 

jener im Ursprungsland* 

 
Durchschnitt 

Niedrig-
qualifizierte 

Hoch-
qualifizierte 

Durchschnitt 
Niedrig-

qualifizierte 
Hoch-

qualifizierte 
Australien –0,02 –0,14 0,21 –0,01 –0,09 0,15 
Österreich –0,02 –0,07 0,18 –0,01 –0,02 0,07 
Belgien –0,04 –0,14 0,14 –0,02 –0,08 0,10 
Kanada –0,03 –0,11 0,20 0,00 –0,05 0,13 
Dänemark 0,01 –0,08 0,20 0,03 –0,03 0,15 
Estland 0,01 –0,10 0,20 0,02 –0,05 0,15 
Frankreich 0,02 –0,07 0,19 0,03 –0,02 0,15 
Deutschland –0,01 –0,10 0,19 0,00 –0,05 0,12 
Griechenland 0,08 0,00 0,28 0,12 0,06 0,24 
Irland –0,04 –0,17 0,15 –0,02 –0,11 0,12 
Italien 0,08 0,04 0,30 0,11 0,09 0,19 
Luxemburg –0,04 –0,15 0,12 –0,03 –0,11 0,08 
Niederlande –0,02 –0,12 0,17 –0,01 –0,07 0,12 
Portugal 0,01 –0,06 0,25 0,07 0,03 0,18 
Slowenien 0,03 –0,06 0,25 0,04 –0,01 0,16 
Spanien 0,01 –0,11 0,20 0,03 –0,05 0,16 
Schweden –0,02 –0,11 0,15 –0,01 –0,07 0,10 
Schweiz –0,03 –0,16 0,19 –0,03 –0,11 0,12 
Großbritannien –0,02 –0,18 0,19 0,00 –0,12 0,15 
USA 0,02 –0,11 0,23 0,05 –0,05 0,18 
Mittelwert 0,00 –0,10 0,20 0,02 –0,05 0,14 
Median –0,02 –0,11 0,20 0,00 –0,05 0,15 
* Die Qualifikationsstruktur der Zuwanderer entspricht jener, die in den zehn für Deutschland wichtigsten Herkunftsländern 
beobachtet wird; vgl. Tab. 1. 

Quelle: Berechnungen der Autoren auf Basis des Modelles von Battisti et al. (2014).  
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kennzeichnet sind, die Arbeitsmarktergebnisse für Einhei-
mische nicht verschlechtern müssen. Im Gegenteil, Einwan-
derung kann die Anreize der Firmen, freie Stellen zu schaffen, 
verstärken. Dieser positive Effekt ist allerdings bedroht, wenn 
die Arbeitslosenquote der Immigranten zu hoch ist oder 
wenn zu viele von ihnen niedrigqualifiziert sind. Politikmaß-
nahmen, die zu einer hohen Beschäftigungquote von 
Migranten führen, sind daher auch für einheimische Arbeit-
nehmer vorteilhaft. Maßnahmen, die zu einer Erhöhung der 
Löhne von Immigranten führen, schaden den Einheimischen 
aber eher.

Die beschriebenen Studienergebnisse enthalten einige wich-
tige Botschaften für die breitere Diskussion zum Thema Ein-
wanderung in Europa. Erstens sind arbeitslose Immigranten 
mit Sicherheit eine Belastung für den Arbeitsmarkt, die So-
zialsysteme und letztlich für die einheimische Bevölkerung. 
Daher ist es von großer Bedeutung, dass Immigranten mög-
lichst rasch arbeiten dürfen und auch Beschäftigung finden. 
Außerdem ist hinlänglich bekannt, dass auch die soziale 
Integration über eine Beschäftigung im Zielland läuft. Zwei-
tens sind niedrigqualifizierte ausländische Arbeitskräfte zwar 
eher eine Belastung für die öffentlichen Kassen als hoch-
qualifizierte, sie können aber trotzdem zu einer Zunahme 
der durchschnittlichen einheimischen Nettoeinkommen füh-
ren, wenn die Komplementaritäts- und Arbeitsplatzschaf-
fungseffekte auf dem Arbeitsmarkt stark genug sind. Auch 
dafür sind Institutionen, die Beschäftigung fördern, von größ-
ter Bedeutung. Drittens verringern großzügige Umvertei-
lungssysteme – z.B. durch direkte Transfers von Gutverdie-
nenden zu Geringverdienenden oder über den Weg öffent-
licher Güter mit Clubcharakter – die ökonomischen Vorteile 
der Zuwanderung für die heimischen Arbeitnehmer. 

Ein wichtiger Mechanismus, der in unserem Modell nicht 
quantifiziert ist, bezieht sich auf die Tatsache, dass Im-
migranten deutlich jünger sind als die einheimische Bevöl-
kerung. Die Zuwanderung solcher Personen kann die Bürde 
leichter machen, die durch die Alterung der Gesellschaft 
entsteht. Ohne Einwanderung würden immer kleiner wer-
dende Kohorten von Arbeitnehmern immer höhere Beiträge 
für die Finanzierung von Renten, Gesundheitsversorgung 
und Altenheime leisten müssen. Doch auch für einen erfolg-
reichen Beitrag der Migration in diesem Bereich ist es von 
zentraler Bedeutung, dass die Einwanderer rasch in gute 
Arbeit kommen.
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und Kapazitäten
Steuerung der Flüchtlingsströme durch Preise

Volker Meier

Im laufenden Jahr ist es zu einer sprunghaften Erhöhung der Zahl der Zuwanderer aus Staaten 

außerhalb der EU in die EU und insbesondere nach Deutschland gekommen. Der hier vorgestellte 

Vorschlag zur Bewältigung des Zustroms setzt auf eine Verteilung dieser Zuwanderer gemäß eines 

Versteigerungsverfahrens, typischerweise mit negativen Preisen, das von der übergeordneten Ins-

tanz (Bund oder EU) finanziert wird, sowie die Verwendung von Aufnahmekapazitäten. Es wird argu-

mentiert, dass dieses Verfahren günstigere Effizienzeigenschaften aufweist als die auf Bundesebe-

ne verwendeten und auf EU-Ebene vorgeschlagenen Verteilungsschlüssel.

Die Europäische Union erfährt in diesem 
Jahr einen unerwartet großen Zustrom 
von Migranten aus Asien und Afrika sowie 
aus den Staaten des Westbalkans. Diese 
liegen weit jenseits der Größenordnungen 
aus früheren Jahren, in denen die Migra-
tion im Rahmen der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit innerhalb der Europäischen Union 
sowie aus Ost- und Südosteuropa den 
Löwenanteil der Wanderungsbewegun-
gen ausmachte. Diese war in Deutsch-
land im langjährigen Mittel mit einem Net-
tozuwanderungssaldo von 200 000 Per-
sonen jährlich verbunden, mit gewissen 
Ausschlägen nach oben und nach unten. 
Zu diesen üblichen Wanderungsbewe-
gungen kommen die neuen hinzu, wobei 
die prognostizierten Größenordnungen 
für Deutschland bei 800 000 bis 1 Million 
Menschen im Jahr 2015 liegen. Da diese 
sich in aller Regel um Anerkennung als 
Kriegsflüchtling oder Asylberechtigter be-
werben, erfolgen spezielle Aufnahmever-
fahren. Dabei stellt das aufnehmende 
Land Unterkunft und Lebensunterhalt, er-
teilt aber bis zum positiven Bescheid über 
den weiteren Aufenthalt in der Regel kei-
ne Arbeitserlaubnis. Angesichts der Ver-
fahrensdauer und der vielen neu in das 
Verfahren Aufgenommenen sind etliche 
Aufnahmeeinrichtungen überfüllt, und es 
wird mit Notbehelfen wie etwa Zelten ge-
arbeitet. Auch in der Verwaltung der Asyl-
verfahren führen die stark gestiegenen 
Antragszahlen zu einer Überlastung der 
Beschäftigten und gegebenenfalls länge-
ren oder weniger gründlichen Verfahren. 
Vergleichbare Probleme zeigen sich auch 
in anderen Transit- oder Zielländern der 
Migranten, insbesondere in Italien, Grie-
chenland, Ungarn und Österreich. Zur 
einfacheren Bewältigung des Zustroms 
wird seitens der EU-Kommission (Euro-
pean Commission 2015) ein Quotensys-
tem der Verteilung der Antragsteller auf 
die Länder der Europäischen Union vor-

geschlagen, wobei der Verteilungsschlüs-
sel vor allem durch die Bevölkerung und 
die Wirtschaftskraft bestimmt wird. Auf-
grund einer Ablehnung zahlreicher Mit-
gliedstaaten wird dieses Verfahren aber 
bislang nicht umgesetzt. Innerhalb 
Deutschlands erfolgt ein ähnliches Ver-
fahren der Verteilung der Fälle auf die 
Bundesländer, die wiederum Gemeinden 
in ihrem Gebiet mit der weiteren Betreu-
ung beauftragen. Auch bei der lokalen 
Zuteilung stößt man häufiger auf Unzu-
friedenheit in den betroffenen Gemein-
den, insbesondere aufgrund der damit 
verbundenen finanziellen Lasten. 

Vorschlag 1: Aufteilung nach 
Gebot

An dieser Stelle kommt ein marktwirt-
schaftliches Zuteilungsverfahren in Be-
tracht, das gleichermaßen geeignet wäre, 
die Unzufriedenheit zu reduzieren und die 
finanziellen Lasten fair zu verteilen. Dieses 
sei dargestellt für die Aufteilung der 
Flüchtlinge innerhalb Deutschlands, ließe 
sich aber auch analog auf die Verteilung 
innerhalb der EU übertragen. Die Idee für 
eine gegebene Zahl von Flüchtlingen be-
steht darin, die Betreuungsaufgabe für 
jeweils geeignet große Gruppen von 
Migranten an die Gemeinden zu verstei-
gern. Alle Bieter haben natürlich die Stan-
dards zur Unterbringung und Integration 
zu erfüllen. Der zu erzielende Preis wird 
typischerweise negativ sein. Die Gebote 
reflektieren die Nettokosten der aufneh-
menden Gemeinde. Hierzu zählt der Ge-
meindeanteil an den aktuellen Unterbrin-
gungskosten ebenso wie der Erwartungs-
wert zukünftiger lokal zu finanzierender 
Sozialleistungen, wie zum Beispiel Wohn-
geld. Die Kosten werden verringert durch 
erwartete lokale zukünftige Einnahmen 
aus Steuern und Abgaben der aufgenom-
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menen Gruppe sowie Zuweisungen aus dem Finanzaus-
gleich aufgrund der gestiegenen Einwohnerzahl. Die zusätz-
lichen Einnahmen hängen in erheblichem Maße von den 
Integrationserfolgen am Arbeitsmarkt ab. Ein erfolgreicher 
Bieter wird somit tendenziell günstigere Unterbringungskos-
ten pro Monat, ein kürzeres Aufnahmeverfahren und güns-
tigere Perspektiven für die Aufgenommenen am Arbeits-
markt aufweisen. Dies deutet darauf hin, dass ein solches 
Bieterverfahren günstigere Effizienzeigenschaften aufweist 
als die bisher praktizierte Zuweisung. Nicht auszuschließen 
ist auch, dass derartige Gebote auch nichtökonomische 
Faktoren, wie vor allem die durchschnittliche Xenophobie 
und die durchschnittliche Hilfsbereitschaft der aufnehmen-
den Gemeinde, zum Ausdruck bringen. Sofern die Xeno-
phobie nicht vorübergehender Natur ist, wäre eine stärkere 
Ausprägung aber tatsächlich mit verminderter Lebensqua-
lität im Alltag sowohl für die Zuwanderer als auch für die 
Einheimischen verbunden, die sich unter anderem auch in 
Diskriminierungen im Arbeits- und Wohnungsmarkt nieder-
schlagen kann. Sollten derlei Elemente in die Gebote ein-
fließen, wäre also auch dies tendenziell effizienzsteigernd. 
Das Verfahren verteilt also die Migranten dorthin, wo sie nicht 
nur den Einheimischen den größten fiskalischen Überschuss 
oder die geringsten fiskalischen Kosten bringen, sondern 
auch die größten sozialen Gewinne oder die geringsten so-
zialen Kosten in einem nichtfiskalischen Sinn verursachen. 
Weiterhin werden vor allem die Gemeinden attraktive Gebo-
te abgeben, in denen die Zuwanderer voraussichtlich auf 
Dauer verbleiben. Dort fallen nämlich die mit der späteren 
Integration in den Arbeitsmarkt verbundenen fiskalische Ge-
winne an, die beim Wegzug unterbleiben.

Sofortige Freizügigkeit als Alternative?

Eine nahe liegende Alternative besteht darin, die Zuwande-
rer analog zu den Zuwanderern aus der Europäischen Uni-
on selbst über ihre Zielgemeinde frei entscheiden zu lassen. 
Früher oder später werden sie ja ohnedies das Recht der 
Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet erhalten. Es mag vor 
allem sein, dass sie aufgrund eines bereits vorhandenen 
Netzwerks wesentlich besser über für sie attraktive Zielge-
meinden Bescheid wissen als die aufnehmenden Gemein-
den. Soweit ihre Präferenz von für sie günstigen Arbeits-
marktbedingungen getrieben wird, wäre auch dies effizienz-
steigernd. Dagegen bestehen allerdings zwei möglichweise 
gewichtige Einwände. Erstens stellen aus Sicht der Migran-
ten die ihnen zufließenden Sozialleistungen Einkommen dar. 
Für die aufnehmende Gemeinde repräsentieren diese Leis-
tungen aber Kosten. Sofern die Sozialleistungen attraktiv 
sind – und das steht angesichts der Relation zum früheren 
Einkommen im Heimatland zu vermuten, besteht eine Ten-
denz zugunsten von Gemeinden mit hohen und lang laufen-
den Sozialleistungen, was die Gesamtkosten der Integration 
tendenziell in die Höhe treiben würden. Die zweite Gefahr 

besteht in der Ballung bestimmter Nationalitäten in wenigen 
Stadtteilen des Landes mit dem möglichen Risiko sozialer 
Spaltungen in den betroffenen Gemeinden. Beim Versteige-
rungsverfahren würden die Gemeinden hingegen bei einer 
derartigen Gefahr von einem Gebot absehen, was einer all-
zu großen Konzentration der Flüchtlinge entgegenwirkt.

Vorschlag 2: Festlegung von Kapazitäten

Weltweit sind nach Schätzungen des UNHCR (2015) nahe-
zu 60 Millionen Menschen auf der Flucht. Auf Basis der 
Genfer Konvention ist jeder Unterzeichnerstaat verpflichtet, 
jeden Flüchtling aufzunehmen, der um die Aufnahme nach-
sucht. Es liegt nahe, dass bei einem Krieg die meisten Men-
schen zuerst in die Nachbarstaaten flüchten, die sich in der 
Regel auch im besonderen Maße verantwortlich fühlen. So 
lange die Gesamtzahl der Flüchtlinge überschaubar bleibt, 
bereitet es nur geringe Probleme, jeden Flüchtling im Land 
seiner oder ihrer Wahl aufzunehmen. Die Aufnahme hat für 
den Flüchtling den Charakter eines Grundrechts. Das 
Grundrecht besteht nicht nur juristisch – es lässt sich auch 
faktisch durchsetzen.

In diesem Jahr sind die Zahlen der Flüchtlinge aber stark 
angestiegen, was in einigen Ländern zu deutlich verminder-
ten Betreuungsqualitäten für viele geführt hat. Überfüllte 
Erstaufnahmeeinrichtungen, Zeltstädte oder Übernachtun-
gen unter freiem Himmel sind ebenso Anzeichen der über-
lasteten Kapazitäten wie auch stark verlängerte Wartezeiten 
in der Verwaltung. Im Ergebnis verschlechtern sich die Be-
dingungen sowohl für die Flüchtlinge wie auch für die Ein-
heimischen. Früher oder später wird es zwingend, im Inte-
resse aller Betroffenen Kapazitätsbeschränkungen zu erlas-
sen. Dies entspricht einer temporären Aussetzung des 
Grundrechts auf Aufnahme in jedem Land, das seine Kapa-
zitätsgrenze erreicht hat.

Analogie zur Studienplatzvergabe 

Der Lösungsansatz lehnt sich an das Problem der Studien-
platzvergabe an. Solange genügend Plätze zur Verfügung 
stehen, werden alle Studienplatzbewerber in ihrem Wunsch-
fach an ihrem Wunschstandort zugelassen. Erweist sich 
aber ein Ort für ein Fach relativ zu seiner Kapazität als zu 
attraktiv, greifen Kapazitätsbeschränkungen. In der Folge 
werden einige Bewerber nicht zugelassen, üblicherweise 
solche mit schlechterer Abiturnote oder größerer Entfernung 
des Heimatortes zum gewünschten Studienort. In ähnlicher 
Form kann mit der Beschränkung der zuwandernden Flücht-
linge verfahren werden. Am einfachsten ist es natürlich, alle 
Bewerber aufzunehmen, bis die allgemeine Kapazitätsbe-
schränkung erreicht ist. Vorstellbar wäre jedoch auch, für 
bestimmte Gruppen, für die sich das Zuwanderungsland in 
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besonderem Maße verantwortlich fühlt, separate Kontingen-
te zu schaffen. Zu betonen ist auch, dass diese Kapazitäten 
nach Möglichkeit bei einem starken Andrang zügig und fle-
xibel erhöht werden können.

Finanzierung durch Zentralinstanz
 
Es steht zu vermuten, dass das vorgeschlagene Versteige-
rungsverfahren aufgrund überwiegend negativer Preisgebo-
te mit einem Finanzierungsdefizit abschließt. Dieses ließe 
sich durch die jeweilige Zentralinstanz decken – innerhalb 
Deutschlands durch den Bund, in der EU durch den Uni-
onshaushalt. In Deutschlands ersetzen diese Deckungen 
des Bundes die ansonsten fälligen Zuweisungen des Bunds 
an die Länder zur Unterbringung der Flüchtlinge. In der EU 
bietet es sich an, Mittel aus dem Haushalt für Regionalpoli-
tik für diesen Zweck umzuwidmen. 

Im Ergebnis steht zu erwarten, dass mit der Umsetzung des 
Vorschlags der Steuerung der Flüchtlingsströme über Prei-
se und Kapazitäten eine Effizienzverbesserung gegenüber 
dem gegenwärtig praktizierten Verfahren zu erreichen ist. 
Darüber hinaus könnten die aktuellen innen- und außen-
politischen Konflikte zu dieser Thematik stark verringert wer-
den, bei gleichzeitiger dauerhafter Sicherung der europäi-
schen Standards entsprechenden Betreuung der Aufzuneh-
menden.
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der Fleischerzeugung in Deutschland 
Branchen im Blickpunkt: Entwicklung und Perspektiven

Matthias Balz

In Deutschland hat sich in den letzten Jahren der Fleischverbrauch im Bereich der Größenordnung 

von etwa 60 kg pro Kopf eingependelt. Zeiten des mengenmäßigen Wachstums beim Fleischver-

zehr sind aus heutiger Sicht in den nächsten Jahren kaum mehr zu erwarten, sondern aller Voraus-

sicht nach ist diese Episode Vergangenheit. Die Verbraucher im 21. Jahrhundert wollen genießen, 

getreu dem von politischer Seite lancierten Motto: »Klasse statt Masse«. Die Konsumenten verlan-

gen u.a. in Deutschland qualitativ einwandfreies Fleisch von »glücklichen Tieren« zu erschwingli-

chen Preisen. Die deutsche Fleischerzeugung steht gegenüber diesen qualifizierten »aufgeklärten« 

Nachfrageansprüchen in einem intensiven internationalen Wettbewerb. 

Einschnitt BSE-Krise 

Zu Zeiten der deutschen Vereinigung 
(Westdeutschland: 1987) lag der Pro-
Kopf-Verbrauch mit knapp 70 kg pro Ein-
wohner noch deutlich höher als im zwei-
ten Jahrzehnt zu Beginn des dritten 
Jahrtausends (vgl. Abb. 1). Der gravie-
rendste Einschnitt für die Fleischwirt-
schaft vollzog sich zu Beginn des neuen 
Jahrtausends mit dem Zenit der BSE-Kri-
se.1 In deren Folge reagierten die Kon-
sumenten zunächst mit einer dramati-
schen Reduzierung des Verzehrs von 
Rind- und Kalbfleisch. Der Fleischver-
zehr insgesamt sank in Deutschland zeit-
weilig sogar unter die Marke von 60 kg 
pro Kopf. 

Deutschland wiederum wandelte 
sich bei der Versorgung mit 
Fleisch innerhalb der EU vom 
Net toimporteur zum Netto-
exporteur

Während im Bereich von Rind- und Kalb-
fleisch Deutschland aufgrund seiner be-
deutenden Milchproduktion und damit 
einhergehend traditionell umfangreichen 
Milchviehhaltung schon immer Exporteur 
auf den Weltmärkten war (Selbstver-
sorgungsgrad 1991: 137,3%), war es bei 
der Marktversorgung mit den übrigen 
Fleischarten bis zum Jahr 2008 Nettoim-
porteur. Deutschland war per saldo ins-
besondere auf Einfuhren von Schweine- 
und Geflügelfleisch zur Versorgung der 
Nachfrage seiner Bevölkerung angewie-
sen (vgl. Abb. 2). 

 1 BSE = Bovine spongiforme Enzephalopathie 
(Rinderwahn-Tierseuche vgl. hierzu Blawat 
(2010).

Inzwischen haben sich die Verhältnisse 
grundlegend verändert. Die deutschen 
Erzeuger der Veredlungswirtschaft 
(Schweine- und Geflügelmast) haben sich 
zu zentralen Exporteuren in Mitgliedslän-
der der EU und für den Weltmarkt entwi-
ckelt. Durch die EU-Osterweiterung konn-
ten wichtige Absatz-(Liefer-)märkte für in 
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Deutschland erzeugtes bzw. geschlachtetes Schweine-
fleisch erschlossen werden. Aber auch am Weltmarkt sind 
die deutschen Schweinefleischproduzenten mit Lieferungen 
von anerkannt sicheren sowie hochwertigen Fleischqualitä-
ten bei hohen Hygienestandards – schwergewichtig nach 
Ostasien – in Staaten wie Japan, Philippinen, China, Hong-
kong, Südkorea etc. äußerst erfolgreich. Bis zum Wirksam-
werden der Sanktionsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
der Ukrainekrise zählte auch Russland zu den vorrangigen 
Empfängerländern deutscher Fleischlieferungen (vgl. 
Abb. 4). 

Abgesehen davon sind nicht alle Teile der erzeugten bzw. 
geschlachteten Tiere auf dem heimischen Markt auch ab-
setzbar. Für Innereien, fettreiche Abschnitte, Schweineköpfe 
und -füße etc. müssen inzwischen überwiegend Vermark-
tungswege außerhalb Deutschlands gesucht und gefunden 
werden. 

Deutliches Produktionswachstum bei 
weitgehend stagnierenden Inlands-
märkten

Die Ausdehnung der mengenmäßigen Erzeu-
gung in Deutschland erfolgte bei gleichzeitig 
annähernd stagnierender Inlandsnachfrage. 
Das vereinigte Deutschland war im Jahr 2014 
mit knapp 47 Mio. gemästeten Tieren der 
größte Schweineerzeuger in der EU (vgl. 
Tab. 1). 

Die EU ist damit nach China (mehr als die 
Hälfte der Weltschweineproduktion) weltweit 
der größte Schweinefleischproduzent. Die 
USA erzeugten 2014 106,7 Mio. Schweine 
und Brasilien 37,2 Millionen. Gleichzeitig hat 
Deutschland nach der europäischen Ostöff-
nung seine Schlacht- und Zerlegkapazitäten 
spürbar ausgeweitet; es werden zusätzlich 
im Ausland gemästete Schweine in großem 
Umfang in Deutschland geschlachtet und 
weiter vermarktet. Auch in Polen wird wesent-
lich mehr geschlachtet, als Tiere gemästet 
werden. Innerhalb der EU ist Deutschland auf 
dem Weltmarkt zum größten Exporteur von 
Schweinefleisch in Staaten außerhalb der EU 
(sogenannte Drittländer) aufgestiegen. Es fol-
gen Dänemark und Spanien (vgl. Tab. 2). 

Die deutsche Erzeugung von Schweinefleisch 
(einschließlich Schlachtung von lebend ein-
geführten Tieren) ist von 4,5 Mio. t im Jahr 
2005 um ca. 22% auf 5,5 Mio. t im Jahr 2014 
angestiegen. Bei Geflügelfleisch fiel der An-
stieg von 1,032 Mio. t im Jahr 2005 sogar um 

ca. 48% auf 1,526 Mio. t im Jahr 2014 noch wesentlich 
höher aus. Die Rindfleischproduktion und die Rinderhaltung 
sind in diesem Zeitraum demgegenüber leicht zurückgegan-

0

1

2

3

4

5

6

7

1991 2000 2005 2008 2010 2011 2012 2013 2014

Hähnchenfleisch

Putenfleisch

Schweinefleisch

Entwicklung der deutschen Produktionsmengen bei Schweine- , 
Puten-  und Hähnchenfleisch

Quelle: AMI/ZMP; Statistisches Bundesamt.

Bruttoeigenerzeugung in Mill./t

Abb. 3

Italien Polen Tschechien Rumänien
übrige EU China Hongkong Südkorea
Philippinen Russland übrige Drittstaaten

Deutsche Schweinefleischexporte nach Empfängerländern

2009

Quelle: AMI.

2014
 t Produktgewicht

2 427 440
insgesamt

2 860 706
insgesamt

Abb. 4

Tab. 1 
Bruttoerzeugung von Schweinen in der EU 2014 

Mitgliedsland  Mio. Tiere Anteil an EU 28 
in % 

Deutschland 46,589 18,5 
Spanien 43,639 17,3 
Dänemark 30,649 12,2 
Frankreich 24,212 9,6 
Niederlande 22,208 8,8 
Polen  16,377 6,5 
Belgien/Lux 11,839 4,7 
Italien 10,886 4,3 
Vereinigtes Königreich 10,260 4,1 
Übrige EU-Staaten 35,313 14,0 
EU 28 251,972 100 

Quelle: Eurostat. 
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gen. 2014 wurden insgesamt in Deutschland 8,2 Mio. t 
Fleisch erzeugt (einschließlich der Schlachtung von lebend 
eingeführten Tieren): Außer dem dominierenden Schweine-
fleisch wurden 2014 noch 1,1 Mio. t Rindfleisch; 0,02 Mio. 
t Schaffleisch; 0,003 Mio. t Ziegen- und Pferdefleisch sowie 
1,5 Mio. t Geflügelfleisch produziert.

Die deutsche Fleischerzeugung legte nach Mitteilungen des 
Statistischen Bundesamtes im ersten Halbjahr 2015 erneut 
kräftig zu (+ 2,0%). Es wurde insgesamt ein neues Rekord-
niveau erreicht. Im Einzelnen errechneten sich nach 
Fleischarten differenziert Steigerungsraten bei Schweine-
fleisch von + 2,5%; Geflügelfleisch: + 0,5%, darunter Hähn-
chenfleisch: + 1,9% und Rindfleisch: + 1,7%. Niemals zuvor 
wurde so viel Fleisch aus deutschen Produktionsstätten in 
einem Jahresstartquartal (+ 2,9%) und einem ersten Jah-
reshalbjahr produziert.

Gleichzeitig müssen nach Marktbeobachtungen der Agrar-
markt Informations-Gesellschaft mbH in Bonn (AMI) die Ver-
markter auf dem deutschen Binnenmarkt im Jahr 2015 einen 
Rückgang der privaten Nachfrage nach Fleisch insgesamt 
verkraften. Trotz leicht gesunkener Verbraucherpreise für 
Fleisch (vgl. Tab. 3) waren bei allen Fleischarten im ersten 
Halbjahr 2015 niedrigere Nachfragemengen als im Vorjahr 
festzustellen. Selbst Hähnchenfleisch lag um 3,5% unter 
dem Vorjahresvolumen. Bisher war Geflügelfleisch von Jahr 
zu Jahr auf Wachstumskurs: Die Gründe hierfür lagen zum 
einen darin, dass weißes Fleisch von Experten als gesünder 
gegenüber rotem Fleisch (Schwein/Rind/Schaf/Ziege) ein-
gestuft wird. Zum anderen führt die zunehmende Migration 
nach Deutschland dazu, dass mehr Menschen hier leben, 
die gemäß den Regeln der von ihnen ausgeübten Religion 
auf Schweinefleisch verzichten. 

Die europäischen Fleischmärkte sind aktuell angebotsseitig 
überversorgt. Zusätzlich sorgt das im August 2015 verlän-
gerte Russland-Embargo bei gefüllten Kühllagern für anhal-
tend niedrige Fleisch-, insbesondere Schweinepreise. Eine 
Markterholung ist gegenwärtig nicht in Sicht. Der im Verhält-
nis zum Dollar seit Monaten niedrige Euro-Kurs stützt hin-
gegen den Absatz auf dem Weltmarkt. Sobald sich die Ver-
hältnisse auf den Währungsmärkten wieder ändern und der 
Euro sich spürbar erholt, dürfte bei steigenden Euro-Kursen 
aus Sicht der Fleischproduzenten in der EU sich die Markt-
lage weiter verschlechtern.

Fleischerzeugung und Fleischkonsum stehen im 
Fokus der Medien

In den letzten Jahren ist eine Entwicklung eingetreten, die 
den Konsum von Fleisch immer stärker hinterfragt, frei 
nach dem Motto: »Wer Fleisch isst, muss sich rechtferti-
gen.« Eine oft hoch emotional geführte Debatte bestimmt 
viele Bereiche der öffentlichen Meinungsbildung. Die öf-
fentliche Diskussion hat ganz allgemein das Feld der Ethik 
und ethischen Verantwortung von tierischer Produktion 
eröffnet. Ethische Gesichtspunkte in Zusammenhang mit 
der Erzeugung tierischer Nahrungsmittel gewinnen zuneh-
mend an Bedeutung und Einfluss in Gesellschaft und Po-
litik. Zudem erhält der ökologische Fußabdruck von wirt-
schaftlicher Tätigkeit und von Konsum generell einen wich-
tigen Stellenwert bei international orientierten Politikdiskur-
sen. Schließlich reduzieren auch immer mehr Menschen 
aus gesundheitlichen Überlegungen und Motiven ihren 
Fleischkonsum. 

Eine Reihe von weiteren Fleischskandalen nach dem Zent-
ralereignis der BSE-Krise (Stichwort Dioxin etc.) hatte im-
mer mehr zu stetig hoher Publizität geführt mit der Folge, 
dass die handwerkliche Erzeugung von Fleisch und 
Fleischwaren einen merklich hohen Vertrauensvorsprung 
bei den Verbrauchern genießt und außerdem von Jahr zu 

Tab. 2 
Ausfuhr von Schweinefleisch nach Drittländern 2014 

Mitgliedsland 1 000 t Produkt-
gewicht 

Anteil an EU 28 
in % 

Deutschland 619,183 23,3 
Dänemark 521,290 19,6 
Spanien 354,618 13,3 
Niederlande 254,158 9,6 
Frankreich 197,473 7,4 
Polen 144,656 5,4 
Übrige EU-Staaten 565,741 21,3 
EU-28 2 657,119 100,0 

Quelle: AMI; EU-Kommission; Eurostat. 
 

Tab. 3 
Entwicklung der Verbraucherpreise  
für Fleisch und Fleischwaren in Deutschland  

Jahr/Monat Indexwert (2010 = 100) 
Jahresdurchschnitt 2012 108,5 
Jahresdurchschnitt 2013 113,4 
Jahresdurchschnitt 2014 113,4 
Januar 2015 112,7 
Februar 2015 112,7 
März 2015 112,5 
April 2015 112,5 
Mai 2015 112,8 
Juni 2015 112,8 
Juli 2015 112,9 
August 2015 112,8 

Quelle Statistisches Bundesamt: Verbraucherpreisindex für 
Deutschland, FS 17, R 7. 

 

 
Bruttoeigenerzeugung 

+ Einfuhr lebende Tiere 

– Ausfuhr lebende Tiere 

= Nettoerzeugung Fleisch und Fleischerzeugnisse 
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Jahr ein dauerhaft spürbarer Anstieg der 
Nachfrage nach Bio-Fleisch von ökologisch 
wirtschaftenden Landwirten zu beobachten 
war. Die nachgefragte Menge nach Bio-
Fleisch ist in den vergangenen fünf Jahren 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten ver-
gleichsweise deutlich angestiegen (vgl. 
Abb. 5 und 6). Am Gesamtmarkt bleibt der 
Anteil von Bio-Fleisch jedoch äußerst gering. 
Im Jahr 2014 haben nach Berechnungen der 
AMI auf Grundlage von Daten des GfK Haus-
haltspanels deutsche Haushalte (ohne Groß-
einkäufe) 14 852 t Bio-Fleisch eingekauft. 
Die Fleisch- und Fleischwareneinkäufe ins-
gesamt von privaten Haushalten wurden 
2014 mit 2,48 Mill. t angegeben (0,433 Mill. t 
Geflügelfleisch, 1,039 Mill. t Rotfleisch sowie 
1,368 Mill. t Fleischwaren und Wurst). Der 
Bio-Anteil lag also im Jahr 2014 durch-
schnittlich bei 0,6%. 2010 waren es jedoch 
nur 0,4% gewesen. Relativ betrachtet voll-
zog sich also eine enorme Steigerung.

Die verschiedenen Einkaufstätten des Le-
bensmitteleinzelhandels (LEH) haben ent-
sprechend die Bedienung dieser Nachfrage-
klientel in ihre Sortimentsauswahl mit großem 
Werbeaufwand aufgenommen, wenngleich 
Naturkostläden, das Fleischerhandwerk und 
der Direktverkauf vom Hof ihre dominierende 
Stellung gerade bei Bio-Fleischprodukten 
beibehalten konnten (vgl. Abb. 7, 8 und 9). 

Die aktuelle Zeitgeist-Trendentwicklung geht 
in Richtung vegane Ernährung. Ökologisch 
erzeugtes Fleisch und ökologisch produzier-
te Fleischerzeugnisse nähern sich, was ihre 
Mengennachfrage betrifft, nach Einschät-
zungen verschiedener Marktexperten inzwi-
schen tendenziell auch schon ihren Wachs-
tumsgrenzen. An den Nachfragerändern be-
stimmen hingegen immer wieder aktuelle 
Trend erscheinungen das Marktgeschehen. 
Zurzeit erlebt die »Veggi«-Branche einen 
derartig begründeten Boom. Die Fleisch-
industrie und der LEH, insbesondere die Le-
bensmitteldiscounter, steigen voll in die ent-
stehenden Trends mit ein: Beispielsweise 
melden Wiesenhof oder Rügenwalder: 
»Veggi-Produkt linie startet rasant« und Le-
bens mitteldiscounter, wie Aldi oder Lidl (My 
Best Veggi) stufen den neuen Trend als Mas-
sengeschmack ein und reagieren als Folge 
mit der Markteinführung von eigenen Veg-
gi-Labels. 
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Wandel und Unterschiede bei den 
Ernährungsgewohnheiten

Nach Erkenntnissen der deutschen Gesellschaft für Ernäh-
rung (DGE) essen im Durchschnitt Männer doppelt so viel 
Fleisch wie Frauen. Grundsätzlich gilt, Männer im Alter zwi-
schen 20 und 30 Jahren verzehren im Durchschnitt die größ-
ten Mengen von Fleisch pro Jahr. Mit zunehmendem Alter 
wird im Durchschnitt der Fleischkonsum wieder geringer. 
Das bedeutet, die absehbare demographische Entwicklung 
in Industrieländern, wie Deutschland, mit einer Verlängerung 
der Lebenserwartung und einer spürbaren Erhöhung des 
Anteils der über 50-Jährigen an der Bevölkerungszahl ins-
gesamt wird die Tendenz des hier rückläufigen Fleischkon-
sums zusätzlich verstärken. 

Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik (WBA) hat in 
seinem jüngsten Gutachten vom Frühjahr 2015 »Wege zu 

einer gesellschaftlich akzeptierten Nutztier-
haltung« für die Zukunft eine deutliche Weg-
markierung gesetzt und die derzeitigen Hal-
tungsbedingungen in der Schweine- und Ge-
flügelfleischerzeugung in Deutschland als 
»nicht mehr zukunftsfähig« gekennzeichnet. 
Die große Herausforderung und Zukunfts-
aufgabe ist es danach, die Produktions be-
dingungen (Stallverhältnisse, Haltungsprakti-
ken, weniger Antibiotika-Einsatz u.a.) in der 
Schweine- und Geflügelhaltung noch we-
sentlich stärker nach Kriterien des Tierwohles 
auszurichten. So sollen die erzeugten und zur 
Vermarktung angebotenen Fleischprodukte 
ein Plus an Nachfrageakzeptanz erreichen. 

Wachstum beim Exportabsatz wird in 
Zukunft kaum anhalten 

Die exorbitante Steigerung von Fleischexpor-
ten aus Deutschland in der vergangenen De-
kade dürfte sich in Zukunft im bisherigen Aus-
maß nicht weiter fortsetzen. Zwar gehen FAO 
und andere Organisationen von einer weiter 
steigenden Weltnachfrage nach Fleisch, ins-
besondere durch Schwellenländer wie die 
bevölkerungsreichen Staaten China und In-
dien, aus, aber die Produktionsbedingungen 
in Europa gelten angesichts großer Mengen 
von Futtermittelimporten doch eher als aus-
gereizt. In Zeiten, in denen aufgrund der Tat-
sache, dass der unmittelbar vor den Toren 
der EU gelegene russische Markt einschließ-
lich der GUS-Staaten infolge übergeordneter 
politischer Vorgaben weggebrochen ist und 
bei wachsender Konkurrenz durch brasiliani-

sche Erzeuger es nicht leichter wird, alternative Absatzmärk-
te im internationalen Handel zu erschließen, rücken der hei-
mische Markt sowie die Märkte ähnlich hoch entwickelter 
Industrieländer mit vergleichbaren qualifizierten bzw. hohen 
Nachfrageansprüchen wieder stärker in den Fokus. 

Kriterien von Nachfragewünschen der Bevölke-
rung in entwickelten Industrieländern gewinnen 
bei den heimischen Erzeugern an Bedeutung

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) begleitet mit politisch flankierenden Maßnahmen die-
sen aktuellen Prozess. Neue Wege für mehr Tierwohl wurden 
deshalb gesucht und unter dem Programmtitel »Eine Frage 
der Haltung« als politische Initiative umgesetzt, wobei als 
Resultat vorrangig entsprechend arbeitende Gremien ge-
schaffen worden sind. 

SB-Warenhaus Lebensmittel-Vollsortimenter Lebensmitteldiscount

Naturkostfachhandel Fleischerhandwerk Wochenmarkt

Hofladen sonstige Einkaufstätten

Einkaufsstätten der Käufe von Öko-Fleischwaren und Ökowurst in 
Deutschland, 2014

Einkaufsmengen

Quelle: AMI.

Umsatz

Abb. 8

SB-Warenhaus Lebensmittel-Vollsortimenter Lebensmitteldiscount

Naturkostfachhandel Fleischerhandwerk Wochenmarkt

Hofladen sonstige Einkaufstätten

Einkaufsstätten der Käufe von Öko-Geflügel in Deutschland, 2014

Einkaufsmengen

Quelle: AMI.

Umsatz

Abb. 9



60 Daten und Prognosen

ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

Die Branche, also Landwirte, Fleischwirtschaft und abneh-
mender Handel, wollen gemeinsam für einen Ausbau der 
Standards in der Nutztierhaltung sorgen. Hierzu wurde die 
»Initiative Tierwohl« als gemeinsames Bündnis gegründet 
und 2015 gestartet, das einen entsprechenden Fonds finan-
ziert und verwaltet, mit dem Investitionen für ein »Mehr an 
Verantwortung« in der Tierhaltung von entsprechend audi-
tierten und zertifizierten landwirtschaftlichen Unternehmen 
gefördert werden sollen. Wissenschaftlich nachgewiesene 
und auch messbare Tierwohlkriterien sollen damit verbrei tet 
durchgesetzt werden. Dieser Vorstoß der deutschen 
Fleischwirtschaft hat auch die Genehmigung von der 
EU-Kommission erlangt und wurde u.a. gerade unter kar-
tellrechtlichen Aspekten abgesegnet. 

Die neu beschrittenen Wege werden auf breiter 
Front angenommen 

Die Reaktion und damit das Anmeldeverhalten der ange-
sprochenen Landwirte war so überwältigend, so dass die 
Initiative bereits jetzt, kurz nach ihrer Implementierung im 
Jahr 2015, gezwungen ist, nach zusätzlichen Finanzierungs-
quellen Ausschau zu halten. Der Deutsche Raiffeisenver-
band (DRV) schlägt daher vor, dass sich auch das Fleischer-
handwerk (DFV) mit seinen Fleischerfachgeschäften an der 
Initiative beteiligt. Die Handelsgruppe Schwarz (Lidl, Kauf-
land) will ihren Beitrag für den Fonds der Initiative Tierwohl 
von 4 auf 6 Cent pro verkauftes kg Fleisch erhöhen. Bau-
ernverbandspräsident Rukwied erwartet, dass weitere Han-
delsunternehmen dem Beispiel folgen und ferner sich zu-
sätzliche Einzelhändler dem Initiative-Bündnis noch an-
schließen. So ist im August 2015 die Wasgau Produk-
tions & Handels AG, Pirmasens neuer Partner der Initiative 
Tierwohl geworden. 

Der durchschlagende Erfolg hat inzwischen dazu geführt, 
dass nun auch der Deutsche Tierschutzbund nach anfäng-
lichen deutlich kritischen Kommentaren im Vorfeld der Grün-
dung mit im Boot ist. Im Juli 2015 hat er zugestimmt, als 
Mitglied im Beraterausschuss der Initiative Tierwohl aktiv 
mitzuarbeiten. Vorrangig will er dazu beitragen, die Methodik 
zu verbessern. 

Schließlich waren nicht zuletzt Fragen der Tiergesundheit 
und die Thematik der Rückführung des Antibiotika-Einsat-
zes in der Nutztierhaltung auch Gegenstand der Tagesord-
nung des G-7-Weltwirtschaftsgipfels der sieben führenden 
Wirtschaftsnationen im oberbayerischen Elmau im Juni 
2015. Deutschland hat hier mit der »Deutschen Antibiotika 
Resistenz Strategie« (Dart 2020) die international anerkann-
te Grundlage für eine Verbindung und Koordinierung zwi-
schen human- und veterinärmedizinischen Maßnahmen 
geschaffen. 

Die deutsche Fleischwirtschaft und ihre Entwicklung dürften 
also weiterhin für die aktuellen Themen in den Medien und 
in der Nachrichtenlage interessant bleiben. Die Fleischmärk-
te werden für ihre Akteure in den kommenden Monaten und 
Jahren nichts an Spannung verlieren. Die Herausforderun-
gen für die Branche nehmen eher noch weiter zu und der 
Wandel in den Produktions- und Nachfragebedingungen 
bzw. –Strukturen wird sich tendenziell rasant beschleunigen 
sowie intensivieren. Angebots- und Nachfrageseite dürften 
sich noch stärker ausdifferenzieren. Kleine Unternehmens-
einheiten können versuchen, Nischen zu finden und diese 
zu bedienen. Andernfalls werden sie oft gezwungen sein, 
spätestens im Generationenwechsel, aufzuhören bzw. auf-
zugeben, da Ihnen meist die Mittel und Voraussetzungen für 
die notwendigen technischen Umstellungen bzw. Neuerun-
gen und Investitionen fehlen. 

Die Landwirte sollten sich den Trends ihrer heimischen Märk-
te stellen und diese aktiv aufnehmen. Die wachsenden ge-
sellschaftlichen Ansprüche nach artgerechter Tierhaltung 
und hochwertigen Produkten können sie nicht ignorieren. 
Eine Folge der Globalisierung ist es auch, dass in der Ver-
marktung mehr »Regionalität« eine immer gewichtigere Rol-
le zukommt. Die Schlüsselfunktion Verbrauchervertrauen 
kann in ihrer elementaren Bedeutung gar nicht überschätzt 
werden. Stimmt das Vertrauensverhältnis, lassen sich auch 
entsprechende Verkaufspreise am Markt leichter durchset-
zen. Durch Kommunikation zwischen Anbietern und Nach-
fragern mehr Transparenz über die erzeugten Produkte und 
ihre Entstehung bzw. Inhalte herzustellen, bleibt auf Sicht 
das Gebot der Stunde. 
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Konjunkturtest im Fokus: Gastgewerbe

Przemyslaw Wojciechowski

In der Reihe »Konjunkturtest im Fokus« werden regelmäßig Ergebnisse des Konjunkturtests vor-

gestellt und ihre Relevanz für Unternehmen aufgezeigt. Seit 2005 wird für den Dienstleistungsbe-

reich ein eigenständiger Konjunkturtest durchgeführt. Dieser Artikel beschreibt die Struktur und 

die Entwicklungen im Gastgewerbe und vergleicht diese Entwicklungen mit den vom ifo Institut 

erhobenen Daten. Im Ergebnis zeigt sich, dass die Konjunkturtestdaten die Entwicklungen am 

Markt gut nachzeichnen und als Informationsquelle für Unternehmen und Forschung herangezo-

gen werden können.

Das Gastgewerbe: Ein Überblick

Zum Gastgewerbe gehören Unterneh-
men aus den Bereichen der Gastronomie 
und der Beherbergung. Hierunter fallen 
sowohl Hotels und Gasthöfe als auch 
Campingplätze. Außerdem zählen gast-
ronomische Betriebe wie Restaurants, 
Bars und Catering-Services dazu. 2013 
waren nahezu 205  000 Unternehmen 
dem Gastgewerbe zugeordnet. Davon 
entfielen etwas mehr als drei Viertel auf 
die Gastronomie (ca. 160 000) und ca. 
ein Viertel auf die Beherbergung (ca. 
45 000). Im Jahr 2014 wurden insgesamt 
41,9 Mrd. Euro oder 1,6% der gesamten 
deutschen Bruttowertschöpfung im Gast-
gewerbe erwirtschaftet. Seit 1991 hat 
sich die nominale Bruttowertschöpfung 
im Gastgewerbe in etwa verdoppelt. 
Preisbereinigt liegt sie jedoch nur leicht 
über dem Niveau von 1991, steigt aller-
dings seit 2010 kontinuierlich an. 2012 
gab ein privater Haushalt im Durchschnitt 
127 Euro im Monat für Dienstleistungen 
des Gastgewerbes aus. Das entsprach 
einem Anteil von 5,5% der gesamten pri-
vaten Konsumausgaben. Dieser Wert ist 
im Vergleich zu den Vorjahren von 106 Eu-
ro beziehungsweise 5,1% der privaten 
Konsumausgaben im Jahr 2006 gestie-
gen. Neben den Einnahmen, die das 
Gastgewerbe durch privaten Konsum er-
zielt, stammt ein Teil der Einnahmen aus 
gewerblichen Quellen. Beispiele sind hier 
die Unterbringung von Geschäftsreisen-
den, die Bewirtung einer Unternehmens-
veranstaltung oder auch der Betrieb einer 
Firmenkantine. 2012 lag der Umsatz im 
Gastgewerbe bei 70,5 Mrd. Euro. Mit 
45,5 Mrd. Euro entfielen mehr als 64% 
davon auf die Gastronomie. Im Beherber-
gungsgewerbe wurde ein Umsatz von 
25,1 Mrd. Euro erzielt. Im Vergleich zur 
Jahrtausendwende nahm der Umsatz so-
wohl nominal (–  8,8%) als auch real 

(– 27,1%) drastisch ab. Dieser Rückgang 
war in der Gastronomie (nominal: 
– 16,7%; real: – 31,6%) stärker ausge-
prägt als im Beherbergungsgewerbe (no-
minal: + 4,7%; real: – 19,1%). Hierbei 
handelt es sich um einen langfristigen 
Trend, der in der jüngeren Vergangenheit 
jedoch nicht mehr zu erkennen war. Die 
Umsätze stiegen nach der Wirtschafts-
krise kontinuierlich an.

Für das Jahr 2012 gab das Statistische 
Bundesamt bekannt, dass nahezu 2 Mio. 
Personen im Wirtschaftsbereich Gastge-
werbe tätig waren. Etwa 73% der tätigen 
Personen entfielen dabei auf die Gastro-
nomie, und mit etwas mehr als einer hal-
ben Million entfielen 27% der tätigen Per-
sonen auf die Beherbergung. Die Be-
schäftigungsstruktur des Gastgewerbes 
ist einem deutlichen Wandel unterworfen. 
Der Anteil der Teilzeitbeschäftigten ist in 
den letzten Jahren stark gestiegen und 
befindet sich aktuell auf einem relativ ho-
hen Niveau. In der Gastronomie waren 
2013 etwa 61% der Beschäftigten nicht 
Vollzeit bei dem Unternehmen tätig, und 
in der Beherbergung lag dieser Anteil 
niedriger, bei etwa 43%. Für den Zeitraum 
von 2000 bis 2014 war insgesamt kaum 
eine Veränderung der Beschäftigtenan-
zahl im Jahresmittel zu beobachten. Je-
doch veränderten sich die Anteile der Voll- 
und Teilzeitbeschäftigten erheblich. Im 
Mittel lag die Anzahl der Vollzeitbeschäf-
tigten im Jahr 2014 um 30% niedriger als 
im Mittel des Jahres 2000. Teilzeit be-
schäftigt waren im Gastgewerbe im Jahr 
2014 25% mehr Personen als im Mittel 
des Jahres 2014. 

Das wirtschaftliche Umfeld dieser Bran-
che scheint einem ständigen Wandel un-
terworfen zu sein. Beispiele hierfür sind 
die Nichtraucherschutzgesetze und die 
Einführung des Mindestlohns. Für die Un-
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ternehmen stellt dies eine große Herausforderung dar und 
kann zu Unsicherheiten und/oder zurückhaltender Investiti-
onsbereitschaft führen. Diese Unsicherheiten können mit 
Hilfe von möglichst genauen Informationen über den aktu-
ellen konjunkturellen Zustand der Branche und deren Aus-
sichten minimiert werden. Eine Informationsquelle über den 
Zustand der Branche ist durch das Statistische Bundesamt 
gegeben. Die ausgewiesenen Daten werden jedoch mit ei-
ner Verzögerung von sieben Wochen zur Verfügung gestellt 
und können somit nur schwerlich genutzt werden, um ak-
tuelle Entwicklungen abzuschätzen. Eine weitere Informati-
onsquelle bietet der DeHoGa-Verband.1 Dieser führt mit dem 
DeHoGa-Branchenbericht halbjährlich eine eigene Konjunk-
turumfrage unter seinen Mitgliedern durch.2 Diese Umfrage 
ist zwar auf das Gastgewerbe zugeschnitten und bietet so-
mit eine detaillierte und spezifische Übersicht über das Gast-
gewerbe, jedoch kann sie aufgrund des Durchführungsin-
tervalls nur bedingt als aktuelle Informationsquelle über die 
aktuelle konjunkturelle Lage bieten.

An dieser Stelle kann der ifo Konjunkturtest Dienstleistun-
gen ansetzen. Dieser wird monatlich durchgeführt und bie-
tet in deutlich kürzeren Zeitintervallen aktualisierte Informa-
tionen zum Gastgewerbe an. Entwicklungen am Markt sind 
innerhalb kurzer Zeit in den Umfrageergebnissen erkennbar 
und gewähren einen Einblick in das Gastgewerbe und des-
sen Teilbereiche Beherbergung und Gastronomie. Darüber 
hin aus werden im Rahmen der Umfrage aktuelle Debatten 
aufgegriffen. So wurden 2014 Sonderfragen zur Einführung 
des Mindestlohns gestellt. Die befragten Unternehmen ga-
ben dabei an, ob sie vom Mindestlohn betroffen sind, und 
wenn ja, wie sie auf dessen Einführung reagieren wollen 
(vgl. Erthle et al. 2014). 

Die durch den Konjunkturtest Dienstleistungen gewonnenen 
Daten können die Entwicklungen im Gastgewerbe gut nach-
bilden und liegen dabei zeitlich vor den Ergebnissen des 
Statistischen Bundesamtes vor. Nachfolgend wird kurz auf-
gezeigt, dass eine ähnliche Entwicklung ei-
niger ifo-Zeitreihen und der offiziellen Daten 
zu beobachten ist. Ob die einzelnen Ergeb-
nisse als Frühindikator bezeichnet werden 
können, bedarf einer tiefergehenden Analy-
se, jedoch wird bereits hier zu erkennen sein, 
dass die Ergebnisse des Konjunkturtests zu-
mindest das Potenzial eines Frühindikators 
haben. Ähnliche Untersuchungen wurden für 
den Dienstleistungssektor als ganzes (vgl. 
Wohlrabe und Wojciechowski 2014) und für 
den Wirtschaftsabschnitt »Information und 
Kommunikation« (vgl. Wojciechowski 2015) 
durchgeführt. Im Verarbeitenden Gewerbe 

 1 Deutscher Hotel und Gaststättenverband e.V.
 2 http://www.dehoga-bundesverband.de/zahlen-fakten/

zahlenspiegel-und-branchenberichte/?L=0.

wären außerdem auch die Untersuchungen zur »Herstellung 
von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von bespielten Ton-
, Bild- und Datenträgern« (vgl.Kudymowa und Wohlrabe 
2014a) sowie zum Bereich »Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren« (vgl. Kudymowa und Wohlrabe 2014b) zu 
nennen.

Konjunkturtest im Gastgewerbe

Das ifo Institut berichtet monatlich vom Geschäftsklima in 
der deutschen Wirtschaft. Befragt werden Unternehmen aus 
den Bereichen Bau, Verarbeitendes Gewerbe, Groß- und 
Einzelhandel. Seit 2005 werden daneben die Ergebnisse 
des eigenständigen Konjunkturtests im Bereich Dienstleis-
tungen veröffentlicht. Abgesehen vom Handel, der bereits 
vom Konjunkturtest Groß- und Einzelhandel abgedeckt wird, 
der Versicherungswirtschaft, dem Kreditgewerbe und den 
dem Staat zuzurechnenden Bereichen, wie Bildung und Ver-
waltung, richtet sich der Konjunkturtest Dienstleistungen an 
alle Dienstleistungsbranchen. Für das darin enthaltene Gast-
gewerbe können somit ebenfalls Ergebnisse ab 2005 ab-
gerufen werden. Die Teilnehmer beantworten Fragen zu ih-
rer aktuellen Situation und zu ihren Erwartungen bezüglich 
der Entwicklungen in den kommenden drei beziehungswei-
se sechs Monaten. Hierzu zählen Fragen zur aktuellen Ge-
schäftssituation und den Erwartungen über dessen weitere 
Entwicklung oder auch die Frage nach den Personalplanun-
gen und den voraussichtlichen Preissetzungen der kom-
menden Monate. Darüber hinaus werden teilweise auch 
rückblickend die Entwicklungen eingestuft, wie beispiels-
weise bei dem Geschäftsverlauf in den letzten drei Monaten 
oder auch der Nachfrageentwicklung und der Veränderung 
der Beschäftigtenanzahl im Verlauf der letzten Monate. In 
Abbildung 1 sind die Entwicklung des Geschäftsklimas im 
Gastgewerbe und dessen zwei Komponenten – Geschäfts-
lage und Geschäftserwartungen – dargestellt.
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Die Wirtschaftskrise ab 2008 ist deutlich in der Entwicklung 
des Geschäftsklimas zu erkennen. Sowohl die Geschäfts-
lage als auch die Perspektiven erfuhren eine deutliche Ab-
wärtsbewegung. Das Geschäftsklima trübte sich während 
dieser Zeit massiv ein. 2009 setzte eine Erholung der Stim-
mung ein, und etwa ab Mitte 2010 bewegte sich das Ge-
schäftsklima auf dem Vorkrisenniveau. In der Folgezeit 
schwanke es mit deutlich kleineren Ausschlägen nach oben 
und unten. 2015 war bisher eine positive Entwicklung zu 
beobachten. Eine Ausnahme bildete hier der Juni, in dem 
ein merklich weniger positives Geschäftsklima verzeichnet 
wurde. Im Juli und August stieg das Geschäftsklima jedoch 
wieder und erreichte den bisher höchsten Wert 2015. Zu-
sätzlich meldeten die befragten Unternehmen im August per 
saldo am deutlichsten seit Beginn der Umfrage, dass in den 
kommenden Monaten neues Personal eingestellt werden 
dürfte. In den Angaben zu den Preiserwartungen ist darüber 
hinaus erkennbar, dass die Firmen des Gastgewerbes im 
ersten Halbjahr 2015 häufiger als bisher mit Preiserhöhun-
gen gerechnet hatten. Ein möglicher Grund 
für diesen Ausschlag nach oben könnte die 
Einführung des Mindestlohns sein. Die Son-
derumfrage zum Thema Mindestlohn zeigte 
auch, dass als Reaktion auf den vielerorts 
steigenden Lohn der Angestellten die Preise 
im Gastgewerbe angehoben werden dürften 
(vgl. Erthle et al. 2014). Aktuell bewegen sich 
die Preiserhöhungsplanungen wieder auf 
dem normalen Niveau zwischen einem Sal-
denwert von + 20 und + 30. In der Beurtei-
lung des Umsatzes im Vergleich zum selben 
Vorjahresmonat ist in den letzten drei Jahren 
eine positive Entwicklung zu beobachten. 
Während im ersten Halbjahr 2013 noch teil-
weise die negativen Beurteilungen der Um-
satzentwicklung überwogen, so wurde im 
Juli 2015 der höchste Saldenwert seit 2010 
erreicht. Der Umsatz entwickelte sich somit 
den Angaben zufolge in den letzten Jahren, 
mit einigen Schwankungen, positiv. Für die 
zwei Teilbereiche Gastronomie und Beher-
bergung liegen diese und weitere Umfrage-
ergebnisse auch getrennt voneinander vor.

Ein Vergleich der ifo-Zeitreihen mit 
den offiziellen Datenreihen

In der folgenden Untersuchung soll gezeigt 
werden, dass die vom ifo erhobenen Daten 
die Realwirtschaft des Gastgewerbes gut 
abbilden können. Hierbei werden Zeitreihen 
des Statistischen Bundesamtes zum Um-
satz und zu der Entwicklung der Beschäftig-
ten mit den Ergebnissen des Konjunktur-

tests verglichen. Die zur Untersuchung herangezogenen Um-
sätze und Beschäftigtenzahlen liegen monatlich in Jahres-
wachstumsraten vor. Für die Bereiche Gastgewerbe, Gast-
ronomie und Beherbergung werden diese Daten mit den 
Ergebnissen des Konjunkturtests verglichen. Die ifo-Zeitrei-
hen fließen in ihrer saisonbereinigten Form in die Untersu-
chung mit ein. Mit Hilfe einer Korrelationsanalyse kann auf-
gezeigt werden, wie stark die jeweiligen Zeitreihen miteinan-
der in Verbindung gebracht werden können. Darüber hinaus 
werden auch Kreuzkorrelationen berechnet. Diese zeigen 
auf, ob sich der Zusammenhang der Daten verändert, wenn 
die Zeitreihen zueinander verschoben werden. Hier sei darauf 
verwiesen, dass bei diesem Vergleich nicht die Eigenschaft 
eines Frühindikators überprüft wird, sondern ein ähnlicher 
Verlauf der Zeitreihen aufgezeigt werden soll.

In Abbildung 2 sind die Jahreswachstumsraten des Um-
satzes im Gastgewerbe abgebildet. Außerdem wird der 
saisonbereinigte Verlauf derjenigen Variable abgebildet, die 
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die höchste Korrelation mit der Jahres-
wachstumsrate des Umsatzes aufweist. Für 
das Gastgewerbe als ganzes sind dies die 
Angaben der Unternehmen zu ihrem Um-
satz im Vergleich zum Vorjahr. Bei einer Ver-
schiebung dieser Zeitreihe um einen Monat 
wird eine Korrelation von 0,785 erreicht. Mit 
einem Monat Verzögerung beschreiben die 
Antworten der Konjunkturtestteilnehmer 
demnach die Entwicklung des tatsächlichen 
Umsatzes relativ gut. Da die Umsatzent-
wicklungen mit einiger Verzögerung vom 
Statistischen Bundesamt veröffentlicht wer-
den, kann der Konjunkturtest die tenden-
zielle Entwicklung bereits im Vorhinein an-
deuten. 
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Tab. 1 
Kreuzkorrelationen Jahreswachstumsrate Umsatz und Ergebnisse des ifo Konjunkturtests 

Gastgewerbe 

Lags GE GU KL BE BQ PW QE QJ QV BU 

– 3 0,54 0,57 0,61 0,66 0,62 0,44 0,55 0,59 0,61 0,60 

– 2 0,57 0,63 0,66 0,65 0,61 0,51 0,57 0,64 0,65 0,67 

– 1 0,56 0,67 0,67 0,62 0,67 0,58 0,61 0,64 0,65 0,68 

0 0,51 0,71 0,67 0,68 0,73 0,63 0,58 0,67 0,69 0,69 

+ 1 0,52 0,74 0,70 0,64 0,71 0,62 0,59 0,78 0,71 0,72 

+ 2 0,48 0,77 0,69 0,58 0,71 0,62 0,53 0,66 0,68 0,73 

+ 3 0,40 0,71 0,61 0,53 0,76 0,57 0,47 0,63 0,62 0,70 

Gastronomie 

Lags GE GU KL BE BQ PW QE QJ QV BU 

– 3 0,43 0,56 0,55 0,54 0,49 0,41 0,43 0,52 0,53 0,57 

– 2 0,44 0,59 0,58 0,49 0,50 0,47 0,43 0,59 0,60 0,63 

– 1 0,42 0,63 0,58 0,44 0,56 0,47 0,42 0,56 0,58 0,60 

0 0,37 0,65 0,56 0,58 0,59 0,53 0,49 0,58 0,59 0,62 

+ 1 0,43 0,68 0,62 0,50 0,58 0,55 0,47 0,72 0,68 0,62 

+ 2 0,40 0,68 0,60 0,48 0,62 0,51 0,49 0,61 0,65 0,58 

+ 3 0,36 0,65 0,56 0,46 0,66 0,48 0,46 0,57 0,59 0,63 

Beherbergung 

Lags GE GU KL BE BQ PW QE QJ QV BU 

– 3 0,54 0,47 0,56 0,64 0,57 0,40 0,53 0,52 0,55 0,49 

– 2 0,63 0,54 0,65 0,64 0,59 0,49 0,58 0,55 0,59 0,60 

– 1 0,60 0,60 0,66 0,65 0,62 0,60 0,64 0,58 0,61 0,63 

0 0,60 0,67 0,70 0,67 0,68 0,60 0,57 0,59 0,68 0,65 

+ 1 0,57 0,71 0,71 0,62 0,68 0,58 0,59 0,79 0,70 0,71 

+ 2 0,51 0,73 0,68 0,59 0,62 0,63 0,49 0,62 0,67 0,69 

+ 3 0,45 0,65 0,61 0,50 0,69 0,57 0,46 0,59 0,57 0,63 

GE: Geschäftserwartungen, GU: Aktuelle Geschäftslage, KL: Geschäftsklima, BE: Beschäftigtenzahlen Erwartungen, BQ: 
Beschäftigtenzahlen Entwicklungen in den letzten Monaten, PW: Preiserwartungen, QE: Umsatzerwartungen, QJ: 
Umsatzentwicklung im Vergleich zum selben Vorjahresmonat, QV: Umsatzentwicklung im Vormonat, BU: Beurteilung der 
Auftragslage. 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Für die Unterbereiche Gastronomie und Be-
herbergung fallen die Ergebnisse ähnlich aus 
(vgl. Abb. 3 und Abb. 4). In beiden Fällen sind 
die Antworten der Testteilnehmer zu ihrer 
Umsatzentwicklung in Bezug zur selben Vor-
jahresperiode am deutlichsten mit der Jah-
reswachstumsrate des Umsatzes im jeweili-
gen Unterbereich korreliert. In der Gastrono-
mie liegt die Korrelation bei einem Monat 
Nachlauf bei einem Wert von 0,721 und in 
der Beherbergung etwas höher bei 0,793 
und ebenfalls einem Monat Nachlauf. 

In Tabelle 1 sind die Kreuzkorrelationen für die Variablen des 
ifo Konjunkturtests mit einem Fenster von drei Monaten Vor-
lauf und drei Monaten Nachlauf zu entnehmen. Die jeweils 
höchsten Korrelationen mit den Jahreswachstumsraten des 
Umsatzes sind fett dargestellt. Zu erkennen ist, dass die 
Umsatzerwartungen im Gastgewerbe insgesamt und im Un-
terbereich Beherbergung zwar einen Vorlauf von einem Mo-
nat aufweisen, jedoch fallen die Korrelationskoeffizienten 
deutlich geringer aus, als es bei den Beurteilungen zur Um-
satzentwicklung in Bezug zur selben Vorjahresperiode der 
Fall ist. In allen drei Bereichen sind auch bei den Lageurteilen 
recht hohe Korrelationen zu erkennen, jedoch haben diese 
einen Nachlauf von zwei Monaten. Zu diesem Zeitpunkt sind 
die offiziellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes bereits 
veröffentlicht, und somit können die Lageurteile in Bezug auf 
die Jahreswachstumsraten des jeweiligen Umsatzes nicht 
als Informationsquelle herangezogen werden.

Neben der Umsatzentwicklung wird vom Statistischen Bun-
desamt monatlich auch die Entwicklung der Beschäftigten-
zahl bekanntgegeben. Diese Zeitreihen liegen für alle drei 
Bereiche vor. Auch hier wurden Vergleiche zwischen den 
Verläufen bemüht, jedoch fallen die Ergebnisse weniger gut 
aus als für die Umsatzentwicklung. Interessanterweise stel-
len in allen drei Bereichen die Ergebnisse zur Bewertung des 
Auftragsbestandes die höchste Korrelation zur Jahres-
wachstumsrate der Beschäftigten. Auf den ersten Blick mag 
es verwundern, dass in der Gastronomie der Auftragsbe-
stand ein guter Indikator für die Beschäftigungsentwicklung 
sein kann, jedoch können in Restaurants, Bars und Ähnli-
chem auch Reservierungen hierunter fallen. Diese sind zwar 
in den meisten Fällen von kurzfristiger Natur, lassen aber 
auch auf einen zu erwartenden Umsatz schließen. Andere 
Möglichkeiten sind auch Catering-Firmen oder die Betreiber 
von ausgelagerten Firmenkantinen, die auch längerfristige 
Aufträge zur Bewirtung erhalten können. Auf den zweiten 
Blick kann somit der Auftragsbestand in der Gastronomie 
durchaus auf die zu erwartende Nachfrage schließen lassen. 
Auf steigende Nachfrage könnten die Unternehmen mit stei-
genden Beschäftigtenzahlen reagieren. In Tabelle 2 werden 
die Kreuzkorrelationen für den Auftragsbestand und die Ent-
wicklung der Beschäftigten angegeben.

Fazit

Die Entwicklungen im Gastgewerbe können teilweise recht 
gut von den Ergebnissen des ifo Konjunkturtests nachge-
zeichnet werden. Die Umsatzentwicklung in Jahreswachs-
tumsraten beschreibt einen ähnlichen Verlauf wie die Aus-
sagen der Unternehmen im Konjunkturtest. Der Vorteil des 
Konjunkturtests liegt in seiner frühzeitigen Verfügbarkeit. 
Ende jeden Monats liegen die Ergebnisse des Konjunkturtest 
dieses Monats vor. Im Gegensatz dazu werden die Daten 
des Statistischen Bundesamtes mit einiger Verzögerung zur 
Verfügung gestellt. Zeitnah kann der ifo Konjunkturtest somit 
einen Einblick in die Entwicklungen innerhalb des Gastge-
werbes bieten und so einen Orientierungsrahmen schaffen. 
Bezüglich der Beschäftigtenentwicklung ist auch eine ähn-
liche Entwicklung der Reihen zu beobachten, auch wenn 
die Zusammenhangsmaße im Vergleich niedriger ausfallen.
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Tab. 2 
Kreuzkorrelationen Beschäftigte (Jahreswachstumsraten) und 
Ergebnisse des Konjunkturtests (Beurteilung der Auftragslage) 

Lags Gastgewerbe Gastronomie Beherbergung 
– 3 0,56 0,55 0,60 
– 2 0,58 0,53 0,63 
– 1 0,60 0,57 0,64 
   0 0,62 0,57 0,67 
+ 1 0,63 0,56 0,67 
+ 2 0,64 0,56 0,67 
+ 3 0,64 0,56 0,63 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Leasing expandiert mit abnehmender Dynamik
Anhaltend moderates Investitionswachstum – 

Stefan Sauer und Arno Städtler

Die deutsche Wirtschaft hat ihren Wachstumskurs fortgesetzt, wie das Statistische Bundesamt 

(Destatis) kürzlich mitteilte. Nach ersten Berechnungen war das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im 

zweiten Quartal 2015 – preis-, saison- und kalenderbereinigt – um 0,4% höher als im ersten, in dem 

es einen Anstieg von 0,3% gegeben hatte.

Positive Impulse brachte dabei im Vor
quartalsvergleich vor allem der Außenbei
trag. Aus dem Inland kamen hingegen 
gemischte Signale. Die privaten Haushal
te steigerten ihre Konsumausgaben ge
ringfügig um 0,2%, die staatlichen Kon
sumausgaben waren um 0,3% höher als 
im Vorquartal. Dagegen gingen die An
lage investitionen im Vergleich zum ersten 
Quartal um 0,4% zurück. Zusätzlich gab 
es einen merklichen Vorratsabbau, der 
sich negativ auf das BIPWachstum aus
wirkte (– 0,4 Prozentpunkte). Insgesamt 
verzeichnete die inländische Verwendung 
im Vergleich zu den ersten drei Monaten 
des Jahres einen leichten Rückgang und 
dämpfte das Wirtschaftswachstum rech
nerisch um – 0,3 Prozentpunkte.

Im Vorjahresvergleich hat sich die Wirt
schaftsleistung ebenfalls erhöht: Das 
preisbereinigte BIP stieg im zweiten Quar
tal 2015 um 1,6%, nach + 1,2% im ers
ten. Die Wachstumsimpulse kamen vor 
allem vom Außenhandel: Es wurden 
preisbereinigt 6,6% mehr Waren und 
Dienstleistungen exportiert als vor einem 
Jahr. Im Inland gab es folgende Entwick
lung: Die privaten Konsumausgaben stie
gen um 1,8%, die staatlichen um 1,9%. 
In Ausrüstungen – darunter fallen haupt
sächlich Maschinen und Geräte sowie 
Fahrzeuge – wurden preisbereinigt 3,0% 
(nominal: + 3,2%) mehr investiert als im 
zweiten Quartal 2014. Die Bauinvesti
tionen nahmen um 0,8% zu. Insgesamt 
stieg die inländische Verwendung im Ver
gleich zum Vorjahr um 0,8%. In jeweiligen 
Preisen gerechnet war das BIP im zweiten 
Quartal 2015 um 3,7% höher als im Ver
gleichszeitraum von 2014, die Ausrüs
tungsinvestitionen blieben also etwas hin
ter diesem Zuwachs zurück (vgl. Statisti
sches Bundesamt 2015).

Relativ günstig entwickelten sich im bishe
rigen Jahresverlauf von 2015 hier zu Lan
de vor allem die PkwNeuzulassungen. In 
den ersten acht Monaten ist ein Plus von 

5,6% aufgelaufen, im August betrug das 
Plus 6,2%. Dabei ging der Anteil der pri
vaten Neuzulassungen, die dem privaten 
Verbrauch zuzuordnen sind, zugunsten 
der gewerblichen erneut zurück, und zwar 
auf 34,8% (vgl. KraftfahrtBundesamt 
2015). Das heißt, der Anteil der Fahrzeuge, 
die zu den Investitionen zählen, war mit 
65,2% rekordverdächtig hoch. Bei den 
Nutzfahrzeugen, die als guter Konjunktur
indikator gelten, gab es von Januar bis Au
gust ein Wachstum von nur 2%.

Den Trendumfragen des Bundesverban
des Deutscher LeasingUnternehmen 
(BDL) zufolge ist der Anschaffungswert 
des Neugeschäfts mit Mobilien auch im 
zweiten Quartal 2015 gegenüber dem 
Vorjahresquartal gestiegen (+ 1,9%), für 
das erste Halbjahr ergibt sich dadurch ein 
Wachstum von nominal 4,0%. Damit lässt 
die Wachstumsdynamik nun zum dritten 
Mal in Folge nach und folgt tendenziell der 
Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Ausrüstungsinvestitionen.

Einen Zuwachs gab es zuletzt beim Lea
sing von Maschinen für die Produktion, 
Pkw und Kombi, Bussen, Lkw und An
hängern, immateriellen Wirtschaftsgütern 
sowie Luft, Schienen und Wasserfahr
zeugen; einen Rückgang dagegen bei 
den Büromaschinen sowie den Sonstigen 
Ausrüstungen (vgl. BDL 2015).

Der Aufschwung der deutschen Wirt
schaft wird sich wohl im weiteren Jahres
verlauf – ungeachtet der weltweiten Bör
senturbulenzen und der geopolitischen 
Krisenherde – fortsetzen, im Jahresdurch
schnitt wird für das BIP ein reales Plus von 
1,9% angenommen. Da die Produktions
kapazitäten der deutschen Unternehmen 
wieder leicht über ihrem langjährigen Mit
tel liegen, wird für die Ausrüstungsinves
titionen ein Wachstum von real 3,5% und 
für sonstige Anlagen von real 1,8% erwar
tet (vgl. Wollmershäuser et al. 2015). Im 
weiteren Verlauf des Jahres 2015 dürften 



68 Daten und Prognosen

ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

die Ausrüstungsinvestitionen, ausgehend 
von derzeit normal ausgelasteten Kapazitä
ten, leicht anziehen. Insbesondere die Ex
portwirtschaft, aber auch die konsumnahe 
Industrie dürfte zurückgestellte Investitions
vorhaben vermehrt nachholen.

Die Bundesbank rechnet für dieses Jahr mit 
einem eher gedämpften Investitionswachs
tum: »Die Ausrüstungsinvestitionen dürften 
in eher verhaltenem Tempo zunehmen. 
Wenngleich die Produktionskapazitäten in
zwischen gut ausgelastet sind, erscheint es 
den Unternehmen vor dem Hintergrund ge
mischter Signale aus dem externen Umfeld 
derzeit nicht angebracht, umfangreich in Er
weiterungen zu investieren« (vgl. Deutsche 
Bundesbank 2015). 

Eine gewisse Skepsis ist auch beim IWF zu erkennen: »Die 
Wirtschaftslage sei so unübersichtlich wie lange nicht mehr.« 
Ebenso bei der OECD: Für die weltweit lahmende Konjunk
tur sei ein schleppendes Investitionswachstum verantwort
lich. Die Unternehmen waren zum großen Teil nicht bereit, 
ihre Ausgaben für Bauten, Ausrüstungen, Technologie und 
Dienstleistungen so energisch zu erhöhen, wie sie dies wäh
rend früherer Konjunkturerholungen getan haben. Zudem 
haben viele Regierungen wegen der Haushaltskonsolidie
rung Infrastrukturinvestitionen aufgeschoben (vgl. Ettel und 
Zschäpitz 2015).

Investitionsindikator signalisiert weiter 
moderates Wachstum der Ausrüstungen

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesell
schaften basierende Investitionsindikator, den das ifo Institut 
und der Bundesverband Deutscher LeasingUnternehmen 
gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2015 einen 
eher moderaten Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen ein
schließlich der sonstigen Anlagen (das sind vor allem Soft
wareProdukte und neuerdings auch Forschung und Ent
wicklung) von 3,4%, nach einem Plus von 4,7% im Vorjahr 
(vgl. Abb. 1). Einen gewissen dämpfenden Einfluss auf die 
Wachstumsdynamik haben auch die anlässlich der Gene
ralrevision der VGR erheblich revidierten Investitionszahlen. 
Sie haben zu spürbaren Änderungen beim Verlauf und beim 
Niveau des ifo Investitionsindikators geführt. Die Investitio
nen in sonstige Anlagen zeigen ein wesentlich weniger vo
latiles Entwicklungsmuster als die Ausrüstungsinvestitionen. 
Da erstere durch das Hinzurechnen der FuEAusgaben nun 
verdreifacht wurden, führt deren höheres Gewicht im Ge
samtaggregat zu einem glatteren Verlauf des Indikators (vgl. 
Strobel und Städtler 2015). In diesem Zusammenhang ist 
jedoch auch zu berücksichtigen, dass die Wirtschaft neben 

den Anlageinvestitionen nach wie vor auch in die Gewinnung 
neuer Mitarbeiter und in die Qualifizierung des vorhandenen 
Personals investiert. Trotz des eher moderaten Wirtschafts
wachstums steigt die Zahl der Beschäftigten in Deutschland 
scheinbar unaufhaltsam. Wie das Statistische Bundesamt 
mitteilte, arbeiteten 2014 in Deutschland durchschnittlich 
42,6 Mio. Menschen, das bedeutet ein Plus von 372 000 
im Vergleich zum Vorjahr. Das war nicht nur ein neuer Re
kord, sondern der achte Anstieg in Serie. Dass die deutsche 
Wirtschaft auch in diesem Jahr zusätzliche Mitarbeiter ein
stellen will, zeigt das ifo Beschäftigungsbarometer, das im 
August auf 108,3 Punkte stieg, von 107,2 im Vormonat. Die 
robuste Konjunktur in Deutschland wirkt sich positiv auf den 
Arbeitsmarkt aus.

Die Investitionen in Humankapital (wie z.B. innerbetriebliche 
Weiterbildung) werden in der VGR nicht berücksichtigt. Ge
rade dem Einsatz hochqualifizierten Personals kommt aber 
aus Wettbewerbsgesichtspunkten sowie aus Sicht der In
novationsfähigkeit von Unternehmen eine wesentliche Be
deutung zu (vgl. Sauer und Strobel 2015). Auch die Inves
titionen eines Landes in Forschung und Entwicklung sind 
ein zentraler Treiber für sein Wirtschaftswachstum. Dies ist 
das Ergebnis einer Studie des Deutschen Instituts für Wirt
schaftsforschung (DIW). Mit der LissabonStrategie hatte 
die Europäische Union im Jahr 2000 die Parole ausgegeben, 
innerhalb von zehn Jahren zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt 
zu werden. Um dies zu erreichen, sollten die FuEAusgaben 
auf 3% des BIP gesteigert werden. Dieses Ziel hat Deutsch
land im Jahr 2012 nahezu erreicht. Die FuEIntensität der 
Bundesrepublik lag damit zugleich über dem Durchschnitt 
der OECDLänder, aber auch vor den USA und weit vor 
Frankreich und Großbritannien. Zuletzt wurde auch der 
Rückstand gegenüber Finnland, Schweden und Japan ge
ringer. Im internationalen Vergleich ist das Tempo, das 
Deutschland erreicht hat, relativ hoch (vgl. Belitz et al. 2015).
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Nach den Plänen der Unternehmen aus dem ifo Investi
tionstest vom Frühjahr 2015 ist im Verarbeitenden Gewerbe 
für dieses Jahr mit einem kräftigen Anstieg der Investitionen 
um nominal wie real rund 7% zu rechnen. Im vergangenen 
Jahr erhöhte das Verarbeitende Gewerbe seine Investitionen 
um etwa 3%. Nach den Firmenangaben vom Frühjahr 2014 
war allerdings noch ein Anstieg von 9% zu erwarten gewe
sen (vgl. Weichselberger 2015).

Das Geschäftsklima der Leasinggesellschaften verbessert 
sich seit dem Jahresbeginn 2015 tendenziell, wie die Er
gebnisse der Konjunkturumfragen des ifo Instituts im Lea
singsektor belegen. Die Geschäftslageurteile erreichten im 
Juli mit + 36% ihren Höhepunkt, blieben damit aber unter 
dem Höchstwert vom August 2014 (+ 39%). Im August 
dieses Jahres befand sich der Saldo schließlich mit + 30% 
immer noch auf einem sehr komfortablen Niveau. Die Ge
schäftserwartungen der Leasinggesellschaften waren im 
bisherigen Jahresverlauf im Juni mit + 28% am zuversicht
lichsten. Nach einem etwas schwächeren Juli (+ 22%) gab 
es zuletzt wieder einen klaren Zuwachs bei den Optimisten 
(August + 26%). Das lässt auf eine weiter positive Entwick
lung der Leasinginvestitionen im zweiten Halbjahr schlie
ßen, wenngleich die beiden kommenden Quartale sich mit 
den recht hohen Wachstumsraten des Vorjahres messen 
müssen.

Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden Investitionen 
auch im laufenden Jahr nicht im Wege stehen. Viele Unter
nehmen sind recht liquide, im Mittelstand hat die Eigenka
pitalquote sogar eine rekordverdächtige Höhe erreicht. 
Deutsche Unternehmen haben immer weniger Probleme, 
sich mit Geld von der Bank zu finanzieren. Die Kredithürde 
für die gewerbliche Wirtschaft in Deutschland ist im August 
auf 15,0% gesunken, nach 15,4% im Vormonat. Das ist ein 
neuer historischer Tiefstand (vgl. Sinn 2015a).

Wichtige Indikatoren zeichnen uneinheitliches 
Konjunkturbild

Bei den Exporterwartungen ist die deutsche Industrie im 
August zurückhaltender geworden. Sie sanken in einer 
ifoUmfrage auf 7,4 Saldenpunkte, nach 7,7 im Juli. Das 
be deutet, dass die Unternehmen zwar noch Zuwächse beim 
Exportgeschäft erwarten, jedoch in geringerem Umfang. Die 
schwierige konjunkturelle Situation in den Schwellenländern 
und China setzt den Exporteuren zu (vgl. Sinn 2015b).

Auch die Zuversicht deutscher Finanzexperten hat aktuell 
wieder abgenommen. Die ZEWKonjunkturerwartungen für 
Deutschland trübten sich im August 2015 erneut ein. Der 
Index fiel gegenüber dem Vormonat um 4,7 Punkte auf einen 
Stand von 25,0 Punkten (langfristiger Mittelwert: 24,9 Punk
te). »Der deutsche Konjunkturmotor läuft weiterhin gut. Dass 

die Konjunkturerwartungen sich dennoch eintrüben, dürfte 
damit zu tun haben, dass unter den gegebenen geopoliti
schen und weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen we
sentliche Verbesserungen der Wirtschaftslage in Deutsch
land mittelfristig unwahrscheinlich sind« (vgl. Fuest 2015).

Auch der ifo Index für die Wirtschaft im Euroraum gab im 
dritten Quartal 2015 leicht nach und sank von 129,2 auf 
124,0 Punkte. Während sich die Beurteilungen zur Lage 
etwas aufhellten, trübten sich die Erwartungen für die nächs
ten sechs Monate recht deutlich ein. Die Dynamik des kon
junkturellen Aufschwungs im Euroraum dürfte sich ab
schwächen (vgl. Sinn 2015c).

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft 
Deutschlands ist indessen im August auf 108,3 Punkte ge
stiegen, von 108,0 im Vormonat. Die Zufriedenheit mit der 
aktuellen Lage hat nochmals deutlich zugenommen. Die Un
ternehmen äußerten sich jedoch etwas weniger optimistisch 
mit Blick auf den weiteren Geschäftsverlauf. Die deutsche 
Wirtschaft bleibt ein Fels in der weltwirtschaftlichen Bran
dung. Der ifo Geschäftsklimaindikator für das Dienstleis
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tungsgewerbe Deutschlands ist im August von 26,0 auf 
30,6 Saldenpunkte gestiegen. Dies ist ein neuer historischer 
Höchstwert. Auch die Einschätzungen der Dienstleister zur 
aktuellen Lage waren noch nie so günstig. Darüber hinaus 
gehen sie davon aus, dass sich die Geschäfte auch in den 
kommenden Monaten weiter verbessern (vgl. Sinn 2015d).

Dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden Monaten 
weiter expandieren wird, ist nicht zuletzt den privaten Haus
halten zu verdanken, auch wenn sich die Kauflaune der 
Deutschen angesichts steigender Konjunkturrisiken etwas 
eingetrübt hat. Das Barometer für das Konsumklima im Sep
tember fiel um 0,2 auf 9,9 Punkte, teilte die Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK) mit. Das ist der schlechteste Wert 
seit einem halben Jahr. »Trotz des Rückganges kann man 
nicht davon sprechen, dass der Konsummotor nun ins Stot
tern gerät oder sogar abgewürgt würde. Nach wie vor ist 
das Niveau des Indikators hoch« (vgl. Bürkl 2015). Der pri
vate Konsum bleibe in diesem Jahr ein wesentlicher Pfeiler 
für den Aufschwung. Die Verbraucher bewerteten die Kon
junkturaussichten allerdings den dritten Monat in Folge et
was schlechter.

Insgesamt ist also für 2015 – nach aktuellem Stand – mit 
einem moderaten Aufholen der Ausgaben für Ausrüstungs
güter und Sonstige Anlagen zu rechnen. Angesichts der 
momentan eher guten Wirtschaftslage und im historischen 
Vergleich erscheint die Investitionsdynamik freilich relativ 
schwach. Offenbar halten die Unternehmen die Zukunfts
aussichten nicht für ausreichend gut, um stärker zu inves
tieren. Hinsichtlich der wirtschaftlichen Rahmenbedingun
gen gibt es Risiken die sich insbesondere auf die Investiti
onstätigkeit auswirken können. Für die deutsche Konjunktur 
resultieren sie insbesondere daraus, dass die Lage im Eu
roraum immer noch sehr fragil ist. Da das Drama um Grie
chenland sich zuletzt zugespitzt hat und die Folgen vielen 
unkalkulierbar erscheinen, muss damit gerechnet werden, 
dass verunsicherte Unternehmen ihre Investitionspläne 
überprüfen. Dies gilt auch bezüglich der anhaltenden geo
politischen Krisenherde. Aus heutiger Sicht dürften die In
vestitionen gleichwohl mäßig expandieren und so zum Wirt
schaftswachstum im Jahr 2015 beitragen.
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ifo Architektenumfrage: Anhaltend gutes Geschäftsklima

Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Ins-
tituts bei den freischaffenden Architekten 
war das Geschäftsklima zu Beginn des 
dritten Quartals 2015 weiterhin recht gut. 
Die konjunkturelle »Schönwetterlage« hält 
sich somit bei den Architekten bereits seit 
gut zwei Jahren.

Die befragten Architekten schätzten ihre ak-
tuelle Geschäftslage so gut ein wie nur in 
sechs Monaten zuvor seit Beginn der regel-
mäßigen Umfrage vor mehr als 30 Jahren 
(vgl. Abb. 1). Im Durchschnitt der Bundes-
länder bezeichnete zwar nach wie vor etwa 
jeder siebte freischaffende Architekt seine 
derzeitige Auftragssituation als »schlecht«, 
der Anteil der »gut«-Urteile war mit 45% je-
doch mehr als drei Mal so hoch.

Was die Einschätzung zur Entwicklung der 
Geschäftsaussichten in den nächsten 
sechs Monate betrifft, so sind die Urteile be-
reits seit Anfang 2013 mehr oder weniger 
ausgeglichen. Das heißt, die Anzahl der be-
fragten Architekten, die von einer eher 
günstigeren Entwicklung im Verlauf des 
nächsten halben Jahres ausgehen, ist etwa 
genauso groß wie die Anzahl der eher skep-
tisch eingestellten Architekten. Im Berichts-
quartal erwarteten 13% eine »eher bessere« 
Auftragssituation in einem halben Jahr, 
ebenfalls 13% eine eher schlechtere. Der 
größte Teil (rund drei Viertel) ging demzufol-
ge von keiner nachhaltigen Veränderung 
aus. Berücksichtigt man die gleichzeitig 
sehr positive Einschätzung der aktuellen 
Geschäftslage, dann ist das gute Ge-
schäftsklima bei den Architekten keine 
Überraschung mehr.

Im Berichtsquartal konnten 57% der be-
fragten Architekten neue Verträge ab-
schließen (Vorquartal: 56%). Damit liegt die 
durchschnittliche Abschlussquote bereits 
seit gut vier Jahren bei respektablen 55%.

Im zweiten Quartal 2015 gelang es den be-
fragten Architekten, das geschätzte Bau-
volumen aus den neu abgeschlossenen 
Verträgen (Neubauten ohne Planungsleis-
tungen im Bestand) im Wohnungsbau ge-
genüber dem Vorquartal um knapp ein 
Zehntel zu steigern. Der Aufwärtstrend im 
Wohnungsbau setzte sich damit – nach ei-
ner Konsolidierungsphase von einem halben Jahr – fort. 
Auch im Nichtwohnbau verlief die Entwicklung erfreulich: 

Gegenüber dem Vorquartal konnten die Auftragssummen 
im Berichtsquartal um rund ein Fünftel gesteigert werden 
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(vgl. Abb. 2). Dies führte dazu, dass der Durchschnittswert 
der letzten fünf (zehn) Jahre um gut 10% (20%) übertroffen 
wurde.

Seit der ausgesprochenen Schwächephase bei den Auf-
tragsvergaben zur Planung von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern in den Jahren 2006/2007 hat sich das durchschnittli-
che Auftragsvolumen seit Anfang 2011 mehr als verdop-
pelt. Auch im Berichtsquartal setzte sich die positive Ent-
wicklung fort, wenngleich der Wert des Vorquartals nur ge-
ringfügig übertroffen wurde.

Die Aufträge zur Planung von Mehrfamiliengebäuden wa-
ren im zweiten Quartal 2015 um gut 10% höher als im vor-
angegangenen Quartal. Sie erreichten damit wieder etwa 
das Niveau des vierten Quartals 2014 (vgl. Abb. 3). Trotz 
dieser erfreulichen Entwicklung bewegten sich die durch-
schnittlichen Auftragsvolumina in den letzten drei Quartalen 
gerade einmal auf dem mittelfristigen Trend (gleitender 
Fünfjahresdurchschnitt.

Im Wirtschaftsbau verzeichneten die befragten Architek-
ten im zweiten Quartal 2015 im Durchschnitt zwar einen 
sichtlichen Anstieg bei den Ordereingängen. Diese Ent-
wicklung entspricht jedoch lediglich einer Fortsetzung des 
Zickzackverlaufs bei den registrierten Auftragseingängen im 
Verlauf der vergangenen drei Jahre. Der mittelfristige Trend 
der Auftragseingänge ist weiterhin leicht abwärts gerichtet.

Die Auftragseingänge für Planungen zur Erstellung öffentli-
cher Hochbauten waren im Berichtsquartal um knapp ein 
Zehntel umfangreicher als im Vorquartal. Der Durchschnitts-
wert der vergangenen fünf (zehn) Jahre wurde sogar um 
20% (50%) übertroffen.

Seit rund zweieinhalb Jahren bewegen sich die durch-
schnittlichen Auftragsreserven der Architekten bei gut 
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Kurz zum Klima: Rohstoffmärkte im »Superzyklus«

Heiko Sorg, Christoph Weissbart und Philipp Wertz

Nachdem Rohstoffpreise über Jahrzehnte 
lang auf einem nahezu konstanten Niveau 
verharrten, waren geschlossen ab dem Be-
ginn der 2000er Jahre drastische Preisan-
stiege auf ihren Märkten zu beobachten. Ab-
gesehen von einer kurzen Trendumkehr auf 
der Spitze der globalen Finanzkrise hielt die-
se Entwicklung bis zum Jahr 2011 an. Seit-
dem ist ein klarer Abwärtstrend zu beobach-
ten, weshalb sich unter Ökonomen die Be-
zeichnung »Superzyklus« zur Beschreibung 
der Ereignisse der letzten 15 Jahre auf den 
Rohstoffmärkten etabliert hat. Allen voran 
sind die Preise von Industrierohstoffen, wie 
Aluminium, Eisenerz, Nickel und Zink, allein 
im letzten Jahr um 25–50% gefallen. 

Wären derart hohe Preisverfälle auf dem Ak-
tien- oder Immobilienmarkt zu beobachten 
gewesen, hätten diese zu großen Unsicher-
heiten auf politischer Ebene, unter Investo-
ren und innerhalb der Bevölkerung geführt. Allerdings neh-
men Rohstoffe für die deutsche Volkswirtschaft keine min-
der wichtige Bedeutung ein, wie im ersten Abschnitt dieses 
Artikels verdeutlicht wird. Anschließend wird auf die Einfluss-
faktoren der aktuellen Marktsituation, also der Abschwungs-
phase im »Superzyklus«, eingegangen. Aufgrund der Tatsa-
che, dass rohstoffexportierende Länder häufig wirtschaftlich 
unterentwickelt sind, wird abschließend diskutiert, wie stark 
diese Länder in der aktuellen Situation verlieren.

Wirkungsmechanismen von Rohstoff preis
änderungen in einer nettoimportierenden 
Volkswirtschaft

Unter der Annahme, dass die auf den Weltmärkten gebilde-
ten Rohstoffpreise als exogen betrachtet werden, verdeut-
licht Abbildung 1 die Auswirkungen von Preisänderungen 
auf eine Volkswirtschaft. Ebenfalls liegt dem vorliegenden 
System die Annahme zugrunde, dass es sich um eine roh-
stoffimportierende Volkswirtschaft handelt und somit privat-
wirtschaftliche oder staatliche Gewinne aus der Rohstoffför-
derung nicht bestehen. Beide Annahmen können für 
Deutschland im weitesten Sinne als erfüllt angesehen wer-
den, wie den Abbildungen 2 und 3 zu entnehmen ist. Im 
Gütermarkt sind drei Wirkungsmechanismen von Rohstoff-
preisänderungen zu beobachten. 

Erstens sind Rohstoffpreise in ihrer Eigenschaft als Input-
kosten im Energie- und Industriesektor wesentliche Deter-
minanten des Produktionsprozesses und bestimmen somit 
letztlich auch die Beschäftigung und das volkswirtschaftli-
che Einkommen. In welchem Maße sich verändernde Roh-
stoffpreise auf die Gesamtwirtschaft auswirken, hängt zum 

einen vom Beitrag der rohstoffverarbeitenden Sektoren am 
Bruttoinlandsprodukt sowie von deren Beschäftigungsin-
tensität ab. Zum anderen bestimmt die Art der Vorleis-
tungsverflechtungen der Sektoren untereinander, inwiefern 
Multiplikatoreffekte ausgelöst werden und sich Rohstoff-
preisänderungen somit auch auf die übrigen Sektoren aus-
wirken.1 Zweitens machen sich Rohstoffpreisänderungen 
ebenfalls bei den Verbraucherpreisen geltend und somit 
letztlich bei den Realeinkommen der privaten Haushalte. In 
der Tat spüren Verbraucher Veränderungen von Rohstoff-
preisen unmittelbar durch (hauptsächlich) Energierohstoffe, 
die ungefähr 8% des repräsentativen Warenkorbs zur Be-
rechnung des Verbraucherpreisindex ausmachen. Darüber 
hinaus entsteht ein indirekter Effekt durch den Preis der ver-
arbeiteten Güter, sofern Unternehmen Margenänderungen 
bedingt durch höhere oder niedrigere Produktionskosten 
an den Endverbraucher weitergeben. Drittens gelten Roh-
stoffe als treibender Faktor des allgemeinen sowie des zu-
künftig erwarteten Preisniveaus, wenn ihre Preisbewegun-
gen einem klaren Trend unterliegen. Aus diesem Grund fin-
den Rohstoffpreisänderungen auch in Lohnverhandlungen 
Berücksichtigung, um die reale Kaufkraft aufrechtzuerhal-
ten (»Zweitrundeneffekt«).

Aktuelle Entwicklungen auf Rohstoffmärkten

Experten sind sich einig, dass der Rohstoffboom des ver-
gangenen Jahrzehnts sowie der seit 2011 anhaltende und 

 1 Diese Verflechtungen der Sektoren untereinander werden im Rahmen 
von Input-Output-Analysen betrachtet, die vom Statistischen Bundesamt 
durchgeführt werden. Laut einer Untersuchung für das Jahr 2011 neh-
men beispielsweise Eisenmetalle als Vorprodukte in der volkswirtschaft-
lichen Produktion einen vergleichbaren Stellenwert mit chemischen Roh-
stoffen oder Finanzdienstleistungen ein.
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erneut eintretende Preisverfall größtenteils 
von den wirtschaftlichen Entwicklungen der 
Schwellenländer getrieben ist (vgl. Bundes-
bank 2015). Der Grund dafür liegt in deren 
intensiven Akkumulation von Kapital, insbe-
sondere in der Infrastruktur. Im besonderen 
Fokus steht China mit seinem roh stoff-
intensiven Wachstum, das den mit Abstand 
größten Anteil an der weltweiten Nachfrage 
nach Industrierohstoffen hat (vgl. Abb. 2). 
Das Wachstum der Schwellenländer ist in 
den letzten Jahren allerdings spürbar zu-
rückgegangen. Während es laut Internatio-
nalem Währungsfonds in den BRICS-Staa-
ten2 in den Jahren 2000 bis 2010 im Mittel 
noch etwa 6% betrug, lag es zwischen 
2011 und 2015 lediglich bei etwa 3,8%. Der 
Wachstumsrückgang Chinas von etwa 
10,3% auf 7,7% fällt dabei am stärksten ins 
Gewicht und geht auf zwei Faktoren zurück.3 Zum einen tritt 
seit den vergangenen Jahren ein verlangsamter Anstieg der 
Arbeitsproduktivität ein. Dieser ist auf  ein Ende des Struk-
turwandels in Form von Arbeitsmigration vom ländlichen 
Raum in die Industriestädte sowie auf einen Rückgang der 
Privatisierungen staatseigener Betriebe zurückzuführen. 
Zum anderen werden derzeit Überkapazitäten (beispiels-
weise in der Stahl- und Zementbranche) abgebaut, die 
durch eine außerordentlich hohe Investitionsquote inlän-
discher und ausländischer Investoren entstanden waren 
(vgl. Bundesbank 2015). Vor diesem Hintergrund ist der 
derzeitige Preisverfall auf Industrierohstoff-märkten eng mit 
den verlangsamten wirtschaftlichen Entwicklungen der 
Schwellenländer verknüpft. Es bleibt die Frage, wie sich de-
ren Nachfrage an Industrierohstoffen zukünftig entwickeln 
wird. Aufgrund der bereits intensiv getätigten Investitionen 
Chinas in Infrastrukturprojekte ist laut dem Economist 
(2015) der chinesische »peak steel« nicht mehr weit ent-
fernt.4 Im Gegensatz zu Industrierohstoffmärkten werden 
hingegen andere Rohstoffe, wie beispielsweise Fleisch, 
Milchprodukte, oder Kakao in Zukunft ein höheres Wachs-
tumspotenzial haben, was auf den steigenden Wohlstand 
der Bevölkerung zurückzuführen ist.

Auch Faktoren der Angebotsseite tragen zum aktuellen 
Preisverfall bei. In der Tat kam es aufgrund der über viele 
Jahre gestiegenen Rohstoffpreise zu einem intensiven Ka-
pazitätsaufbau und einer Erhöhung des Fördervolums, wie 
das Beispiel Brasilien zeigt. Dort wurde die geförderte 
Menge in den vergangenen zehn Jahren verdreifacht (vgl. 

 2 Die BRICS-Staaten sind ein Zusammenschluss der fünf Schwellenländer 
Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika.

 3 Diese Daten entstammen der Datenbank des Internationalen Währungs-
fonds.

 4 Der »peak steel« ist eine Anlehnung an den eigentlich verwendeten 
Begriff »peak coal«. Dieser bezeichnet eine Schwelle der wirtschaftlichen 
Entwicklung, ab der Wachstum mit einem relativ sinkenden Kohlever-
brauch einhergeht.

Bundesbank 2015). Diese Investitionen gelten im Allgemei-
nen als »lumpy Investments«, da sie in der kurzen Frist ir-
reversibel sind und sich das Angebot somit nur langsam 
auf Preisverfälle anpassen kann. Ebenso wurde die Ange-
botsmenge in den letzten Jahren aufgrund der wachsen-
den Industrialisierung in den Schwellenländern und dem 
technologischen Fortschritt weiter vergrößert. Darüber hin-
aus veranlasste der steigende Anteil Chinas an der welt-
weiten Nachfrage nach Metallrohstoffen die chinesische 
Regierung, ihre strategische Position im Rohstoffhandel 
weiter auszubauen. Dabei etablierte sie neue Handelsplät-
ze wie die Rohstoffbörsen in Dubai (Eisenerz) und Shang-
hai (Nickel und Kupfer), um Preisbildungsprozesse (mit Re-
ferenzpreisen in Yuan) auf den Weltmärkten stärker zu be-
einflussen (vgl. Economist 2015). Zuletzt gilt der allgemein 
hoch bewertete US-Dollar als weiterer Einflussfaktor des 
Angebots an und der Nachfrage nsch Rohstoffen. Dieser 
führt zu erhöhten Importpreisen außerhalb der Vereinigten 
Staaten und somit zu einem Rückgang der Nachfrage in 
diesen Märkten. Im Gegensatz dazu erhöhen Produzenten 
außerhalb der Vereinigten Staaten ihr Angebot aufgrund 
einer verbesserten Gewinnmarge. Der Gesamteffekt für die 
Vereinigten Staaten kann anhand der Terms of Trade un-
tersucht werden.5 So verringerte ein hoch bewerteter 
US-Dollar den Preis für Importe, beeinflusst jedoch nicht 
zwingend den Preis für exportierte Güter und kann somit 
zu einer Verbesserung des realen Austauschverhältnisses 
führen.

Wie sehr verlieren rohstoffexportierende Länder?

Im ersten Abschnitt wurde diskutiert, welche gesamt-
wirtschaftliche Wirkung Rohstoffpreisänderungen in einer 

 5 Terms of Trade ist eine Maßzahl für das Verhältnis der Exportpreise zu 
den Importpreisen einer Volkswirtschaft.
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nettoimportierenden Volkswirtschaft erzielen. Aufbauend 
auf diesem Schema, bewerten einige Analysten den Preis-
verfall für westliche, d.h. hauptsächlich rohstoffimpor-
tierende Län der als eine Art »Konjunkturprogramm« (vgl. 
Frank furter Allgemeine Zeitung 2014). Kann diese 
Schlussfolgerung demzufolge auch umgekehrt für Netto-
exportländer gezogen werden? In der Tat wird von einem 
starken Zusammenhang zwischen dem derzeitigen Ab-
schwung auf den Rohstoffmärkten und dem Wachstums-
rückgang in den rohstoffexportierenden Ländern ausge-
gangen. So ist das Trendwachstum in diesen Ländern um 
zwei Drittel von durchschnittlich 6 Prozentpunkten im Jah-
re 2005 auf nunmehr 2 Prozentpunkten zurückgegangen. 
Im gleichen Zeitraum ging das Wachstum der übrigen 
Schwellenländer um lediglich 25% zurück (von 8 auf 
6 Prozentpunkte, vgl. Bundesbank 2015). Die Frage, wie 
stark ein rohstoffexportierendes Land durch Preisverfälle 
verliert, kann allerdings nicht pauschal geklärt werden. 
Vielmehr ist entscheidend, ob effi ziente ökonomische 
Strukturen bereits in Boomphasen implementiert werden, 
die beispielsweise ein etwaiges Auftreten eines Crow-
ding-out-Effekts verhindern. Dieser kann durch eine über-
mäßige Verlagerung von Kapital und Arbeit in die Rohstoff-
industrie entstehen, so dass sich übrige Sektoren nicht 
wie erwünscht entwickeln können. Außerdem können 
mengenmäßig hohe Rohstoff exporte einen Verlust der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der übrigen Export-
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Abb. 3
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Quellen: UN (2015); World Bank (2015).

sektoren bewirken, da sie zur Aufwertung der heimischen 
Währung beitragen.6 Es zeigt sich also, dass es effizienten 
politischen Institutionen bedarf, um erstens die wirtschaft-
liche Abhängigkeit von der Volatilität der Rohstoffmärkte 
zu verringern. Zweitens müssen Maßnahmen ergriffen 
werden, damit die Dominanz der Rohstoffindustrie selbst 
in Boomphasen nicht überhand nimmt.7 Drittens ist die 
Implementierung von fiskalpolitischen Instrumenten wie 
z.B. nachhaltigen Strukturfonds nötig, um eine Einkom-
mensglättung (»income smoothing«) durch eine dynami-
sche Umverteilung zu erreichen.
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	text-gluch
	text-Weissbart u.a.
	3.US-www

